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Einleitung. 


Karl  Theodor  Welck er  ist  heute  in  weiteren  Kreisen  wohl  nur 
noch  durch  seine  politische  Tätigkeit  bekannt.  Tatsächlich  kann  auch 
niemand,  der  sich  mit  den  deutschen  Verfassungskämpfen  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  eingehender  beschäftigt,  Welckers  Wirken  in  dieser 
Zeit,  insbesondere  seine  Tätigkeit  als  Abgeordneter  in  der  2.  badischen 
Kammer  und  in  der  deutschen  konstituierenden  Nationalversammlung  zu 
Frankfurt  a.  M.,  unbeachtet  lassen.  Ganz  anders  aber  verhält  es  sich,  wenn  wir 
sein  Arbeiten  als  Staatstheoretiker  betrachten.  Kaum  begegnet  uns  heute 
noch  sein  Name  in  den  neueren  publizistischen  Werken,  mit  seinen 
Lehren  setzt  sich  niemand  mehr  auseinander.  Das  hat  zunächst  etwas 
Befremdendes,  da  doch  kaum  erst  ein  halbes  Jahrhundert  verflossen  ist 
seit  jenen  Zeiten,  in  denen  W^ eickers  Ideen  auf  die  weitesten  Kreise 
des  gebildeten  deutschen  Publikums  den  grössten  Einfluss  übten.  Allein, 
wenn  wir  uns  auch  nur  ganz  oberflächlich  mit  Welckers  Werken  be- 
schäftigen, wird  uns  erklärlich,  wieso  seine  Lehre  so  schnell  in  Ver- 
gessenheit geraten  konnte.  Es  ist  ein  uns  in  vieler  Hinsicht  durchaus 
fremder  Geist,  der  uns  in  seinen  Schriften  begegnet,  es  ist  ein  Denken, 
das  wir  in  vieler  Beziehung  nicht  mehr  verstehen  können. 

Nicht  nur  die  Probleme,  die  uns  da  entgegentreten,  sind  uns  zum 
nicht  geringen  Teil  nicht  mehr  geläufig  —  sei  es,  dass  sie  vor  augen- 
blicklich wichtigeren  Fragen  zurücktreten  mussten,  sei  es  auch,  dass  sie 
inzwischen  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  vor  der  Hand  zur 
Ruhe  gebracht  oder  gar  gelöst  wurden,  —  sondern  auch  die  Lösung, 
welche  viele  Fragen  bei  ihm  finden,  erscheint  uns  eigenartig  oder  zum 
mindesten  doch  sehr  einseitig.  So  kann  weder  der  moderne  Dogmatiker 
noch  der  Politiker  aus  Welckers  Lehren  unmittelbare  Anregung  ge- 
winnen. Sie  gehören  mit  einem  Worte  schon  ganz  einer  vergangenen 
Zeit  an,  sie  sind  veraltet. 

Kaum  in  einer  anderen  Zeit  hat  das  Staatsleben  eine  derartig 
schnelle  Entwicklung  durchgemacht  wie  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts ; 
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mit  dieser  Entwickelung  musste  naturgemäss  auch  die  Wissenschaft  vom 
Staate  Hand  in  Hand  gehen.  We Ickers  Lehre  ist  nun  durchaus  ein 
Produkt  ihrer  Zeit,  mit  ihrem  ganzen  politischen  und  wissenschaftlichen 
Denken  auf  das  engste  verknüpft,  vor  allem  auf  Fragen  gerichtet,  die 
gerade  diese  Zeit  interessierten.  Dadurch  wird  zu  einem  grossen  Teile 
verständlich,  dass  die  Lehre,  die  in  den  30er  und  40er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  noch  so  grossen  Einfluss  übte,  heute  schon  über- 
wunden ist.  Andererseits  aber  wird  sie  auch  gerade  durch  diese  Um- 
stände, die  sie  der  heutigen  Wissenschaft  so  entfremden,  interessant  als 
Gegenstand  einer  geschichtlichen  Betrachtung. 

Die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gehört  zu  den  interessan- 
testen Perioden  in  der  Geschichte  der  Staatslehre.  Das  muss  selbst  vom 
Standpunkte  des  heutigen  Dogmatikers  zugegeben  werden,  obwohl  gerade 
damals  die  Wissenschaft  der  Politik  wieder  als  die  herrschende  und 
massgebende  hervortrat  und  die  juristisch-dogmatische  Wissenschaft  in 
den  Hintergrund  drängte1). 

War  es  doch  damals  die  Zeit,  in  der  Frankreich  und  die  süd- 
deutschen Staaten  zum  Konstitutionalismus  übergingen,  in  der  auch  in 
den  beiden  deutschen  Grossmächten  die  neuen  Ideen  immer  mehr  Fort- 
schritte machten,  so  dass  es  auch  für  sie  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit 
war,  wann  bei  ihnen  der  Konstitutionalismus  verwirklicht  werden  würde. 
So  wurden  damals  die  theoretischen  und  positiven  Grundlagen  des 
modernen  konstitutionellen  Staates  gelegt. 

Ist  es  nun  allein  schon  interessant,  vom  historischen  Standpunkte 
aus  zu  beobachten,  wie  sich  allmählich  die  Gedanken  entwickelten,  auf 
denen  unser  heutiges  Staatsrecht  aufgebaut  ist,  so  kommt  noch  als  ein 
weiterer  Umstand  hinzu,  um  das  Interesse  gerade  für  die  damalige 
Staatslehre  zu  erwecken,  dass  sich  in  ihr  selbst  damals  ein  grosser 
Wandel  vollzog. 

In  den  vorhergehenden  Perioden  ist  es  eine  Eigentümlichkeit  der 
Staatslehre,  dass  sich  immer  eine  grosse  Idee  aufweisen  lässt,  die  fast 
allen  Systemen  zugrunde  liegt,  und  neben  der  nur  in  ganz  unbedeutendem 
Masse  andere  sich  behaupten  können.  So  war  es  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert mit  dem  rationalistischen  Naturrechte  der  Fall  gewesen;  wohl 
waren  auch  ihm  hie  und  da  Gegner  entgegengetreten,  doch  ihre  Stimmen 
waren  verhallt  und  ohne  Anklang  in  weiteren  Kreisen  geblieben.  Das 
wird  jetzt  anders,  es  ist  geradezu  als  ob  der  ganze  Ideenreichtum,  der 
bisher  zurückgehalten  worden ,  nun  mit  einem  Male  sich  freie  Bahnen 
gebrochen  habe.  Von  allen  Seiten  entstehen  der  alten  Lehre  die  Gegner, 
und  das  in  einer  Zeit,  in  der  das  Naturrecht  noch  einmal  in  Kants 
Lehre  eine  mächtige  Stütze  gefunden  hatte.  Es  sind  dieselben  Kämpfe, 

l)  Vergl.  Lab  and,  „Über  die  Bedeutung  der  Rezeption  des  römischen  Rechts 
für  das  deutsche  Staatsrecht",  Strassburg  1880,  S.  56. 
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die  uns  in  der  damaligen  Zeit  auf  politischem  Gebiete  begegnen,  die  das 
philosophische  Denken  durchdringen,  die  uns  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Staatslehre  entgegentreten,  es  sind  die  Kämpfe  verschiedener  Weltan- 
schauungen. 

So  ist  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wie  für  die  ganze 
Wissenschaft  so  auch  für  die  Staatslehre  eine  Periode  energischsten 
Arbeitens  und  Ringens. 

Mitten  in  diese  geistigen  Kämpfe  hinein  führt  uns  W  e  1  c  k  e  r  s 
Lehre. 

Welcker  gehört  nicht  zu  den  Männern,  die  als  Bahnbrecher  neuer 
Ideen  in  jener  Zeit  angesehen  werden  dürfen,  die  als  Haupt  einer  Schule 
weiter  wirkten,  er  gehört  aber  auch  nicht  zu  denen,  die  vollständig  in 
den  Lehren  einer  bestimmten  Schule  befangen,  diese  nur  in  bestimmter 
Richtung  weiter  ausarbeiteten.  Sein  wissenschaftliches  Arbeiten  war 
anders  geartet.  Er  sucht  sich,  mit  dem  geistigen  Leben  seiner  Zeit  auf 
das  genaueste  bekannt,  aus  den  verschiedenen  sich  bekämpfenden  An- 
sichten heraus  einen  selbständigen  Standpunkt  zu  gewinnen,  und  ent- 
wickelt so  ein  System,  das  in  vieler  Beziehung  abhängig  von  den  grossen 
Systematikern  doch  in  selbständiger  Weise  zwischen  ihnen  vermittelt. 
Dieser  vermittelnde  Standpunkt  ist  vor  allem  für  seine  Lehre  charak- 
teristisch, er  bedeutet  ihre  Stärke  und  Schwäche,  denn  zweifellos  war 
er  es  gerade,  der  seine  Lehre  dem  Denken  der  Gebildeten  seiner  Zeit- 
genossen so  nahe  brachte  und  somit  ihren  Erfolg  begründete,  zum  andern 
trägt  er  aber  auch  die  Schuld,  dass  seine  Lehre  an  manchen  Unklar- 
heiten und  Widersprüchen  leidet. 

Ihr  vermittelnder  Standpunkt  macht  aber  auch  Welckers  Lehre 
für  eine  historische  Betrachtung  besonders  interessant.  Denn  dadurch 
tritt  uns  in  ihr  das  ganze  Ringen  der  Zeit  besonders  deutlich  entgegen ; 
wir  sehen,  welch  eine  Bedeutung  die  einzelnen  Probleme  für  diese  Zeit 
hatten,  wie  schwer  es  ihr  wurde,  sich  aus  dem  Bannkreise  der  natur- 
rechtlichen Lehre  loszureissen  und  sich  zu  der  modernen  Staatsauffassung 
durchzuarbeiten,  wieviele  Vorurteile  hierzu  zu  überwinden  waren,  und 
wieviele  praktische  Erfahrungen  gemacht  werden  mussten. 

Wenn  wir  so  Welckers  Lehre  rein  aus  ihrer  Zeit  zu  verstehen 
suchen,  dann  werden  wir  manche  interessante  Seiten  an  ihr  entdecken, 
und  wir  werden  auch  finden,  dass  sie,  so  fremd  sie  uns  auch  zunächst 
anmutet,  doch  nicht  nur  eine  Vermittelung  zwischen  den  grossen  Syste- 
matikern darstellt,  sondern  auch  eine  Vermittelung  zwischen  diesen  und 
unserer  Zeit. 

Und  von  diesem  Standpunkte  aus  soll  Welckers  Lehre  im  Fol- 
genden einer  Betrachtung  unterzogen  werden. 

Was  das  Leben  Welckers  betrifft,  so  muss  ich  mich  im  Rahmen 
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dieser  Arbeit  auf  die  Aufzählung  der  wichtigsten  Daten  beschränken1). 
Karl  Theodor  Welcker  wurde  am  29.  März  1790  in  Oberofleiden 
in  Oberhessen  geboren.  Zum  ersten  Male  trat  er  1813  schriftstellerisch 
auf,  schon  in  dem  nächsten  Jahre  wurde  er  außerordentlicher  Professor 
in  Glessen,  und  noch  in  demselben  Jahre  treffen  wir  ihn  als  Professor 
in  Kiel.  Hier  gab  er  zusammen  mit  Falck,  Dahlmann  und  Twesten 
die  „Kieler  Blätter",  das  Organ  des  gemässigten  norddeutschen  Libe- 
ralismus, heraus2).  Seit  1816  lehrte  er  als  Professor  in  Heidelberg 
Staatsrecht,  zu  derselben  Zeit  also,  als  Hegel  daselbst  in  dem  Colleg 
über  Naturrecht  und  Staatswissenschaft  seine  neuen  Ideen  über  den 
Staat  vortrug3).  Aber  auch  hier  war  seines  Bleibens  nicht  lange; 
bereits  im  Jahre  1819  folgte  er  einem  Rufe  als  Professor  nach  Bonn. 
Als  ihm  sein  dortiger  Aufenthalt  durch  eine  Untersuchung,  die  wegen 
angeblicher  demagogischer  Umtriebe  gegen  ihn  eingeleitet  wurde,  die 
aber  ergebnislos  verlief,  verleidet  wurde4),  folgte  er  einem  Rufe  der 
badischen  Regierung  als  Professor  der  Pandekten  und  des  Staatsrechts  nach 
Freiburg  i.  Br.  Seit  1831  gehörte  er  der  badischen  zweiten  Kammer  an 
und  blieb  deren  Mitglied  bis  zum  Jahre  1850  mit  einer  kurzen  Unter- 
brechung in  den  Jahren  1837  bis  1841.  Hier  wurde  er  bald  einer  der 
angesehensten  Führer  der  Liberalen.  Mit  grosser  Entschiedenheit  trat 
er  für  die  Ausbildung  der  konstitutionellen  Verfassung  ein,  aber  ebenso 
widersetzte  er  sich  auch  allen  radikalen  und  revolutionären  Bestrebungen. 
Bei  dieser  Tätigkeit  verlor  er  auch  sein  Ziel,  die  Bildung  eines  ein- 
heitlichen deutschen  Nationalstaates,  nicht  aus  den  Augen.  Bereits  im 
Jahre  1814  hatte  er  in  einer  Rede  Vorschläge  für  die  rechtliche  Aus- 
gestaltung von  Deutschlands  Einheit  gemacht5),  schon  im  Jahre  1831 
brachte  er  in  der  zweiten  Kammer  eine  Motion  ein  auf  eine  Bitte  um 
Verwendung,  dass  der  Durchlauchtigste  deutsche  Bund  seinen  Grundlagen 

J)  Im  übrigen  vergl.  von  Weech  in  den  „Allgemeinen  deutschen  Biographien. 
Auf  Veranlassung  seiner  Majestät  des  Königs  von  Bayern  herausgegeben  durch  die 
historische  Konimission  bei  der  Kgl.  Akademie  der  Wissenschaften".  E.  Leser  in 
den  „Badischen  Biographien".  Bluntschli,  Geschichte  der  neueren  Staatswissen- 
schaft. Allgemeines  Staatsrecht  und  Politik  seit  dem  16.  Jahrhundert  bis  zur  Gegen- 
wart. Willi  Krämer,  Die  politische  Wirksamkeit  Karl  Theodor  Welckers 
in  den  Jahren  1813  bis  1819. 

2)  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahrhundert,  2.  Teil,  6.  Aufl., 

S.  110. 

3)  Vergl.  Jellinek,  „Die  Staatsrechtslehre  und  ihre  Vertreter"  in  „Die  Heidel- 
berger Professoren  aus  dem  19.  Jahrhundert",  S.  266. 

4)  Vergl.  seine  eingehende  Verteidigungsschrift  „Öffentliche  aktenmässige  Ver- 
teidigung gegen  die  öffentliche  Verdächtigung  der  Teilnahme  oder  Mitwissenschaft 
an  demagogischen  Umtrieben  in  und  mit  Abhandlungen  für  das  öffentliche  Recht", 
Stuttgart  1823. 

5)  Deutschlands  Freiheit,  eine  Rede  an  die  Fürsten  und  das  Volk  vor  Eröff- 
nung der  Wiener  Versammlung  von  einem  Deutschen.  Giessen  1814,  besonders  S.  26  ff. 
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gemäss  eine  organische  Vervollkommnung  seiner  Entwicklung  erhalte 
zur  bestmöglichen  Verwirklichung  deutscher  Nationaleinheit  und  deutscher 
staatsbürgerlicher  Freiheit1).  Für  ein  Wirken  in  dieser  Richtung  bot 
sich  ihm  ein  besonders  geeignetes  Feld  in  den  Jahren  1848/49.  Er 
gehörte  zu  den  51  Männern,  die  sich  am  5.  März  1848  in  Heidelberg 
versammelten,  er  wurde  von  ihnen  in  den  „Siebenerausschuss"  gewählt, 
der  „hinsichtlich  der  Wahl  und  der  Einrichtung  einer  angemessenen 
Nationalvertretung  Vorschläge  vorzubereiten  und  die  Einladung  zu  einer 
Versammlung  deutscher  Männer  schleunigst  zu  besorgen''  ersucht  wurde, 
und  nahm  selbst  an  den  Verhandlungen  dieser  Versammlung  des  sog. 
Vorparlaments  in  Frankfurt  a.  M.  teil.  Am  14.  März  1848  ernannte 
ihn  die  badische  Regierung  an  Stelle  des  Freiherrn  von  Blittersdorff 
zum  Bundestagsgesandten,  und  nun  konnte  er,  da  er  auch  von  dem 
14.  badischen  Wahlbezirke  als  Abgeordneter  in  die  Nationalversammlung 
gewählt  wurde,  ganz  seinen  Plänen  der  Schaffung  eines  geeinten  Deutsch- 
lands sich  widmen«  Alle  deutschen  Stämme  zu  einem  Staatsganzen  zu 
vereinen,  war  sein  Gedanke,  daher  trat  er  auch  entschieden  für  den 
Eintritt  der  deutsch-österreichischen  Länder  in  das  neue  Reich  ein. 
So  erklärt  sich  sein  Antrag2),  „die  höchste  Regierungsgewalt  den  Re- 
genten derjenigen  2  Einzelstaaten,  welche  die  grösste  Volkszahl  haben, 
derart  gemeinschaftlich  zu  übertragen,  dass  die  Ausübung  derselben 
von  6  zu  6  Jahren  unter  ihnen  wechsele,  und  dass  für  Verhinderungs- 
fälle jeder  von  ihnen  als  Stellvertreter  des  anderen  Reichsverweser  sei." 
Als  dieser  Antrag  abgelehnt  wurde,  arbeitete  er  einen  Entwurf  für  eine 
Reichsverfassung  aus,  nach  dem  ein  Direktorium  von  7  Mitgliedern  unter 
abwechselndem  Präsidium  der  beiden  Grossmächte  eingesetzt  werden 
sollte.  Wie  sehr  ihn  hierbei  der  Gedanke  leitete,  den  Deutsch-Öster- 
reichern den  Eintritt  in  das  neue  Reich  zu  ermöglichen,  sprach  er  in 
einer  Rede  am  19.  März  1849  in  der  Nationalversammlung  selbst  mit 
den  Worten  aus:  „Ich  stimmte  für  das  einzige,  was  Osterreich  mit  uns 
verbinden  kann,  für  die  schlechteste  Form,  ich  gestehe  es  offen,  für 
das  Direktorium"3).  In  seinen  Erwartungen  wurde  er  bitter  enttäuscht 
als  am  11.  März  in  Frankfurt  a.  M.  bekannt  wurde,  dass  in  Osterreich 
die  „unteilbare  und  unauflösbare  konstitutionelle  Erbmonarchie"  prokla- 
miert sei,  und  so  jede  Hoffnung  auf  Einschluss  der  Deutsch-Österreicher 
in  das  neue  Reich  schwand.  Doch  sofort  stand  ihm  der  Gedanke  fest, 
dass  nun  für  ,,die  noch  mögliche  Einheit  des  Vaterlandes"  gearbeitet 

*)  Karl  v.  Rotteck,  „Geschichte  des  Badischen  Landtags  von  1831",  S.  223, 
ferner  vergl.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  10.  Bd.,  S.  406. 

2)  Vergl.  Franz  Wigard,  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen 
der  deutschen  konstituierenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.,  B.  7, 
S.  4797  ff. 

3)  Stenographischer  Bericht,  Bd.  8,  S.  5803. 
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werden  müsste.  Daher  brachte  er  schon  am  12.  März  den  Antrag 
ein,  „die  gesamte  deutsche  Reichsverfassung,  so  wie  sie  jetzt  nach 
der  ersten  Lesung  mit  Berücksichtigung  der  Wünsche  der  Regie- 
rungen von  dem  Yerfassungsausschuss  redigiert  vorliegt,  durch  einen 
einzigen  Gesamtbeschluss  der  Nationalversammlung  anzunehmen  und 
jede  heilsame  Verbesserung  dem  nächsten  verfassungsmässigen  Reichs- 
tage vorzubehalten  und  die  in  der  Verfassung  festgestellte  erbliche 
Kaiserwürde  seiner  Majestät  dem  König  von  Preussen  zu  übertragen"  *). 
Allein  sein  Antrag  fand  keine  Mehrheit;  erst,  nachdem  verschiedene 
Änderungen  an  dem  Verfassungsentwurfe  vorgenommen  waren,  wurde 
dieser  angenommen  und  der  Beschluss  gefasst,  dem  Könige  von  Preussen 
die  erbliche  Kaiserwürde  zu  übertragen2). 

Und  wieder  erlebte  Welcker  eine  schwere  Enttäuschung,  als 
Friedrich  Wilhelm  IV.  die  ihm  angebotene  Kaiserkrone  ausschlug. 
Allein  auch  jetzt  trug  er  sich  immer  noch  mit  dem  Gedanken,  dass 
die  Erfüllung  seiner  Wünsche  möglich  sei.  Erst  am  26.  Mai  1849  trat 
er  aus  der  Nationalversammlung  aus,  als  sein  Antrag  abgelehnt  wurde, 
in  eine  an  das  deutsche  Volk  zu  richtende  Proklamation  einen  Zusatz 
aufzunehmen,  wonach  jede  Einmischung  Fremder  in  die  inneren  vater- 
ländischen Zwiste  entschieden  zurückgewiesen  werden  sollte 3).  Denn  durch 
diese  Ablehnung  hatte  die  Mehrheit  nach  seiner  Meinung  ausgesprochen, 
dass  ihre  Bestrebungen  noch  ein  anderes  Ziel  haben  als  die  Durchfüh- 
rung der  unveränderten  Reichsverfassung  in  allen  ihren  Teilen4). 

Damit  trat  Welcker,  abgesehen  von  der  Vertretung  des  Wahl- 
kreises Bretten  in  der  2.  Badischen  Kammer  im  Jahre  1850,  aus  dem 
öffentlichen  Leben  zurück.  Sein  Amt  als  Bundestagsbevollmächtigter 
hatte  er  schon  vorher  niedergelegt,  seiner  Professur  war  er  im  Jahre 
1832  wegen  seiner  Haltung  als  Landtagsabgeordneter  entsetzt  worden; 
allerdings  hatte  er  sie  im  Jahre  1840  wieder  erhalten,  aber  sie  bereits 
im  Jahre  1841  wieder  verloren,  da  er  für  2  Richter,  die  als  Abgeord- 
nete in  die  2.  Kammer  gewählt  von  der  Regierung  keinen  Urlaub  er- 
halten hatten,  auf  das  Energischste  Partei  ergriff.  Erst  als  in  den 
60  er  Jahren  der  Liberalismus  wieder  Einfluss  auf  das  Staatsleben  erhielt, 
trat  auch  er  wieder  in  die  Öffentlichkeit.  In  den  veränderten  Zeitver- 
hältnissen konnte  er  sich  aber  nicht  mehr  zurecht  finden.  So  sehen 
wir  ihn,  als  die  Einigung  Deutschlands  unter  Preussens  Führung  sich 
zu  vollziehen  begann,  unter  den  entschiedensten  Gegnern  Preussens.  Die 
Einigung  des  Deutschen  Reiches  hat  er  nicht  mehr  erlebt,  er  starb  am 
10.  März  1869  in  Neuenheim  bei  Heidelberg. 

x)  Stenographischer  Bericht,  Bd.  8,  S.  5666. 

2)  Vergl.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  Bd.  11,  S.  107 ff. 

3)  Stenographischer  Bericht,  Bd.  9,  S.  6735  ff. 

4)  Vergl.  Austrittserklärung  in  dem  stenographischen  Bericht,  Bd.  9,  S.  6761. 


§  1.  Der  methodische  Charakter  von  Welckers  Lehre. 


Von  Welcker  besitzen  wir  keine  systematische  Darstellung  seiner 
Staatslehre;  wir  sind  daher  gezwungen,  uns  diese  aus  seinen  einzelnen 
Schriften  zusammenzustellen.  Eine  derartige  Arbeit  bietet  oft  die 
Schwierigkeit,  sowohl  dem  logischen  Aufbaue  als  auch  der  Entwicklung, 
welche  die  Lehre  eines  Mannes  im  Laufe  der  Zeit  durchgemacht  hat, 
gerecht  zu  werden.  Dies  ist  jedoch  bei  Welcker  nicht  der  Fall,  da 
er  im  Laufe  der  Zeit  seine  Lehre  in  den  Grundgedanken  im  wesent- 
lichen nicht  umgewandelt,  sondern  nur  weiter  entwickelt  und  vertieft 
hat.  Dagegen  aber  bedingt  der  Mangel  einer  systematischen  Darstellung 
für  uns  die  Notwendigkeit,  zunächst  selbst  den  Ausgangspunkt  aufzu- 
suchen, auf  dem  sich  das  ganze  Lehrgebäude  erhebt,  denn  nur  so 
werden  wir  in  der  Lage  sein,  seine  Gedankengänge  aus  sich  und  ihrer 
Zeit  heraus  zu  verstehen. 

Wir  unterscheiden  heute  in  dem  grossen  Wissenschaftsgebiete, 
das  früher  unter  der  einheitlichen  Bezeichnung  Politik  zusammengefasst 
wurde,  einerseits  die  eigentliche  Politik  als  die  Wissenschaft,  welche 
Werturteile  zum  Inhalte  hat,  und  andererseits  die  Staatslehre,  welche 
wesentlich  Erkenntnisurteile  enthält1).  Je  nachdem  nun  eine  Lehre  zu 
der  einen  oder  der  anderen  dieser  beiden  Kategorien  gehört,  ist  auch 
ihr  Ausgangspunkt  verschieden.  Setzt  sich  ein  Schriftsteller  lediglich 
die  Erkenntnis  eines  gegebenen  Zustandes  zur  Aufgabe,  so  ist  dasjenige 
Moment,  welches  für  die  Erfassung  und  Beurteilung  seiner  Lehre 
wesentlich  ist,  ein  rein  methodisches,  es  fragt  sich  dann  eben  nur,  wie 
wird  in  diesem  Systeme  die  Erkenntnis  zu  gewinnen  versucht;  anders 
dagegen  verhält  es  sich,  wenn  eine  Lehre  darauf  ausgeht,  einen  Wert 
festzustellen.  Hier  ist  das  für  die  Erfassung  des  Systems  wesentliche 
Moment  nicht  methodischer,  also  formeller  Art,  sondern  es  liegt,  wenn 
man  so  sagen  darf,  auf  materiellem  Gebiete,  es  ist  ein  Grundwert. 

Allerdings  wird  auch  hier  eine  methodische  Frage  dazu  kommen, 
nämlich  die,  wie  dieser  Grundwert  gefunden  wird,  allein  diese  Frage  ist 


x)  Jellinek,  „Allgemeine  Staatslehre",  2.  Aufl.,  S.  13- 
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in  einer  solchen  Lehre  für  den  Aufbau  des'  Systems  von  gar  keiner  oder 
doch  nur  untergeordneterer  Bedeutung. 

Bevor  wir  daher  die  Frage  nach  dem  Ausgangspunkte  von  Welckers 
Lehre  beantworten  können,  müssen  wir  uns  über  deren  Charakter  klar 
werden. 

Das  Problem,  welches  hinter  allen  Untersuchungen  der  damaligen 
Staatslehre  steht,  und  das  man  deshalb  bei  der  Beurteilung  des  allge- 
meinen Charakters  aller  dieser  Lehren  nicht  aus  dem  Auge  verlieren 
darf,  ist  die  Erfassung  der  neuen  konstitutionellen  Staaten.  Diese  Auf- 
gabe kann  an  sich  vom  juristischen  Standpunkte  aus  gestellt  und  rein 
juristisch  gelöst  werden;  es  muss  daher  zunächst  erstaunen,  eine  eigent- 
liche Staatsrechtslehre,  die  sich  die  Erfassung  der  rechtlichen  Natur  des 
Staates  und  der  staatsrechtlichen  Grundbegriffe  zur  Aufgabe  macht1), 
in  der  damaligen  Literatur  nicht  oder  doch  nur  in  geringem  Umfange 
zu  finden.  Allein  bei  genauerer  Prüfung  ergibt  sich,  dass  dieser  Mangel 
nicht  nur  vollauf  verständlich  ist,  sondern  dass  auch  die  Gründe,  auf 
denen  er  beruht,  zugleich  den  Charakter  der  damaligen  Staatslehre  er- 
klären. Es  muss  infolgedessen  auf  diese  Gründe  kurz  eingegangen 
werden,  damit  wir  so  den  allgemeinen  Charakter  der  Staatslehre  fest- 
stellen. Auf  diese  Weise  wird  es  uns  dann  auch  möglich  sein,  Welckers 
Lehre  gegenüber  den  richtigen  Standpunkt  zu  gewinnen. 

Die  dogmatische  juristische  Behandlung  eines  gegebenen  Rechts- 
stoffes besteht  darin,  die  Vielheit  der  gegebenen  Rechtssätze  auf  allge- 
meine Begriffe  zurückzuführen2).  Der  Jurist  stellt  sich  die  Aufgabe, 
festzustellen,  wie  ein  bestimmtes  Rechtsinstitut  gedacht  werden  muss, 
damit  alle  auf  dasselbe  sich  beziehenden  Normen  zu  einer  widerspruchs- 
losen Einheit  zusammengefasst  werden  können3).  Begriffe  von  den  ein- 
zelnen Rechtsinstituten  zu  bilden,  ist  also  die  dogmatisch-juristische 
Aufgabe4).  Wie  dieses  geschieht,  soll  im  Folgenden  nur  so  weit  ange- 
deutet werden,  wie  es  nötig  ist,  um  die  Schranken  dieser  Methode  fest- 
zustellen, denn  auf  diese  nur  kommt  es  hier  an. 

Die  einfachste  Art  einer  solchen  Begriffsbildung  wird  sich  derart 
vollziehen,  dass  zunächst  die  auf  ein  bestimmtes  Rechtsinstitut  sich  be- 
ziehenden Normen  in  Urteile  aufgelöst  und  aus  diesen  Urteilen  Begriffe 
entwickelt  werden5).   Durch  eine  Zusammenstellung  dieser  Begriffe  kann 

x)  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  11. 

2)  Vergl.  Laban d,  „Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches."  4.  Aufl.  Vor- 
wort. S.  VI  u.  IX. 

3)  Jellinek,  „System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte",  2.  Aufl.  S.  16  f. 

4)  Auf  die  Fragen,  ob  die  juristische  Wissenschaft  mit  dieser  Methode  aus- 
kommt, soweit  sie  sich  die  Gesetzesauslegung  zur  Aufgabe  macht,  sowie  des  weiteren, 
in  welchem  Verhältnisse  dieser  Teil  der  juristischen  Wissenschaft  zu  der  oben  skiz- 
zierten jur.  Dogmatik  steht,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

5)  Radbruch,  „Der  Handlungsbegriff  in  seiner  Bedeutung  für  das  Straf  rechts- 
system",  Berlin  1904,  S.  12  u.  28.    Es  kann  also  der  Denkinhalt  des  Rechtssatzes, 
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das  betreffende  Rechtsinstitut  in  seinen  Eigenschaften  bestimmt  werden. 
Allein  diese  Arbeit  ist  noch  nicht  die  Lösung  der  juristisch-dogmati- 
schen Aufgabe,  wie  wir  sie  eben  skizziert  haben,  sie  ist  vielmehr  nur 
eine  Vorstufe  von  ihr;  denn  eine  Zurückführ ung  der  Vielheit  der 
Normen  auf  Einheiten  ist  damit  noch  in  keiner  Weise  bewirkt.  Hierzu 
ist  vielmehr  notwendig,  dass  die  Vielheit  der  Eigenschaften,  die  so  be- 
stimmt sind,  auf  einheitliche  Grundeigenschaften  zurückgeführt  werden, 
aus  denen  sich  dann  die  aus  den  Rechtssätzen  entwickelten  Eigen- 
schaften als  juristisch-logische  Folge  ergeben.  Die  Grundeigenschaften 
müssen  daher  begrifflich  so  gefasst  sein,  dass  sie  die  weiteren  Eigen- 
schaften in  sich  enthalten.  Die  wesentliche  juristisch-dogmatische  Tätig- 
keit ist  daher  das  begriffliche  Feststellen  dieser  Grundeigenschaften 
oder  der  Grundbegriffe.  Dieses  kann,  da  es  sich  um  juristische  Begriffe 
handelt,  auch  nur  nach  juristischer  Methode  erfolgen.  Daher  werden 
diese  Begriffe  teils  unmittelbar  aus  anderen  Rechtsnormen  entwickelt, 
teils  aber  werden  sie  auch  durch  Abstraktion  aus  Begriffen  gebildet, 
die  selbst  wieder  unmittelbar  oder  mittelbar  aus  der  Rechtsordnung 
gewonnen  sind. 

Diese  kurze  Andeutung  genügt  für  unsere  Zwecke.  Sie  zeigt,  dass 
für  jede  juristische  dogmatische  Behandlung  einer  Rechtsordnung  Voraus- 
setzung ist,  dass  es  möglich  ist,  die  durch  die  Rechtsordnung  geschaffenen 
Begriffe  aus  allgemeineren  Begriffen  abzuleiten,  und  dass  diese  juristische 
Arbeit  umso  ergiebiger  ist,  in  je  höherem  Masse  diese  Ableitung  gelingt. 
Es  ist  daher  weiter  zu  betrachten,  von  welchen  Momenten  eine  der- 
artige Arbeit  abhängig  ist.  Die  allgemeinen  Begriffe  sind  nach  dem 
Ausgeführten  aus  Gedanken  entwickelt,  die  in  der  Rechtsordnung  schon 
anderwärts  verwendet  sind.  Infolgedessen  wird  die  dogmatische  Be- 
handlung umso  ergiebiger  sein,  je  mehr  in  den  zu  untersuchenden 
Rechtssätzen  Gedanken  enthalten  sind,  die  mit  bisher  in  dem  Rechte 
schon  anerkannten  Gedanken  übereinstimmen.  Ist  dieses  nicht  der  Fall, 
sind  Gedankenverbindungen  in  der  neuen  Rechtsordnung  enthalten,  die 
mit  den  bisherigen  Ideen  nur  teilweise  identisch  sind,  teilweise  aber  in 
Widerspruch  stehen,  so  muss  die  Wissenschaft  nunmehr  zunächst  fest- 
stellen, ob  sie  das  neue  Recht  noch  aus  ihren  bisherigen  Begriffen  er- 
klären und  die  Abweichungen  lediglich  als  Ausnahmen  darstellen  kann, 
oder  ob  dieses  nicht  mehr  möglich  ist,  weil  die  Ausnahmen  zu  über- 
wiegende Bedeutung  haben,  daher  die  Unterscheidung  von  Regel  und 
Ausnahme  sich  nicht  mehr  wie  bisher  aufrecht  erhalten  lässt.  Ist 
letzteres  der  Fall,  so  ist  die  juristische  Dogmatik  vor  eine  grosse 
Schwierigkeit  gestellt ;  sie  muss  dann  gewissermassen  von  Grund  aus 
ihr  System  revidieren,  sie  muss  hierzu  ihre  bisherigen  Begriffe  einer 


der  Rechtsgedanke,  nicht  lediglich  in  der  Form  des  Rechtssatzes,  sondern  auch  in 
der  Begriffsform  aufgefasst  werden. 
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derartigen  Umarbeitung  unterziehen,  dass  sie  nunmehr  auch  die  Neu- 
erscheinungen umfassen  und  verständlich  machen.  Allein  auch  diese 
Aufgabe  ist  nur  zu  lösen,  wenn  die  neue  Rechtsordnung  in  sich  auf 
einheitlichen  Gedanken  aufgebaut  ist,  denn  Einzelheiten,  die  keinem 
Prinzip  entstammen,  lassen  sich  auch  nicht  auf  ein  solches  zurück- 
führen, daher  auch  nicht  juristisch  begrifflich  fassen 1). 

Nachdem  wir  so  in  aller  Kürze  die  Voraussetzungen  einer  juristisch- 
dogmatischen Wissenschaft  aufgeführt  haben,  brauchen  wir  nur  einen 
flüchtigen  Blick  auf  den  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
bestehenden  öffentlichen  Rechtszustand  zu  werfen,  um  zu  erkennen,  dass 
auch  keine  dieser  Voraussetzungen  damals  gegeben  war. 

Das  alte  Reich  war  erloschen,  die  einzelnen  Territorien  waren 
souveräne  Staaten  geworden,  aus  den  ständischen  Staaten  waren  ab- 
solute Monarchien  geworden,  diese  waren  wieder  zum  Konstitutionalismus 
übergegangen.  Überall  also  neue  Ideen;  aus  den  der  Vergangenheit 
entnommenen  Gedanken  konnte  man  unter  diesen  Umständen  die  Gegen- 
wart nicht  mehr  verstehen.  Und  welches  Bild  bot  diese  selbst?  Den 
Kampf  zwischen  dem  älteren,  aus  der  Zeit  der  Reichsverfassung  in  die 
Gegenwart  hineinragenden  und  einem  neuen  Rechte  sieht  Albrecht 
damals  mit  Recht  als  Charakteristikum  des  Rechtszustandes  an2). 
Neben  Rechtseinrichtungen  aus  der  Zeit  des  alten  Reiches  und  der  ab- 
soluten Monarchie  standen  die  Gesetze  des  konstitutionellen  Staates. 
Kaum  war  der  Kampf  der  neuen  Staatsordnung  gegen  den  feudal- 
patrimonial-ständischen  Staat  einigermassen  zur  Ruhe  gekommen,  da 
erhob  sich  schon  wieder  der  neue  Kampf  des  konstitutionellen  Staates 
gegen  das  alte  absolute  selbstherrliche  Königtum3).  Ideen,  die  sich  nicht 
vereinen  Hessen,  stiessen  so  überall  aufeinander. 

Das  Gesagte  genügt  wohl,  um  allgemein  zu  zeigen,  dass  in  der 
damaligen  Zeit  für  juristisch-dogmatische  Untersuchungen  über  den 
Staat  zunächst  kaum  Möglichkeit  gegeben  war. 

Andererseits  aber  wäre  es  durchaus  falsch,  die  gesammte  Staats- 
lehre der  damaligen  Zeit  rein  als  politische  Lehre  anzusehen;  wir 
würden  auf  diese  Weise  nicht  in  der  Lage  sein,  einem  grossen  Teile 
der  damaligen  Schriftsteller  gerecht  zu  werden.  Allerdings  lässt  sich 
nicht  leugnen,  dass  eine  nicht  geringe  Anzahl  der  Schriften,  die  sich 
als  Staatslehre  ausgaben,  rein  politischen  Inhalts  sind,  also  lediglich 
das  Seinsollende  zeigen  wollen,  ohne  die  Erkenntnis  des  Gegebenen  sich 

x)  Vergl.  dazu  auch  Ihering  „Geist  des  römischen  Rechts",  4.  Aufl.,  2.  Bd., 
Seite  353. 

2)  Vergl.  Alb  recht,  Besprechung  von  Mauren  breche  rs  „Grundsätze  des 
heutigen  Staatsrechts"  in  den  Göttinger  gelehrten  Anzeigen  1837,  S.  1490 

3)  Jellinek,  „Der  Kampf  des  alten  mit  dem  neuen  Rechte",  Prorektoratsrede 
Heidelberg  1907,  S.  22  ff,  40  ff. 
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zur  Aufgabe  zu  machen.  Diese  scheiden  für  unsere  Betrachtung  voll- 
ständig aus.  Es  kommen  vielmehr  nur  jene  Schriftsteller  für  unsere 
Untersuchung  in  Betracht,  die,  bei  allen  anderen  Absichten,  doch  auch 
die  Erfassung  des  gegebenen  Rechtszustandes  erstrebten,  denn  zu  ihnen 
ist  meines  Erachtens  auch  Welcker  zu  zählen. 

Es  handelt  sich  also  jetzt  um  die  Frage,  wie  suchte  die  damalige 
Staatslehre  eine  Erfassung  des  Gegebenen  zu  gewinnen,  da  sie  mit 
juristisch-dogmatischer  Methode  dazu  nicht  in  der  Lage  war. 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  brauchen  wir  nur  den  obigen 
Gedankengang  fortzusetzen.  Wir  sahen,  die  dogmatisch- juristische 
Methode  konnte  deshalb  nicht  bestehen,  weil  sie  nicht  imstande  war, 
einen  Ausweg  aus  dem  Gewirre  der  sich  kreuzenden  Gedanken  zu 
finden,  mit  anderen  Worten,  weil  sie  nicht  die  Möglichkeit  gab,  Grund- 
gedanken aus  dem  Eechte  zu  entwickeln  und  so  das  Verhältnis  von 
Regel  und  Ausnahme  zu  bestimmen.  Die  Lösung  dieser  Aufgabe  war 
aber  nicht  nur  aus  wissenschaftlichen  Interessen  geboten,  sondern  sie 
war  auch  von  grösster  praktischer  Bedeutung  für  das  ganze  staatliche 
Leben. 

Wollte  man  hier  weiter  kommen,  so  bot  sich  nur  eine  Möglichkeit 
dar,  man  musste  zur  Erfassung  des  gegebenen  Rechtszustandes  über  die 
positiven  Rechtsordnungen  hinausgreifen,  man  musste  Gedanken,  die 
nicht  auf  juristischem  Wege  aus  dem  Rechte  gefunden  waren,  zur  Er- 
fassung des  Rechtes  einführen,  man  musste  mit  anderen  Worten  die 
Staatslehre  durch  die  Politik  ergänzen.  Dieser  Weg  lag  denn  auch  für 
die  damalige  Wissenschaft  nicht  fern,  sie  brauchte  nur  in  den  Bahnen 
der  bisherigen  Staatslehre  weiter  zu  gehen. 

Im  17.  und  18.  Jahrhundert  stand  die  Staatslehre  ebenso  wie  die 
übrige  Rechtswissenschaft  fast  durchweg  unter  dem  Einflüsse  des  Natur- 
rechts. Das  Naturrecht  ging,  um  nur  die  uns  hier  interessierende  Seite 
zu  betonen,  davon  aus,  dass  die  Vernunft  eine  höhere  formelle  Rechts- 
quelle sei,  aus  der  das  Recht  hervorgehe  auch  ohne  staatliche  Satzung, 
so  dass  das  mit  der  Vernunft  übereinstimmende  Recht  auch  formell  giltig 
sei.  Infolgedessen  sucht  es  nicht  induktiv  aus  dem  positiven  Rechte 
Recht  und  Staat  zu  begreifen,  sondern  macht  sich  zur  Aufgabe,  rein 
deduktiv  aus  Vernunftsätzen  eine  Rechtsordnung  zu  entwickeln.  Es 
braucht  hier  nicht  weiter  darauf  eingegangen  zu  werden,  wie  diese  Ent- 
wicklung in  den  einzelnen  Systemen  vorgenommen  wird,  welche  Grenzen 
sie  findet,  und  ob  diese  Methode  in  konsequenter  Weise  überhaupt 
durchführbar  ist.  Für  unsere  Zwecke  genügt  schon  das  bisher  Aus- 
geführte, weil  es  zeigt,  dass  diese  Staatslehre  unabhängig  von  dem  ge- 
gebenen positiven  Rechte  die  Erfassung  des  Rechtszustandes  erstrebte, 
dass  sie  so  einen  Massstab  besass,  der  es  ihr  ermöglichte,  in  dem  posi- 
tiven Rechte  Grundideen  festzustellen  und  für  es  das  Verhältnis  von 
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Regel  und  Ausnahme  zu  bestimmen,  und  dass  sie  des  weiteren  auch  in 
der  Lage  war,  die  Lücken  der  positiven  Gesetzgebung  auszufüllen. 

Das  aber  sind  Umstände,  die  nicht  nur  dem  wissenschaftlichen 
Bedürfnisse  nach  Klärung  des  gegebenen  Rechtszustandes  entsprachen, 
sondern  die  auch  unmittelbar  dem  Bedürfnisse  der  Praxis  der  damaligen 
Zeit  entgegenkamen. 

Andererseits  aber  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  diese  Staats- 
lehre auch  grosse  Mängel  hatte.  Indem  sie  die  Vernunft  zu  ihrem 
einzigen  Massstabe  erhob  und  alle  Einrichtungen  nur  aus  der  Vernunft 
abzuleiten  suchte,  konnte  sie  in  vielen  Fällen  den  Erscheinungen  des 
Rechtslebens,  die  nicht  allgemein  aus  der  „Vernunft"  sich  ergaben,  die 
aber  trotzdem  nach  Lage  der  konkreten  Verhältnisse  zweckmässig  waren, 
nicht  gerecht  werden1);  ihr  System  war  eben  dadurch,  dass  es  weder 
aus  dem  gegebenen  Stoffe  induzierte  noch  in  seinen  Deduktionen  auf 
diesen  Rücksicht  nahm,  ohne  Zusammenhang  mit  dem  positiven  Rechte. 
Diese  Einseitigkeit  war  der  früheren  Zeit,  in  der  die  positiv  geltenden 
Rechtsquellen  nur  die  Rechtsordnung  des  untergehenden  Staates  ent- 
hielten, in  der  es  aber  für  den  aufkommenden  Staat  nur  eine  Idee,  kein 
positives  Recht  gab2),  nicht  als  Nachteil  erschienen;  die  Staatslehre 
einer  Zeit  dagegen,  in  der  die  positiven  Rechtsquellen  die  modernen 
Gedanken  ebenfalls  zu  verwirklichen  suchten,  musste  diesen  Mangel 
empfinden. 

Diesen  Fehler  galt  es  daher  zu  vermeiden.  Allein,  wie  war  das 
möglich?  Soweit  die  Wissenschaft  den  positiven  Rechtszustand  in 
seinem  ganzen  Umfange  zu  begreifen  suchte,  konnte  sie  nichts  anderes 
tun,  als  seinen  historischen  Ursprung  und  sein  Werden  nachweisen  und 
verständlich  machen.  Sie  musste,  um  die  Einzelheiten  darstellen  zu 
können,  darauf  verzichten,  von  grossen  Grundideen  aus  ein  System  auf- 
zubauen. Allein  damit  war  weder  dem  wissenschaftlichen  noch  dem 
praktischen  Bedürfnisse  gedient.  Die  damalige  Wissenschaft  musste, 
wollte  sie  nicht  ihre  grosse  Aufgabe,  an  der  Ausbildung  und  Weiter- 
entwicklung des  bestehenden  Rechtes  mitzuarbeiten,  aufgeben,  über  eine 
dem  positiven  Zustande  gegenüber  schöpferische  Methode  verfügen.  Das 
Streben,  die  Methode  zu  finden,  die  einerseits  dieser  Anforderung  ge- 
nügte, andererseits  aber  auch  dem  positiven  Rechte  in  weitergehendem 

x)  Es  ist  wohl  etwas  übertrieben,  wenn  Stahl  als  Charakteristikum  des  Ratio- 
nalismus des  damaligen  Naturrechts  anführt,  dass  es  nur  das  anerkannt  habe,  was 
aus  den  Vernunftgesetzen  sich  ergeben  habe,  alles  andere  aber,  was  nach  diesen 
Gesetzen  so  oder  anders  beschaffen  sein  könnte,  ausgeschlossen  habe.  In  dem  im 
Texte  angeführten  Umfange  aber  wird  diese  Behauptung  durch  die  naturrechtliche 
Schule  bestätigt.  Vergl.  Stahl  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.,  1847. 
Seite  87. 

2)  Lab  and,  „Über  die  Bedeutung  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  für 
das  deutsche  Staatsrecht",  S.  52. 
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Masse  als  der  Rationalismus  gerecht  werden  konnte,  charakterisiert 
einen  grossen  Teil  der  damaligen  Staatslehre.  Hierher  ist  auch 
Welckers  Lehre  zu  zählen.  Das  bestätigt  er  selbst,  wenn  er  schreibt 
„Untauglich  ist  jene  zunächst  aus  dem  subjektiven  Geiste  erschaffene, 
rein  philosophische  apriorisch  und  synthetisch  konstruierende  Methode, 
welche  eine  höchste  angeblieh  reine  Vernunftwahrheit  an  die  Spitze 
stellt,  von  ihr  aus  zu  dem  Zusammengesetzten,  Ausseren  und  Besonderen, 
also  von  Grundprinzipien  zu  den  Folgesätzen  fortschreitet.  Und  ebenso- 
wenig genügt  für  ein  vernünftiges  praktisches  Staatsgesetz  freier  nach 
Vervollkommnung  strebender  Menschen  die  bloss  historische  und  positive 
Beschreibung  und  Darstellung  der  historischen  oft  unvollkommenen 
Einzelheiten,  die  uns  die  historische  und  positive  Juristenschule  bietet. 
Nein,  unseren  Zwecken  entspricht  jene  zunächst  vom  objektiv  Gegebenen 
ausgehende  historische  (oder  vollständiger  anthropologisch-historische), 
philosophische,  analytische  Methode  der  ersten  praktischen  Staats- 
weisen"2). Aus  diesem  Bemühen,  einen  Ausgleich  zwischen  den  beiden 
geschilderten  Bichtungen  zu  finden,  ergab  sich  nach  den  bisherigen 
Ausführungen  für  die  Wissenschaft  die  Notwendigkeit,  einerseits 
ausserhalb  des  positiven  Bechts  einen  Ausgangspunkt  zu  suchen,  da 
es  ihr  so  nur  möglich  wurde,  Grundgedanken  in  dem  positiven  Rechte 
aufzudecken,  andererseits  aber  auch  diesen  Ausgangspunkt  so  zu 
wählen,  dass  er  mit  dem  positiven  Rechte  in  möglichst  enger  Be- 
ziehung stand,  um  so  möglichst  an  das  positive  Recht  selbst  anknüpfen 
zu  können. 

Wie  sollte  man  aber  diesen  Ausgangspunkt  gewinnen?  Induktiv, 
allein  aus  dem  positiven  Rechte  war  man,  wie  wir  sahen,  dazu  nicht  in 
der  Lage.  Andererseits  konnte  man  den  tatsächlichen  Zustand  nur  durch 
historische  Entwicklung  überhaupt  erklären.  Was  lag  da  näher,  als  den 
Versuch  zu  wagen,  die  beiden  extremen  Richtungen  gewissermassen  zu 

*)  Staatslexikon,  herausgegeben  von  Rotteck  und  Welcker,  2.  Aufl.  1.  Bd. 
S.  36/37. 

'l)  Wenn  er  weiter  ausführt:  „Diese  Methode  fasst  das  in  der  Natur  und  Ge- 
schichte gegebene  ganze  zusammengesetzte  Staatsleben  auf  und  sucht  durch  Auf- 
lösung und  Vergleichung  seiner  besonderen  Bestandteile  nnd  Verhältnisse,  durch 
logische  Zurückführung  derselben  auf  das  ihnen  zugrunde  liegende,  in  ihnen  schaffende 
und  sie  verbindende  Allgemeine  dieses  letztere  zu  finden.  Sie  sucht  von  den  Folge- 
sätzen rückwärts  schliessend  zu  gemeinschaftlichen  höchsten  Grundsätzen  zu  gelangen, 
sie  sucht  die  naturgesetzlichen  und  historischen  Grundgesetze  wie  die  anerkannten 
höchsten  Vernunftideen  und  Zwecke  der  Völker",  so  sind  diese  Ausführungen  vor- 
erst noch  nicht  ganz  verständlich,  ja  sie  sind  sogar  geeignet,  uns  hier  auf  falsche 
Wege  zu  führen.  An  dieser  Stelle,  wo  es  allein  darauf  ankommt,  den  Ausgangs- 
punkt für  Welk  er 's  System  festzustellen,  müssen  wir  vielmehr  von  ihnen  ganz  ab- 
sehen und  die  im  Texte  angestellte  Betrachtung  fortsetzen,  dann  wird  es  im  Laufe 
der  Darstellung  möglich  sein,  zu  zeigen,  wie  die  hier  zitierten  Ausführungen  aufzu- 
fassen sind. 
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vereinen,  und  daher  zu  versuchen,  den  Ausgangspunkt,  für  das  System  der 
Staatslehre  aus  der  historischen  Entwicklung  zu  gewinnen.  Und  diesen  Weg 
schlug  in  der  Tat  ein  Teil  der  Publizisten,  zu  denen  auch  Welcker 
gehört,  ein.  Das  Ziel,  dem  man  zustrebte,  war  erreicht,  wenn  es  gelang, 
das  historische  Geschehen  ganz  oder  wenigstens  doch  in  seinen  Haupt- 
zügen auf  ein  einheitliches  Prinzip  zurückzuführen.  Dann  brauchte 
man  nur  dieses  des  Näheren  zu  erforschen  und  zu  bestimmen,  um  die 
Gegenwart  von  einem  höheren  Standpunkte  aus  begreifen  zu  können 
und  ihrer  Weiterentwicklung  nicht  vollständig  verständnislos  gegenüber 
zu  stehen1).  In  welcher  Weise  dieses  geschah,  kann  hier  noch  unerörtert 
bleiben,  wo  es  sich  nur  um  eine  methodische  Frage  handelt;  nur  auf 
einen  Punkt  möchte  ich  noch  hinweisen.  In  methodischer  Beziehung  ist 
der  Weg,  den  die  Staatslehre  somit  beschritt,  äusserst  interessant. 
Von  unserem  heutigen  wissenschaftlich-methodischen  Standpunkte  aus  ist 
diese  Staatslehre  allerdings  nicht  weniger  politisch  als  die  rationalistisch- 
naturrechtliche,  hatte  diese  die  Vernunft  als  Wert  zur  Erfassung  des 
gegebenen  Rechtes  eingeführt,  so  führt  jene  einen  historischen  Wert  ein, 
andererseits  weichen  aber  beide  Richtungen  methodisch  wesentlich  von- 
einander ab.  Wir  unterscheiden  heute  in  der  Staatslehre  eine  Staats- 
rechtslehre und  eine  soziale  Staatslehre.  Während  erstere  den  Staat 
als  rechtliche  Institution  zu  erfassen  sucht,  macht  letztere  sich  das  Be- 
greifen des  Staates  als  eines  gesellschaftlichen  Gebildes  zur  Aufgabe2). 
Diese  Teilung  der  Staatslehre  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass  der  Staat 
in  seiner  Totalität  diesen  beiden  Gebieten  angehöre.  Die  naturrecht- 
liche Staatslehre  hatte  nun  infolge  ihres  Rationalismus  den  Staat  ledig- 
lich als  Rechtsinstitut  aufgefasst,  für  die  gesellschaftliche  Seite  des 
Staates  hatte  sie  überhaupt  kein  Verständnis3).  Die  neue  Staatslehre 
dagegen  verlegt  durch  Einführung  eines  historischen  Wertes  den  Nach- 
druck auf  die  gesellschaftliche  Seite  des  Staates  und  ordnet  ihr  die 
rechtliche  unter.  Doch  kann  hierauf  erst  im  Laufe  der  Untersuchung 
näher  eingegangen  werden4).  Hier  genügt  das  Ausgeführte;  wir  haben 
das  Ziel  erreicht,  welches  wir  uns  zu  Beginn  dieses  §  setzten;  wir 
wollten  feststellen,  welchen  Ausgangspunkt  wir  für  die  Darstellung  von 
W  e  1  c  k  e  r  s  System  nehmen  müssten.  Wir  sahen  jetzt,  es  handelt  sich 
um  eine  politische  Lehre  im  Sinne  unserer  heutigen  Methodik,  infolge- 

x)  Es  soll  damit  keineswegs  gesagt  sein,  dass  bewusst  und  klar  erkannt  dieser 
Weg  eingeschlagen  worden  sei,  er  ergab  sich  vielmehr  gewissermassen  von  selbst 
aus  der  Problemstellung,  wie  wir  sie  oben  skizziert  haben. 

2)  Jellinek,  „Allgemeine  Staatslehre",  S.  11. 

3)  Jellinek,  a.  a.  0.,  S.  59. 

4)  Hier  auf  diesen  Gedanken  näher  einzugehen,  würde  zwingen,  den  weiteren 
Ausführungen  vorzugreifen,  denn  bei  dem  innigen  Zusammenhang  zwischen  Methode 
und  Inhalt  kann  diese  methodische  Frage  nur  durch  Eingehen  auf  die  Gedankengänge 
beider  Richtungen  klar  gestellt  werden. 
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dessen  müssen  wir  zunächst  ihren  Grundwert  suchen,  um  von  diesem 
aus  das  System  aufbauen  zu  können.  Wir  sahen  aber  auch  gleichzeitig, 
wie  wir  diesen  Grundwert  zu  finden  haben,  wir  müssen  hierzu  zunächst 
We Icker  in  seinen  Ausführungen  über  das  historische  Werden  von 
Recht  und  Staat  folgen.    Dieses  soll  im  nächsten  §  geschehen. 

§  2.   Welckers  Lehre  über  die  Entwickelung  von 
Recht  und  Staat. 

We  Ickers  Ausführungen  über  die  historische  Entwicklung  sind 
uns  von  unserem  heutigen  Standpunkte  wohl  mit  das  Befremdendste 
seiner  ganzen  Lehre.  Wenn  wir  aber  trotzdem,  wie  in  dem  vorigen  § 
ausgeführt  wurde,  gezwungen  sind,  gerade  diesen  Teil  an  die  Spitze 
unserer  Betrachtung  zu  stellen,  so  ist  es  unbedingt  nötig,  die  Ansichten 
der  Zeit,  aus  denen  W eickers  Auffassung  sich  gebildet  hat,  kurz  zu 
betrachten,  um  zu  deren  Verständnis  zu  gelangen.  Denn  es  ist  eine 
Eigentümlichkeit  von  Welckers  Lehre,  dass  er  seine  Gedanken  in 
solche  Formen  kleidet,  wie  sie  der  Wissenschaft  seiner  Zeit  geläufig 
waren,  sodass  wir  erst  durch  deren  Kenntnis  richtig  in  der  Lage  sind, 
seine  eigentlichen  Grundgedanken  aus  ihrer  Umhüllung  herauszuschälen. 

Als  im  Jahre  1813  Welckers  erste  Schrift1)  erschien,  behauptete 
das  Naturrecht  noch  seine  herrschende  Stellung  in  der  Staatslehre. 
Wie  schon  oben  kurz  ausgeführt  wurde,  ist  ein  charakteristischer  Zug 
des  damaligen  Naturrechts,  den  es  auch  in  seiner  ganzen  vergangenen 
Geschichte  trotz  aller  sonstigen  Wandlungen  bewahrt  hatte,  seine  ratio- 
nalistische Grundlage.  Hierauf  müssen  wir  noch  etwas  näher  eingehen, 
um  die  Stellung  des  Naturrechts  gegenüber  dem  geschichtlichen  Werden 
feststellen  zu  können. 

Wir  sahen,  das  Naturrecht  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass  die 
Vernunft  eine  selbständige  Rechtsquelle  sei;  diese  Lehre  beruht  auf 
dem  Gedanken,  dass  das  aus  der  Vernunft  abgeleitete  Recht  allgemein 
gültig  sei.  So  schreibt  Rotteck,  der  als  ein  Hauptvertreter  des 
nachkant'schen  Naturrechts  angesehen  werden  kann,  „alle  Völker  und 
alle  Zeiten  haben  ein  und  dasselbe  Vernunftrecht,  sowie  sie  eine  und 
dieselbe  Logik  oder  Mathematik  haben,  wiewohl  sie  nicht  gleichmässig 
die  Gesetze  beider  erkennen  und  nicht  auf  dieselben  Gegenstände  sie 
anwenden."  2)  Beleuchten  auch  diese  Gedankengänge  schon  die  Ansichten 
des  Naturrechts  über  das  historische  Geschehen  und  über  die  Bewertung 

*)  „Die  letzten  Gründe  von  Recht,  Staat  und  Strafe,  philosophisch  und  nach 
den  Gesetzen  der  merkwürdigsten  Völker  rechtshistorisch  entwickelt."  Giessen  1813. 

2)  Rotteck,  „Lehrbuch  des  Vernunftrechts  und  der  Staatswissenschaft"  1829, 
Bd.  1,  S.  64. 
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der  historischen  Eigentümlichkeiten,  so  werden  uns  diese  doch  erst 
recht  verständlich,  wenn  wir  die  Wirkungen  des  Rationalismus  auf  den 
materiellen  Gehalt  der  naturrechtlichen  Lehren  betrachten. 

Allen  rationalistisch-naturrechtlichen  Lehren  liegt,  so  verschieden 
sie  auch  sonst  in  ihren  Zielen  und  Absichten  sein  mögen,  das  Problem 
zu  Grunde,  Recht  und  Staat  aus  der  Vernunft  abzuleiten.  Die  Lösung 
dieser  Aufgabe  macht  es  ihnen  zur  Notwendigkeit,  Recht  und  Staat  in 
ihre  Grundelemente  zu  zerlegen  und  sie  von  diesen  aus  wieder  mittelst 
der  Vernunftsätze  aufzubauen.  Diese  Grundelemente  sind  es,  die  uns 
an  dieser  Stelle  interessieren.  Sie  müssen,  wie  sich  aus  dem  Gesagten 
ergibt,  so  beschaffen  sein,  dass  sie  die  Vernunft  nicht  weiter  zerlegen 
kann,  sondern  als  gegeben  hinnehmen  muss.  Diese  Eigenschaft  besitzt 
zunächst  nur  die  Vernunft  selbst,  ihre  eigene  Existenz  kann  sie  nicht 
bezweifeln.  Bei  der  Zergliederung  von  Recht  und  Staat  tritt  die  Ver- 
nunft entgegen  in  dem  Menschen  als  dem  vernunftbegabten  Geschöpfe. 
Die  mit  der  Vernunft  begabten  Menschen  bilden  daher  den  Ausgangs- 
punkt aller  naturrechtlichen  Lehren,  von  allen  anderen  Charaktereigen- 
schaften der  Menschen  wird  abgesehen,  da  sie  nicht  ohne  weiteres  für 
die  Vernunft  gegeben  sind1);  diesem  Gedanken  des  Naturrechts  gibt 
Rotteck  treffend  Ausdruck,  wenn  er  schreibt:  ;; Der  Vernunft  schweben 
bei  der  von  ihr  im  allgemeinen  zu  lösenden  Aufgabe  bloss  gleichartige 
(sinnlich  vernünftige)  in  äusserer  Wechselwirkung  stehende  Wesen  als 
solche  vor"2).  Von  dem  vernünftigen  Menschen  als  Grundelement  aus 
sucht  also  das  Naturrecht  Recht  und  Staat  mittelst  der  Vernunft  zu 
entwickeln.  Dieses  kann  aber  nicht  anders  geschehen  als  in  der  Art, 
dass  Recht  und  Staat  aus  dem  Wesen  des  vernünftigen  Menschen  ent- 
wickelt werden.  Hiermit  sind  wir  an  dem  Punkte  angekommen,  der  für 
uns  jetzt  von  Interesse  ist.  Wir  sahen,  wie  das  Naturrecht  infolge 
seines  rationalistischen  Bestrebens,  Recht  und  Staat  aus  der  Vernunft 
abzuleiten,  diese  Gebilde  auf  die  vernünftigen  Menschen  als  ihre 
Grundelemente  zurückführt,  um  sie  dann  von  diesen  wieder  aufzubauen 
Genau  in  derselben  Weise  verfährt  das  Naturrecht  auch  gegenüber  den 
geschichtlichen  Erscheinungen ;  auch  hier  tritt  das  Bestreben,  mit  der 
Vernunft  alles  zu  begreifen,  als  charakteristischer  Zug  uns  entgegen. 
Auch  hier  führt  diese  Problemstellung  ebenso  wie  in  der  Rechts-  und 
Staatslehre  weiter  dazu,  den  einzelnen  vernunftbegabten  Menschen  zum 
Ausgangspunkte  jeder  Betrachtung  zu  machen  und  infolgedessen  alle 

1)  Allerdings  finden  sich  auch  eine  grosse  Anzahl  naturrechtlicher  Lehren  ins- 
besondere vor  Kant,  die  den  Menschen  nicht  nur  als  vernunftbegabtes  Wesen,  sondern 
auch  noch  mit  andern  Eigenschaften  als  der  Vernunft  ausgestattet  ihrer  Deduktion 
zu  Grunde  legen.  Auf  diese  Lehren  braucht  jedoch  hier  nicht  eingegangen  zu  werden, 
da  sie  für  die  Ausführungen  im  Texte  ohne  Bedeutung  sind.    Vergl.  S.  17  A.  1. 

2)  Rotteck,  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  5,  S.  183. 
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Ereignisse  und  Einrichtungen  der  Völker,  soweit  es  nur  irgendwie  mög- 
lich ist,  aus  dem  vernünftigen  Willen  des  einzelnen  Individuums  zu 
erklären.  Hiermit  wird  uns  auch  ein  Einblick  in  die  Stellung  des 
Naturrechts  zur  geschichtlichen  Entwicklung  eröffnet.  Denn  es  ist 
zum  mindesten  psychologisch  verständlich,  dass  eine  Lehre,  die  darauf 
ausgeht,  aus  der  Vernunft  des  Einzelnen  die  gesellschaftlichen  Gebilde 
abzuleiten,  die  das  ganze  geschichtliche  Geschehen  nur  von  dem  Stand- 
punkte des  vernunftbegabten  Menschen  aus  betrachtet,  nicht  nur  den 
Blick  verlieren  muss  für  alle  die  Einwirkungen,  die  auf  den  einzelnen 
Menschen,  ohne  dass  er  sich  dessen  bewusst  zu  sein  oder  es  gar  zu 
wollen  braucht,  von  seiner  Umgebung  erfolgen,  sondern  auch  ohne  Ver- 
ständnis sein  muss  für  die  historisch  bedingten  Eigentümlichkeiten  der 
verschiedenen  Zeiten.  So  ist  es  erklärlich,  dass  dieser  Lehre  der  Einzelne 
im  sozialen  Leben  isoliert  erscheint,  dass  sie  seine  Beziehungen  zu  der 
ihn  umgebenden  Welt  nur  auf  seinen  bewussten  Willen  zurückführt. 
Aber  nicht  nur  gegenüber  der  ihn  umgebenden  Welt,  sondern  auch 
gegenüber  der  Vergangenheit  muss  diese  Isolierung  des  Einzelnen  für 
den  Rationalismus  eintreten;  auch  ihre  Wirkung  auf  das  Individuum 
wird  nur  soweit  gewürdigt,  als  sie  auf  bewusste  Tätigkeit  sich  zurück- 
führen lässt1).  So  haben  wir  folgendes  Bild:  Alle  Einrichtungen  und 
Ereignisse  werden,  soweit  irgend  möglich,  aus  dem  vernünftigen  Willen 
der  Menschen  erklärt,  die  einzelnen  Menschen  werden  nach  jeder  Seite 
hin  von  ihrer  Umgebung  isoliert.  Die  Folge  davon  ist,  dass  für  den 
Lauf  der  Geschichte  der  von  aussen  unbeeinfTusste  Wille  des  Einzelnen 
als  Grundfaktor  erscheint,  und  dass  jeder  Zusammenhang  der  Zeiten 
im  Wesentlichen  auf  bewusste  menschliche  Tätigkeit  zurückgeführt  wird. 

So  kommt  das  Naturrecht  unter  dem  Einflüsse  des  Rationalismus 
zu  der  Auffassung,  dass  es  in  der  Hauptsache  nur  von  dem  Willen  der 
Menschen  abhängt,  wie  Recht  und  Staat  gestaltet  werden,  dass  diese 
hierbei  nicht  irgendwie  an  das,  was  historisch  gegeben  ist,  gebunden 
sind.  Treffend  charakterisiert  Stahl  diese  Auffassung  des  Naturrechts 
mit  den  Worten  „es  fehlt  dem  ganzen  Zeitalter  beinahe  die  Vorstellung, 
wie  sich  etwas  anders  habe  bilden  können,  als  dass  Menschen  es 
wissend  und  wollend  gemacht  hätten,  es  sei  denn,  dass  der  rohe  sinnlos 


J)  Hierdurch  wird  auch  gerechtfertigt,  dass  oben  gesagt  wurde,  es  sei  nicht 
erforderlich,  auf  die  natui  rechtlichen  Lehren,  die  den  Menschen  noch  mit  irgend  einer 
anderen  Eigenschaft  als  der  Vernunft  begabt  zum  Ausgangspunkte  machen,  näher 
einzugehen.  Diese  Lehren  gehen  nämlich  alle  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  be- 
treffende Eigenschaft,  welche  sie  dem  Menschen  ausser  der  Vernunft  noch  zusprechen, 
allen  Menschen  gleich  von  der  Natur  gegeben  sei.  Sie  beruhen  daher  nicht  auf  der 
Annahme,  dass  sich  die  Menschen  in  den  verschiedenen  Verhältnissen  verschieden 
entwickeln.  Ihr  rationalistischer  Standpunkt  wird  daher  durch  diese  besondere  Lehre 
in  keiner  Weise  beeinflusst. 
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wirkende  Zufall  zu  ihrer  Schande  als  Zeichen  ihrer  Schwäche  es  ver- 
anlasst habe''  *). 

Das  waren  die  Ideen,  welche  unter  dem  Einflüsse  des  Rationalismus 
im  18.  Jahrhundert  die  Staatslehre  beherrscht  hatten,  es  waren  aber 
auch  die  Ideen,  die  in  der  französischen  Revolution  sich  in  die  Praxis 
umzusetzen  strebten.  Die  Verwirklichung  des  Naturrechts,  welches  man 
nun  erkannt  zu  haben  glaubte,  war  der  grosse  Gedanke,  der  die  führen- 
den Geister  dieser  Zeit  geleitet  und  begeistert  hatte.  Unter  seinem 
Einflüsse  hatte  man  die  historisch  überkommenen  Einrichtungen  beseitigt 
und  an  ihrer  Stelle  Neues  geschaffen,  wie  es  die  „Vernunft"  lehrte. 
Doch,  während  so  das  Naturrecht  seinen  grossen  Siegeszug  antrat,  be- 
gann ganz  allmählich  sich  ein  Wandel  der  Anschauungen  vorzubereiten. 
Unter  der  zerstörenden  Tätigkeit  der  Revolution  kam  den  Völkern  die 
Bedeutung  des  historisch  Gewordenen  erst  wieder  zum  Bewusstsein;  man 
sah,  mit  welcher  Stärke  und  Hartnäckigkeit  sich  viele  der  Einrichtungen, 
die  man  als  vernunftwidrig  abgeschafft  zu  haben  glaubte,  behaupteten, 
und  wie  sie,  nachdem  kaum  zwei  Jahrzehnte  verflossen  waren,  wieder 
in  alter  Blüte  standen.  Unter  dem  Eindrucke  dieser  Ereignisse  drängte 
sich  immer  mehr  die  Frage  auf,  ob  nicht  dem  Historischen  als  solchem 
ein  besonderer  Wert  auch  gegenüber  dem  von  der  Vernunft  Gelehrten 
innewohne,  ob  wirklich  die  „Vernunft"  höchster  und  letzter  Massstab 
für  Recht  und  Staat  sei. 

Allerdings  war  auch  schon  im  18.  Jahrhundert  die  Bedeutung  des 
Historischen  gegenüber  den  rationalistischen  Lehren  mit  Nachdruck  ver- 
treten worden2),  allein  damals  waren  diese  Ideen  noch  ohne  nennens- 
werten Einfluss  auf  weitere  Kreise  geblieben.  Das  wird  jetzt  mit  dem 
Beginne  des  19.  Jahrhunderts  unter  dem  Eindrucke  der  jüngsten  ge- 
schichtlichen Ereignisse  anders;  es  beginnt  sich  von  da  an  immer  mehr  die 
Uberzeugung  zu  verbreiten,  dass  jede  Zeit  einen  ihr  eigentümlichen 
Charakter  habe,  der  durch  das  Zusammenwirken  von  Vergangenheit  und 
Gegenwart  bedingt  sei,  und  über  den  sie  sich  nicht  hinwegsetzen  könne. 
Diesem  neuaufkeimenden  historischen  Sinne  gab  Schellings  Philosophie 
zum  ersten  Male  eine  tiefere  wissenschaftliche  Begründung.  Schon  im 
Jahre  1800  bezeichnete  er  die  Geschichte  als  Ganzes  als  eine  fortgehende, 
allmählich  sich  enthüllende  Offenbarung  des  Absoluten3)  und  stellte  an 
die  Spitze  seiner  Untersuchung,  wie  eine  Geschichte  überhaupt  denkbar 


x)  Stahl,  „Geschichte  der  Rechtsphilosophie",  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  361. 

*)  Vergl.  hierüber  Rehm,  „Allgemeine  Staatslehre",  im  „Handbuch  des  öffent- 
lichen Rechts",  Einleitungsband,  2.  Abt.,  S.  255/56.  Gierke,  „Die  historische  Rechts- 
schule und  die  Germanisten",  Rede  zur  Gedächtnisfeier  des  Stifters  der  Berliner  Uni- 
versität, König  Friedrich  Wilhelm  III.  am  3.  August  1903  gehalten,  S.  5. 

3)  „System  des  transzendentalen  Idealismus"  in  Frdr.  Wilh.  Jos.  v.  Schel- 
lings sämtlichen  Werken,  Abt.  1,  Bd.  3,  S.  603. 
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sei,  den  Satz  „jedes  Zeitalter  ist  nicht  möglich  ohne  die  ganze  vergangene 
Geschichte"  l).  Denselben  Gedanken  führt  er  dann  weiter  aus  in  seinen 
1803  erschienenen  Vorlesungen  über  die  Methode  des  akademischen 
Studiums 2),  indem  er  hier  darzutun  sucht,  dass  Religion  und  Recht  nicht 
willkürliche  Machwerke,  nicht  abstrakte  sondern  lebendige  entwickelungs- 
fähige,  in  stetem  Flusse  der  Entwickelung  begriffene,  in  der  Gesamtheit 
des  geschichtlichen  Menschenlebens  enthaltene  und  fortbewegte  Gestal- 
tungen seien3).  Allerdings  ist  Schelling  selbst  auf  die  Probleme  von 
Recht  und  Staat  nicht  näher  eingegangen,  allein  seine  Lehre  von  einer 
durchgängigen  Entwickelung  der  Dinge  ist  von  dem  grössten  Einflüsse 
auf  die  Wissenschaft  geworden  und  hat  auch  auf  die  Ansichten  über 
Recht  und  Staat  in  nicht  geringem  Masse  eingewirkt4).  Bereits  1814 
konnte  Savigny,  als  er  auf  Grund  seiner  Stellung  zur  Geschichte  seiner 
Zeit  den  Beruf  zur  Gesetzgebung  absprach,  konstatieren  „geschichtlicher 
Sinn  ist  überall  erwacht"5),  und,  als  dann  im  Jahre  1815  von  Savigny, 
Eichhorn  und  Göschen  die  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechts- 
wissenschaft herausgegeben  wurde,  und  somit  für  die  neue  Richtung  ein 
gemeinsames  Organ  geschaffen  war,  trat  diese  immer  mehr  als  eine  wissen- 
schaftliche Macht  auf,  die  den  Kampf  für  das  historisch  Gewordene 
gegenüber  dem  Rationalismus  des  Naturrechts  sich  bewusst  als  Ziel  setzte. 
Die  Gedanken,  die  Savigny  im  Vorworte  der  neuen  Zeitschrift  aus- 
sprach „jeder  Mensch  ist  zu  denken  als  Glied  einer  Familie  eines  Volkes 
eines  Staates,  jedes  Zeitalter  eines  Volkes  ist  Fortsetzung  und  Ent- 
wickelung aller  vergangenen  Zeiten"6),  wurden  die  Grundlagen  für  alle 
die  Lehren,  die  sich  von  dem  naturrechtlichen  Einflüsse  zu  befreien 
suchten.  Hatte  Schöllings  Philosophie  nur  anregend  für  die  neue 
Auffassung  in  der  Rechts-  und  Staatslehre  zu  wirken  vermocht,  so  ent- 
stand dieser  in  Hegels  Lehren  bald  eine  mächtige  Stütze.  In  seinen 
1821  erschienenen  „Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts"  bezeichnet 
er  als  Aufgabe  der  Philosophie,  „das,  was  ist,  zu  begreifen";  wie  das 


a)  a.  a.  0.,  S.  590. 

2)  Sämtliche  Werke,  1.  Abt.,  Bd.  5,  Seite  207  ff.,  insb.  10.  Vorlesung,  S.  306  ff. 

3)  Vergl.  K.  Fischer,  „Schellings  Leben,  Werke  und  Lehre",  3.  Aufl., 
Bd.  1,  S.  183. 

4)  Über  den  Einfluss  der  Sehe  Hing  sehen  Philosophie  auf  die  historische 
Rechtsschule  insb.  die  Lehre  von  dem  Ursprünge  des  Rechtes,  vergl.  Ernst  von 
Möller  „Die  Entstehung  des  Dogmas  von  dem  Ursprünge  des  Rechts  aus  dem 
Volksgeiste",  in  den  „Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung", Bd.  30,  H.  1,  S.  38,  vergl.  auch  Stahl  Vorrede  zu  Bd.  2  der  Philosophie 
des  Rechts,  2.  Aull ,  S.  13  und  14.  Wie  weit  sich  Sch ellin g scher  Einfluss  bei 
Welcker  bemerkbar  macht,  wird  noch  ausgeführt.    Vergl.  S.  22  f. 

5j  „Vom  Berufe  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft",  vgl. 
3.  Aufl.,  S.  5. 

6)  Bd.  1  1815,  S,  3. 
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Individuum  ein  Sohn  seiner  Zeit,  so  ist  nach  seiner  Ansicht  die  Philo- 
sophie ihre  Zeit  in  Gedanken  erfasst,  darum  soll  die  Schrift  nicht  den 
Staat  konstruieren,  wie  er  sein  soll,  „als  philosophische  Schrift  muss  sie 
davon  am  entferntesten  sein".  „Die  Belehrung,  die  in  ihr  liegen  kann, 
kann  nicht  darauf  gehen,  den  Staat  zu  belehren,  wie  er  sein  soll,  sondern 
vielmehr,  wie  er,  das  sittliche  Universum,  erkannt  werden  soll"  1). 

Es  würde  an  dieser  Stelle  entschieden  zu  weit  führen,  den  Weg, 
welchen  die  neuen  Ideen  im  Einzelnen  zurücklegten,  des  näheren  zu  ver- 
folgen und  zu  zeigen,  von  welch  verschiedenen  Ausgangspunkten  aus  die 
Wissenschaft  zum  Werte  des  historisch  Gewordenen  gelangte.  Hier,  wo 
es  uns  nur  darauf  ankommt,  die  Gedankengänge,  welche  für  We Ickers 
Lehre  von  Bedeutung  sind ,  kurz  zu  charakterisieren ,  genügt  es ,  auf 
eine  Konsequenz,  die  aus  diesen  Ideen  gezogen  wurde,  einzugehen. 

Indem  man  nach  langer  Zeit  sich  wieder  zum  ersten  Male  gründ- 
lich dem  Studium  der  Geschichte  zuwandte,  staunte  man  vor  dem  Bilde, 
das  sich  da  darbot ;  es  erschien,  als  ob  die  einzelnen  Zeiten  sich  anein- 
anderreihten wie  die  Glieder  einer  Kette.  Was  ist  es,  so  lautet  nun 
die  Frage,  was  diese  Einheit  bedingt,  was  jedes  Einzelne  zum  Teile 
eines  höheren  Ganzen  macht?  Dieses  Verbindende  kann  nicht  die  be- 
wusste  menschliche  Tat  sein,  von  der  der  Rationalismus  ausging,  denn 
diese  führte  ja  gerade  zur  Auseinanderreissung  der  einzelnen  Einrichtungen 
und  Geschehnisse;  es  muss  noch  etwas  anderes  geben,  das  sich  hier 
offenbart.  Wie  verschieden  auch  die  einzelnen  Lehren  dessen  Wesen 
zu  erfassen  suchten,  eines  ist  ihnen  gemeinsam,  es  ist  für  sie  eine  Macht, 
die  selbständig  den  Menschen  gegenübertritt  und  selbständig  gegenüber 
der  menschlichen  Tat  in  der  Geschichte  produziert.  Wie  die  ratio- 
nalistische Wissenschaft  diese  für  die  handelnden  Menschen  unbewusst 
schaffenden  Kräfte  unterschätzt  hatte,  so  überschätzte  sie  nun  die  neue 
Lehre.  Sie  sind  es  eigentlich,  die  das  historische  Geschehen  bewirken, 
auf  denen  das  Werden  von  Recht  und  Staat  beruht,  die  freie  mensch- 
liche Tat  wird  daneben  zur  Bedeutungslosigkeit  verurteilt,  nicht  ist  der 
Mensch  imstande,  den  Lauf  der  geschichtlichen  Entwickelung  zu  hemmen, 
er  kann  ihn  nur  betrachten  und  zu  begreifen  suchen.  Zwar  hatte  Hegel 
seinen  Satz  „was  vernünftig  ist,  das  ist  wirklich,  und  was  wirklich  ist, 
das  ist  vernünftig"  2)  nicht  in  dem  Sinne  verstanden,  wie  er  oberflächlicher 
Betrachtung  erscheint,  sondern  war  dabei  von  dem  Gedanken  geleitet, 
dass  nichts  wirklich  ist  als  die  Idee2),  und  dass  es  infolgedessen  darauf 
ankomme,  „in  dem  Scheine  des  Zeitlichen  und  Vorübergehenden  die 
Substanz,  die  immanent,  und  das  Ewige,  das  gegenwärtig  ist,  zu  erkennen"2) ; 


')  Georg  Wilh.  Frdr.  Hegels  Werke,  2.  Aufl.,  Bd.  8,  herausgegeben  von 
Ed.  Gans  Vorrede,  S.  18. 

2)  Hegel  a.  a.  0.    Vorrede  S.  17. 
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allein  seine  Lehre  war  nicht  nur  von  seinen  Gegnern  missdeutet  worden1), 
sondern  auch  ein  grosser  Teil  derer,  die  in  seiner  Schule  gross  geworden, 
wurden  durch  die  Lehren  des  Meisters  dahin  geführt,  alles,  was  im  Rechts- 
und Staatsleben  geworden  war,  für  das  einzig  Vernünftige  zu  halten2). 
Auch  Savignys  Lehre  drängte  zu  ähnlichen  Konsequenzen3);  so  schreibt 
er  selbst4):  ,,Es  ist  nicht  die  Rede  von  einer  Wahl  zwischen  Gutem  und 
Schlechtem,  so  dass  die  Annahme  eines  Gegebenen  gut,  das  Verwerfen 
desselben  schlecht,  aber  gleichwohl  möglich  wäre.  Vielmehr  ist  das  Ver- 
werfen des  Gegebenen  der  Strenge  nach  ganz  unmöglich,  es  beherrscht 
uns  unvermeidlich,  wir  können  uns  darüber  täuschen,  nicht  es  ändern". 
In  ihrer  ganzen  Konsequenz  tritt  uns  diese  Ansicht  auch  in  den  Lehren 
Stahls  entgegen,  nach  ihm  beruht  das  historische  Geschehen  im  wesent- 
lichen auf  dem  Walten  der  Gottheit,  gegen  das  sich  aufzulehmen  für 
den  Menschen  eine  Sünde  ist5). 

Hiermit  haben  wir  die  beiden  Grundideen,  die  im  19.  Jahrhundert 
in  den  Kampf  miteinander  traten,  kurz  charakterisiert.  Es  stehen  sich 
vor  allem  rationalistischer  Individualismus  und  historische  Auffassung 
gegenüber:  „Ist  es  freie  menschliche  Tat  oder  eine  von  dieser  unab- 
hängige Macht,  welche  das  geschichtliche  Werden  bestimmt",  so  lautet 
kurz  zusammengefasst  das  Problem.  In  der  extremen  Formulierung, 
wie  wir  sie  eben  kennen  gelernt  haben,  waren  beide  Auffassungen  nicht 
zu  vereinen.  Und  doch  war  es  eine  Notwendigkeit,  einen  Ausgleich  zu 
finden.  Das  immer  mehr  betriebene  historische  Studium  zeigte  die  Un- 
möglichkeit, das  geschichtlich  Gewordene  ganz  zu  vernachlässigen 
andererseits  aber  bäumte  sich  der  ganze  Individualismus  der  Zeit,  wie 
er  in  der  Schule  des  Naturrechts  und  der  Kant  sehen  Philosophie 
gross  geworden  war,  gegen  die  Tatenlosigkeit  auf,  zu  der  die  historische 
Schule  die  Einzelnen  verurteilen  wollte.  Es  ist  unter  diesen  Umständen 
natürlich,  dass  die  Literatur  dieser  Zeit  voll  ist  von  Versuchen  zur 
Lösung  dieses  Problems.  Auch  Welckers  Lehre  ist  von  diesem  Ge- 
danken durchdrungen,  ja  sie  erhält  gerade  durch  das  Bemühen,  in 

'       x)  Vergl.  hierüber  Gans  in  der  Vorrede  zu  Bd.  8  v.  Hegels  Werken,  S.  9 ff. 
*2)  Vergl.  Treitschke,  „Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahrhundert",  6.  Aufl., 
Bd.  3.,  S.  721. 

3)  Treitschke  a.  a.  0.,  Bd.  2,  S.  63.  E.  von  Möller  a.  a.  0.,  S.  49. 

4)  Zeitschr.  f.  geschichtl.  Rechts wissensch.,  Bd.  1,  S.  4. 

5)  Vergl.  z.  B.  Rechtsphilosophie,  5.  Aufl.,  Bd.  2,  2.  Abt.,  S.  544,  christliche 
Sitte  gestattet  nicht  eigenmächtiges  Vorgreifen  gegen  göttliche  Fügung,  sie  erkennt 
in  dem  tyrannischen  Königtume  die  Züchtigung  für  die  Frevel  des  Volkes  und  dem- 
nach erscheint  die  Empörung  als  das  unrechtmässige  Mittel,  ein  gerechtes  Gericht 
zu  vereiteln.  S.  546.  Die  Empörung  ist  zwar  rechtlich  und  nach  christlichen  Sitten- 
geboten unstatthaft,  allein  sie  ist  tatsächlich  die  notwendige  Folge  der  Tyrannei  und 
ist  als  solche  tatsächliche  Folge  in  der  .göttlichen  Ökonomie  und  Weltlenkung  aller- 
dings begründet. 
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dieser  Frage  einen  Ausgleich  zu  finden,  einen  ganz  eigenartigen  Cha- 
rakter. Seinem  vermittelnden  Standpunkte  gibt  er  selbst  Ausdruck, 
indem  er  schreibt:  „einseitige  idealistische  Abstraktion«-  und  mystische 
Theorie  übersieht  überall,  auch  in  Kecht  und  Staat,  die  naturgesetz- 
lichen historischen  Grundlagen.  Einseitige  materialistische  und  natur- 
philosophische Theorie  gründet  alles  auf  blosse  Naturnotwendigkeit. 
Einseitige  historische  und  positive  Theorie  bleibt  bei  den  gegebenen 
Äusserlichkeiten  und  Einzelheiten  stehen"  x). 

Merkwürdig  ist  die  Art,  in  der  Welcker  die  beiden  Ideengänge 
zu  vereinen  sucht.  Es  kann  zunächst  scheinen,  als  ob  beide  bei  ihm 
ohne  tiefere  innere  Verbindung  nebeneinander  gestellt  seien ;  erst  durch 
eine  genauere  Untersuchung  seiner  Lehre  wird  die  eigentliche  Grund- 
idee ersichtlich. 

Was  an  We Ickers  Lehre  in  erster  Linie  gegenüber  der  damals 
in  der  Wissenschaft  herrschenden  Ansicht  und  nicht  zum  mindesten 
gegenüber  den  Ausführungen  Rottecks  auffällt,  ist  der  hohe  Wert, 
welcher  von  ihm  dem  historisch  Gewordenen  beigelegt  wird.  Dieser 
Zug  tritt  uns  schon  in  seinen  ersten  Schriften  entgegen.  Bedenken 
wir,  dass  damals  (1813)  noch  in  der  Staatslehre  das  rationalistische 
Naturrecht  die  herrschende  Stellung  einnahm,  so  wird  uns  auch  die 
Gestalt,  in  die  bei  Welcker  die  neuen  Ideen  gekleidet  sind,  wenig- 
stens einigermassen  verständlich.  Die  neue  Richtung  hatte  vor  allem 
die  Aufgabe,  die  Bedeutung  des  historisch  Gewordenen  wissenschaftlich 
zu  begründen.  Dieses  Problem  bot  um  so  grössere  Schwierigkeiten,  als 
die  bisherige  Wissenschaft  durchaus  unhistorisch  gedacht  hatte  und 
daher  keine  nennenswerten  Vorarbeiten  auf  diesem  Gebiete  liefern  konnte, 
und  als  auch  diejenigen,  die  für  den  Wert  des  Historischen  eintraten, 
nicht  auf  dem  Wege  wissenschaftlichen  Erkennens,  sondern  zunächst 
mehr  von  unbestimmten  Ahnungen  geleitet  sich  ihre  Ansichten  gebildet 
hatten.  So  ist  es  erklärlich,  dass  man,  um  überhaupt  zu  einer  Stellung- 
nahme gegenüber  dieser  Frage  zu  gelangen,  selbst  in  ferner  gelegenen 
Wissenschaften  Anlehnung  suchte.  Auf  diese  Art  konnte  auch  Sendlings 
Philosophie  zu  der  Bedeutung  für  die  Staats-  und  Rechtslehre  gelangen, 
auf  die  wir  schon  oben  hingewiesen  haben.  Bei  Welcker  lässt  sich 
diese  Gedankenverknüpfung  auch  deutlich  verspüren. 

Das  Thema  der  Sch ellingschen  Naturphilosophie  ist  die  durch- 
gängige lebendige  Natur,  die  sich  selbst  gestaltende  und  organisierende 
Materie,  die  sich  stufenweise  entwickelt2).    Dieser  Entwickelungsgedanke, 

x)  „Das  innere  und  äussere  System  der  praktischen,  natürlichen  und  römisch- 
christlich-germanischen Rechts-,  Staats-  und  Gesetzgebungslehre Stuttgart  1829 
Seite  2. 

2)  Yergl.  K.  Fischer,  „Geschichte  der  neueren  Philosophie",  1.  Aufl.,  Bd.  6, 
2.  Buch,  S.  452. 
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der  hier  in  grossartiger  Weise  allerdings  zunächst  nur  für  die  Natur 
ausgesprochen  war,  musste  für  alle  diejenigen,  die  sich  mit  dem  Be- 
greifen der  Entwickelung  von  Recht  und  Staat  abmühten,  etwas  unge- 
mein bestrickendes  haben.  Sollte  es  nicht  möglich  sein,  diesen  Ge- 
danken weiter  zu  verfolgen  und  so  auch  für  das  Werden  der  sozialen 
Gebilde  zu  verwenden?  Was  war  es  denn,  was  es  Schelling  ermög- 
licht hatte,  den  Entwickelungsgedanken  in  dieser  Weise  zu  vertreten? 
Der  Gedanke,  dass  ein  und  dasselbe  Prinzip  die  anorganische  und  die 
organische  Natur  verbindet1),  dass  ein  einheitlicher  Lebensprozess  die 
ganze  Natur  durchzieht2). 

Sollte  es  da  nicht  denkbar  sein,  dass  das  gleiche  oder  doch  ein 
ähnliches  Prinzip  wie  den  Naturkörpern  so  auch  den  sozialen  Gebilden 
innewohne  und  ihnen  Selbständigkeit  und  eigene  Entwickelung  ver- 
schaffe? Das  waren  die  Gedankengänge,  welche  Welcker  ging;  in- 
folgedessen lässt  sich  in  seinen  Lehren  ein  Anklang  an  Schellings 
Philosophie  nicht  verkennen,  allerdings  ist  es  auch  nicht  mehr  wie  ein 
Anklang,  den  wir  finden  können.  Er  baut  nicht  etwa  Schellings 
Lehre  für  die  Staats-  und  Rechtslehre  aus,  er  sucht  vielmehr  nur  die 
allgemeinsten  Gedanken,  die  durch  Schelling  Ansehen  in  der  Wissen- 
schaft erlangt  hatten,  für  sein  Spezialgebiet  zu  verwenden. 

„Das  Wesentliche  aller  Dinge,  die  nicht  bloss  Erscheinungen  sind, 
sondern  in  einer  unendlichen  Stufenfolge  der  Individualität  sich  an- 
nähern, ist  das  Leben",  so  lehrt  Schelling3).  An  der  Spitze  von 
Welckers  Ausführungen  steht  der  Satz:  „nicht  lebendig  nennen  wir 
etwas,  was  und  insofern  es  aufgefasst  wird,  als  gar  nicht  wirklich 
seiend  und  wirksam  wie  das  Luftgebilde  oder  als  nur  durch  äussere 
ihm  nicht  eingezeugte  und  fremde  Kräfte  nur  äusserlich  und  für  fremde 
Zwecke  verbunden  und  wirksam  wie  das  blosse  Aggregat  und  Artefakt 
als  solche.  Lebendig  im  weiteren  Sinne  dagegen  ist  ein  Ding,  welches 
und  insofern  es  1.  aus  dem  und  in  dem  lebendigen  All  der  Dinge, 
2.  als  ein  besonderes  hervortritt,  welches  3.  durch  selbständiges  har- 
monisches Vereinigen  und  Vermitteln  der  ihm  eingezeugten  (allgemeinen 
und  besonderen)  Kräfte  individuelles  Dasein  behauptet,  oder  auch, 
lebendig  ist  ein  Sein,  in  welchem  1.  allgemeine  innere  Urkraft,  2.  be- 
sondere äussere  Erscheinungskräfte,  3.  durch  selbständige  Harmoniekraft 
zu  einem  für  seine  Erhaltung  und  Bestimmung  harmonisch  wirkenden 
individuellen  Ganzen  verbunden  sind"  4).  Es  würde  hier  zu  weit  führen, 
auf  diese  Ausführungen  des  Näheren  einzugehen;  wir  müssen  darauf  noch 

x)  K.  Fischer,  a.  a.  0.,  S.  449/450.  Schelling,  „Von  der  Weltseele",  1798, 
sämtliche  Werke,  Abt.  1,  Bd.  2,  S.  350. 

2)  Schelling  a.  a.  0.,  S.  520. 

3)  Schelling  a.  a.  O.,  S.  500.    K.  Fischer  a.  a.  0.,  S.  531. 

4)  System  S.  20/21. 
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zurückkommen ,  wenn  wir  We Ickers  Lehren  über  das  Wesen  des 
Staates  betrachten.  An  dieser  Stelle  genügt  es  darauf  hinzuweisen, 
dass  nach  Welckers  Auffassung  Leben  alles  selbständig  Seiende  hat, 
und  dass  Recht  und  Staat  auch  lebendige  Gebilde  in  diesem  Sinne 
sind.  „ Gleich  aber",  so  führt  er  aus  „ist  nun  allerdings  für  das 
Leben  des  Staates  und  für  alles  andere  Leben :  die  Existenz  jener  drei 
grundgesetzlichen  Bestandteile,  sowie  das  unmittelbar  auf  sie,  auf  ihr 
allgemeinstes  Wesen  und  gegenseitiges  Verhältnis  gegründete  Natur- 
gesetz alles  Lebens."  Daher  ist  auch  die  richtige  Auffassung  des  all- 
gemeinsten naturgesetzlichen  Wesens  alles  Lebens,  alles  wahren  leben- 
digen Seins  nicht  bloss  der  Anfangs-  und  Mittelpunkt  aller  gründlichen 
Naturwissenschaft,  sondern  sie  ist  auch  für  das  historische  und  poli- 
tische Wissen  eine  wahre  Grundlage2).  Daher  wird  die  naturgesetzliche 
Seite  des  Staates  sehr  eingehend  erörtert,  es  werden  die  einzelnen  Kräfte 
untersucht,  auf  denen  sein  Leben  beruht. 

Aber  nicht  nur  das  Sein  alles  Lebens,  sondern  auch  sein  Werden 
beruht  auf  denselben  Grundlagen.  Die  Entwicklungsstufen  der  sozialen 
Gebilde  sind  die  analogen  wie  die  der  organischen  Naturkörper.  „Not- 
wendiger und  allgemeiner  durchgreifend  möchten  wohl  keine  Entwicke- 
lungsstufen  sein,  als,  richtig  und  nach  dem  naturgesetzlichen  stufen- 
weisen Hervor-  und  Zurücktreten  der  drei  Lebensbestandteile  bestimmt, 
die  Altersstufen  alles  Lebens.  Bei  allem  nämlich,  was  wir  in  Raum 
und  Zeit  werden,  leben  und  sich  entwickeln  sehen,  bei  Pflanze,  Tier 
und  Mensch,  im  Leben  des  Einzelnen  sowie  im  Leben  der  Völker  und 
Völkersysteme,  finden  wir  erfahrungsgemäss  nachweisbar  ausser  einer 
Periode  der  Ur-  und  Vorgeschichte  von  der  Vorbereitung,  den  Grund- 
lagen und  Quellen  des  neu  entstehenden  individuellen  Lebens,  die  Periode 
1.  des  Anfangens  des  Aufkeimens,  2.  des  Aufschwunges  zur  höheren 
Entwickelung  oder  Blüte,  3.  der  Reife,  4.  des  Zurücksinkens,  Verwelkens, 
Erstarrens,  Absterbens"  3). 

Die  durchgängige  Eigentümlichkeit  dieser  einzelnen  Perioden  wird 
in  eingehender  Weise  erörtert,  und  alles  Leben,  auch  das  animalische, 
unter  diesem  Gesichtspunkte  behandelt.  Diese  Ausführungen  im  Ein- 
zelnen wiederzugeben ,  würde  entschieden  zu  weit  führen,  zumal  sie 
auch  für  uns  heute  kein  Interesse  mehr  bieten.  Nur  soweit  sie  für 
die  Entwickelung  von  Recht  und  Staat  von  Bedeutung  sind,  müssen  wir 
sie  in  Kürze  betrachten. 

Die  Verschiedenheit  dieser  einzelnen  Perioden  führt  W eicker 
zurück  auf  den  Wandel  der  das  betreffende  Leben  beherrschenden 
Grundkräfte.  Die  einzelnen  Perioden  des  geistigen  Lebens  der  Menschen 

*)  System  S.  50. 

2)  System  S.  3. 

3)  System  S.  327. 
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beruhen  daher  auch  nur  auf  der  Verschiedenheit  der  das  geistige  Leben 
beherrschenden  Grundkräfte.  „Solcher  aber  gibt  es",  so  führt  er  aus1), 
„nur  zwei,  das  Göttliche  und  das  Sinnliche.  Als  notwendig  nach  Har- 
monie strebendes  intellektuelles  Wesen  muss  der  Mensch  bei  der  un- 
vermeidlichen Kollision  der  aus  diesen  beiden  Hauptbeziehungen  ent- 
stehenden sinnlichen  und  sittlichen  Bestimmungen  die  Harmonie  seiner 
Gesinnungen  und  Bestrebungen  zu  erhalten  suchen  durch  möglichste 
Unterordnung  entweder  des  Göttlichen  unter  das  Sinnliche  oder  des 
Sinnlichen  unter  das  Göttliche.  Das  Göttliche  selbst  kann  entweder  in 
sinnlicher  Form  als  blindgeglaubtes,  zunächst  vermittelst  der  Vorherr- 
schaft des  Gemütes,  des  überwiegend  äusserlich  oder  sinnlich  bestimmten 
höheren  Gefühls  und  Phantasievermögens,  oder  in  geistiger  Form  als 
mit  der  eigenen  Vernunft  erkanntes  und  bestätigtes  Göttliches  in  Be- 
ziehung zu  dem  Menschen  treten. a  So  gibt  es  also  3  Grundkräfte, 
welche  das  intellektuelle  Leben  des  Menschen  beherrschen  können.  Eine 
von  ihnen  muss  infolge  des  stärksten  Lebenstriebes  nach  Harmonie  die 
Vorherrschaft  behaupten,  so  dass  darauf  alle  einzelnen  Lebenserscheinungen 
zu  ihrem  richtigen  Verständnisse  zurückgeführt  werden  müssen.  Auch 
im  lebendigen  einheitlichen  Staate  und  Staatensysteme,  wenigstens  in 
der  ihr  Sein  bestimmenden  tätigen  Mehrheit  ihrer  Glieder  muss  die 
Vorherrschaft  eines  dieser  Gesetze  sich  nachweisen  lassen2).  Dadurch 
sind  auch  die  einzelnen  Entwickelungsperioden  in  der  Geschichte  be- 
stimmt. 

In  der  ersten  Periode3),  der  Zeit  der  Kindheit  im  Menschenleben, 
überwiegen  noch  die  niederen  Kräfte,  es  bestimmt  da  die  Sinnlichkeit 
das  Handeln  der  Menschen,  auch  das  Staatsleben  ist  in  der  ersten 
Periode  seiner  Entwickelung  auf  die  niedersten  Kräfte  aufgebaut,  es  be- 
stehen sinnlich  egoistische,  auf  sinnlicher  Genussucht  oder  Furcht, 
sinnlicher  Trägheit  oder  Gewohnheit  beruhende  Herrschaft  und  Knecht- 
schaft. Es  entsteht  in  dieser  Zeit,  was  man  Faustrecht  und  Recht 
des  Stärkeren  genannt  hat,  vielleicht  besser  Recht  der  Sinnlichkeit 
nennen  würde.  Des  weiteren  wird  ausgeführt,  wie  diese  Grundidee  das 
ganze  soziale  Leben  durchdringt,  wie  sie  sich  in  den  einzelnen  Er- 
scheinungen wiederspiegelt,  wie  vorzugsweise  nomadische  Lebensweise 
in  dieser  Periode  sich  findet,  wie  die  Familienverhältnisse  auf  poly- 
gamischer despotischer  Grundlage  beruhen,  wie  auch  die  Sklaverei 
herrscht,  wie  die  Religion  auf  niederer  sinnlicher  Auffassung  aufgebaut 
ist,  das  Kirchliche  und  Geistliche  dienstbar  dem  Weltlichen  unter- 
geordnet ist,   wie  die  unumschränkte  Monarchie  in  Blüte  steht,  die 

*)  System  S.  330. 

2)  System  S.  333. 

3)  System  S.  335-374.    „Die  letzten  Gründe  "  S.  13—20,  Staatslexikon, 

2.  Aufl.  Bd.  9.  S.  459-473. 
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Verwaltung  militärisch-hierarchisch  gegliedert  ist,  und  wie  schliesslich 
ein  Mangel  an  höherer  Geisteskultur  und  selbständiger  Wissenschaft 
besteht. 

Auf  der  zweiten  Entwicklungsstufe1)  hat  sich  die  höhere  Kraft 
schon  durchgerungen,  sie  ist  aber  noch  nicht  zur  vollen  Ausbildung 
gelangt.  Es  ist  im  Leben  des  Einzelindividuums  die  Zeit  des  Jünglings- 
alters, jene  Zeit,  in  der  Sinnliches  gar  sehr  mit  Höherem  vermischt 
und  verschmolzen  wird,  im  Staatsleben  die  Zeit  der  Vorherrschaft  des 
blinden  Glaubens  auch  über  die  äusseren  gesellschaftlichen  Verhältnisse. 
Immer  mehr  reift  nach  Befriedigung  der  dringendsten  niederen  Be- 
dürfnisse der  Mensch  einer  höheren  Bestimmung  entgegen.  Aber  die 
eben  noch  im  Sinnlichen  verlorenen  Menschen  und  die  Organe  seines 
geistigen  Lebens  sind  noch  zu  schwach  und  ungeübt,  um  Sinnliches 
und  Geistiges  völlig  zu  sondern,  um  das  Göttliche  rein  geistig  und 
innerlich  zu  erfassen.  Daher  muss  die  Gottheit  zu  ihm  sinnlich  sprechen, 
sich  ihm  offenbaren.  Wundervolle  Erscheinung,  der  Mund  der  Orakel 
und  Propheten,  inspirierte  Statthalter  und  Priester  tun  den  göttlichen 
Willen  ihm  kund  und  leiten  ihn  auf  allen  Wegen.  Recht  kann  auf 
dieser  Entwickelungsstufe  nur  sein,  was  diesem  stets  neu  sich  äusserlich 
offenbarenden  Willen  gemäss  ist.  Endzweck  des  Staates  ist  die  Er- 
füllung des  geoffenbarten  göttlichen  Willens.  Auch  die  ganzen  übrigen 
sozialen  Verhältnisse  ändern  sich  der  Grundidee  gemäss.  Das  Nomaden- 
leben hört  auf,  der  Ackerbau  ist  nun  die  Hauptbeschäftigung,  mit  ihm 
entsteht  das  Eigentum  und  bildet  sich  immer  mehr  aus.  Die  Ehe  und 
Familie  ist  auf  streng  religiöser  Grundlage  aufgebaut  teils  unmittelbar 
zur  theokratischen  Erziehung  und  Grundlage  für  den  Staat,  teils  zur 
Begründung  des  theokratischen  Einflusses  und  Einkommens  der  Priester. 
Es  sondert  sich  eine  besondere  Priesterkaste  aus,  auch  sonst  bilden 
sich  kastenmässige,  die  freie  Wahl  des  Lebensberufes  möglichst  aus- 
schliessende  Standes-  und  Amtsverhältnisse.  Die  Religion  nimmt  höheren 
poetischen  Gehalt  an,  ist  aber  doch  noch  in  vieler  Beziehung  von  einem 
sinnlichen  Zuge  durchdrungen  und  wird  gepflegt  in  einem  poetischen 
sinnlichen  Kultus.  Die  geistliche  Gewalt  ist  mit  der  weltlichen  ver- 
einigt oder  hat  doch  den  Vorrang  über  sie.  Regierung  und  Ver- 
waltung sind  aristokratisch  organisiert,  der  Oberpriester  ist  der  erste 
unter  gleichen.  Die  ganze  Kultur  nimmt  einen  Aufschwung  zum 
Höheren,  aber  sie  bewegt  sich  doch  noch  in  sinnlichen  Hüllen  und 
Formen. 

In  der  nächsten  Periode2)  tritt  allseitige  Harmonie  ein.    Es  ist 

»)  System  S.  374—398.    „Die  letzten  Gründe  "  S.  21-24,  Staatslexikon, 

Bd.  9,  S.  473—481. 

2)  System  S.  398-410.    „Die  letzten  Gründe  S.  25-  26  und  Staats- 
lexikon, Bd.  9,  S.  481—485. 
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die  Zeit  zugleich  der  vollendetsten  selbständigen  Ausbildung  aller  Lebens- 
bestandteile, Organe  und  Systeme  und  zugleich  ihrer  allseitig  harmonisch 
geordneten  Zusammenwirkung.  Für  das  intellektuelle  menschliche  Leben 
ist  dieses  die  Zeit  der  Vorherrschaft  der  selbständig  sittlich  prüfenden 
Vernunft.  Das  Jünglingsalter  mit  der  schaffenden  Phantasie  ver- 
schwindet, kältere  Reflexion  tritt  an  ihre  Stelle.  Im  gesellschaftlichen 
Leben  ist  es  die  Zeit  der  Vorherrschaft  des  sittlich  vernünftigen  frei- 
heitlichen Rechtsgesetzes  und  des  Rechtsstaates.  Der  Mensch  ist  jetzt 
endlich  fähig,  Sinnliches  und  Geistiges  rein  zu  scheiden  und  das  Geistige 
geistig  in  seiner  eigenen  Vernunft  zu  erfassen  und  zu  gestalten. 
Die  innere  eigene  Vernunft,  die  selbstgeprüfte  Glaubens-  und  Ge- 
wissensüberzeugung ist  ihm  jetzt  letzte  souveräne  Gesetzgeberin  und 
Richterin  seines  Fürwahrhaltens  und  Tuns.  Auf  ihr  ist  das  ganze  ge- 
sellschaftliche und  staatliche  Leben  aufgebaut.  In  dieser  Periode  ist 
unser  Staatsleben  angekommen.  Der  Staat  dieser  Periode  wird  daher 
besonders  eingehend  behandelt.  Wir  werden  im  Laufe  unserer  Be- 
trachtung noch  so  eingehend  auf  diesen  Staat  eingehen  müssen,  dass 
wir  uns  jetzt  mit  dem  Gesagten  begnügen  können. 

In  der  4.  Periode1),  die  übrigens  nach  We Ickers  Auffassung  im 
staatlichen  Leben  nicht  notwendig  einzutreten  braucht,  findet  ein  all- 
mähliches Zurücktreten  des  Höheren  statt,  der  Kreis  läuft  in  seinen 
Anfang  wieder  aus.  Es  ist  im  menschlichen  Leben  die  Zeit  des  Greisen- 
alters. Auch  im  Gesellschaftsverhältnisse  weicht  der  erfrischende  Lebens- 
geist zurück,  die  Organe  und  Wege  des  höheren  Lebens  verbrauchen 
sich  allmählich  ohne  zeitgemässe  Verjüngung,  die  edleren  Kräfte  zer- 
splittern sich,  es  kehrt  die  Herrschaft  der  Sinnlichkeit  und  mit  ihr  der 
Despotismus  zurück. 

Alle  diese  einzelnen  Perioden  zerfallen  wieder  in  bestimmte  Unter- 
abteilungen2), kurz,  es  ist  nach  We  Ickers  Ansicht  die  ganze  Geschichte 
eines  Volkes  ein  nach  bestimmten  Gesetzen  sich  entwickelndes  Werden. 

Dass  diese  Theorie  in  keiner  Weise  den  Ansprüchen  der  modernen 
Wissenschaft  entspricht,  dass  sich  der  Verlauf  der  Geschichte  der  Völker 
nicht  in  diesen  Entwickelungsgang  einpressen  lässt,  bedarf  keiner  weiteren 
Erörterung.  Für  die  Staatslehre  Welckers  kommt  aber  auch  nur  der 
Grundgedanke,  der  in  dieser  Lehre  sich  findet,  in  Betracht,  das  ist  also 
der  Gedanke,  dass  die  Geschichte  eines  Volkes  insbesondere  seiner 
Rechtseinrichtungen  nicht  ein  buntes  Durcheinander  darstellt,  dass  nicht 
die  einzelnen  Ereignisse  und  Institutionen  der  Völker  willkürlich  sich 
aneinanderreihen,  sondern  dass  ihre  Aufeinanderfolge  vielmehr  auf  Grund 
eines  inneren  Entwickelungsganges  sich  vollzieht.  Diese  Auffassung,  die 
sich  erst  ganz  allmählich  gegen  die  rationalistischen  Lehren  durchsetzen 


*)  System  S.  411—412,  Staatslexikon,  Bd.  9,  S.  485. 
2)  System  S.  413  ff,  Staatslexikon,  Bd.  9,  S.  485-489. 
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musste,  wurde  naturgemäss  zunächst  übertrieben.  Hatte  man  vorher 
nirgends  in  der  Geschichte  eine  Entwicklung  gefunden,  so  glaubte  man 
jetzt  überall  dieselbe  Gesetzmässigkeit  beobachten  zu  können.  Diese  Er- 
scheinung lässt  sich  bei  einem  grossen  Teile  der  damaligen  Schrift- 
steller beobachten.  Bluntschli  weist  mit  Recht  auf  die  Ähnlichkeit 
zwischen  W  e  1  c  k  e  r  s  Entwicklungslehre  und  den  Lehren  V  i  c  o  s  hin ]) 2) ; 
allein  eine  direkte  Beeinflussung  Welckers  durch  den  Italiener  lässt 
sich  nicht  nachweisen.  Wir  sind  allerdings  auch  nicht  darauf  ange- 
wiesen, zur  historischen  Erklärung  von  Welckers  Lehre  bis  auf  Vico 
zurückzugehen,  Welcker  griff  vielmehr  nur  einen  allgemeinen  Gedanken, 
der  in  seiner  Zeit  lag,  auf.  So  hatte  schon  Schelling  im  Jahre  1800 
ausgeführt3):  drei  Perioden  könnten  in  der  Geschichte  angenommen 
werden.  „Den  Einteilungsgrund  dazu  geben  uns",  so  führt  er  aus,  ;;die 
beiden  Gegensätze  Schicksal  und  Vorsehung,  zwischen  welchen  in  der 
Mitte  die  Natur  steht,  welche  den  Ubergang  von  dem  einen  zum  anderen 
macht".  Die  erste  Periode,  die  er  die  tragische  nennt,  ist  die  Zeit,  in 
der  das  Herrschende  nur  noch  als  Schicksal,  d.  h.  als  völlig  blinde  Macht, 
kalt  und  bewusstlos  auch  das  Grösste  und  Herrlichste  zerstört.  Die 
zweite  Periode  der  Geschichte  ist  die,  in  welcher  das,  was  in  der  ersten 
als  Schicksal,  d.  h.  als  völlig  blinde  Macht,  erschien,  als  Natur  sich 
offenbart,  und  das  dunkle  Gesetz,  das  in  jener  Zeit  herrschend  war, 
wenigstens  in  ein  offenes  Naturgesetz  verwandelt  erscheint,  das  die 
Freiheit  und  ungezügelteste  Willkür  zwingt,  einem  Naturplane  zu  dienen, 
und  so  allmählich  wenigstens  eine  mechanische  Gesetzmässigkeit  in  der 
Geschichte  herbeiführt.  Die  dritte  Periode  endlich  wird  nach  ihm  die 
sein,  wo  das,  was  in  der  früheren  als  Schicksal  und  als  Natur  erschien, 
sich  als  Vorsehung  entwickeln  und  offenbaren  wird,  dass  selbst  das,  was 
blosses  Werk  des  Schicksals  und  der  Natur  zu  sein  schien,  schon  der 
Anfang  einer  auf  unvollkommene  Weise  sich  offenbarenden  Vor- 
sehung war. 

Ahnliche  Gedanken  finden  sich  auch  in  den  Lehren  der  histori- 
schen4) und  der  Hegeischen  Schule,  doch  würde  es  zu  weit  führen, 
diesen  Ideengängen  weiter  zu  folgen. 

x)  Bluntschli,  „Geschichte  der  neueren  Staats  Wissenschaft.  Allgemeines 
Staatsrecht  und  Politik",  3.  Aufl.,  S.  592. 

2)  Über  Vi  cos  Lehre  vergl.  Bluntschli  a.  a.  0  ,  S.  281  ff.  Merkel  Frag- 
mente zur  Sozialwissenschaft,  Strassburg  1898,  S.  39  ff. 

3)  System  des  transzendentalen  Idealismus,  1800,  in  sämtlichen  Werken,  1.  Abt., 
Bd.  3,  S.  603  ff. 

4)  Vergl.  z.  B.  Bluntschli,  „Das  Volk  und  der  Souverän  im  allgemeinen 
betrachtet  und  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Schweizer  Verhältnisse",  Zürich 
1831,  S.  3.  „Das  Volk  ist  selbst  wieder  eine  Person  höherer  Art  als  der  einzelne 
Mensch.  Es  hat  wieder  sein  eigenes  grosses  Leben;  wie  der  einzelne  hat  es  auch 
eine  Zeit  der  Kindheit,  eine  Zeit  der  Reife,  eine  Zeit  des  Absterbens."  Ferner  vergl. 
auch  Savigny,  „Vom  Berufe  unserer  Zeit  usw."  3  Aufl.,  S.  8  ff . 
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Wir  sehen  schon  durch  diese  kurzen  Andeutungen:  We Ickers  Aus- 
führungen über  die  einzelnen  Perioden  der  Geschichte  stehen  nicht  allein 
in  ihrer  Zeit. 

Bis  jetzt  wurde  nur  eine  Seite  von  Welckers  Lehre  über  die 
Entwicklung  von  Recht  und  Staat  dargestellt,  die  Seite,  welche  Be- 
rührungspunkte mit  den  streng  historischen  Theorien  hat.  Wir  haben 
aber  schon  oben  angedeutet,  dass  in  seinen  Ausführungen  auch  von  den 
eben  dargestellten  scheinbar  stark  abweichende  Gedankengänge  sich 
finden.  Auf  diese  müssen  wir  nun,  um  den  Ausgangspunkt  für  seine 
Staatslehre  zu  gewinnen,  eingehen. 

Der  Mensch  ist  frei,  so  führt  Welcker  aus.  Und  zwar  vertritt 
er  diesen  Gedanken  mit  nicht  geringerem  Nachdrucke  als  die  ratio- 
nalistischen Naturrechtler;  in  seinen  Ausführungen  nimmt  die  Freiheits- 
lehre  eine  hervorragende  Stellung  ein,  die  menschliche  Freiheit  ist  für 
ihn  „das  Gewisseste  des  Gewissen"1).  Allerdings  erhebt  sich  da  sofort 
die  Frage,  was  denn  Welcker  unter  der  Freiheit  versteht,  denn  kaum 
ein  anderer  Begriff  wird  überhaupt  und  besonders  in  der  damaligen 
Literatur  in  so  verschiedener  Bedeutung  gebraucht.  Wirkliche  Freiheit 
ist  nach  Welckers  Ansicht  nicht  vorhanden,  insofern  die  Tätigkeit  des 
Menschen  bestimmt  wird  von  dem  allgemeinen  Naturgesetz,  ebensowenig 
ist  aber  das  Individuum  auch  wahrhaft  und  sittlich  frei  durch  Abhängig- 
keit seiner  Tätigkeit  von  dem  göttlichen  Bestandteile2).  Die  wahre 
Freiheit  ist  nur  die,  welche  auf  dem  von  Gott  und  der  Natur  gesonderten, 
selbständigen ,  zur  freien  Selbstbestimmung  für  Gut  und  Böse  fähigen, 
dritten  Lebensbestandteile  wurzelt3).  Er  bestimmt  daher  das  Wesen  der 
Freiheit,  in  der  Hauptsache  mit  der  indeterministischen  Lehre  überein- 
stimmend, dahin4):  „Die  Freiheit  eines  Wesens  fordert  mehr  als  blosse 
Fähigkeit  einer,  möglicherweise  unfreien,  Entscheidung  der  Wahl  für 
oder  gegen  die  Sinnlichkeit  und  für  ein  Gutes.  Sie  fordert  auch  mehr, 
als  die  bloss  negative  Seite  der  Abwesenheit  fremder  Nötigung,  mehr  als 
blosse  Abhängigkeit  nur  vom  Gesetze,  gleichviel  ob  gutem  oder  schlechtem. . . 
Sie  fordert  die  Fähigkeit  und  Möglichkeit  einer  regelmässigen,  von  dem 
Ich  des  freien  Wesens  selbständig  und  mit  der  Möglichkeit  zum  Gegen- 
teile verursachten  Wirksamkeit  in  einem  bestimmten,  ihm  gesetzlich  zu- 
stehenden Freiheits-  oder  freien  Lebenskreise u.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  bekämpft  er  auch  entschieden  die  streng  historischen  Lehren. 
„Andere",  so  schreibt  er5),  „zerstören  die  von  ihnen  behauptete  Freiheit 
durch    falsche  Auffassung    derselben.    So    die   Naturphilosophie,  in 

x)  System  S.  223. 

2)  System  S.  230. 

3)  System  S.  231. 

4)  System  S.  227. 

5)  System  S.  262. 
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welcher  selbst  die  höchste  Anstrengung  Schellingschen  Scharfsinnes 
nur  das  Kesultat  klarer  gemacht  hat,  dass  mit  diesem  Systeme,  seinen 
durchgehenden  Naturgesetzen,  seiner  Identifizierung  von  Gott  und  Natur 
die  persönliche  Freiheit  selbst  nicht  einmal  als  eine  wirkliche  wirksame 
Freiheit  der  Gesinnungen  und  Gedanken,  sondern  nur  als  eine  bloss 

scheinbare  begründet  und  vereinigt  werden  kann".    In  diesen 

Fehler  der  Naturphilosophie  ist  auch  nach  seiner  Ansicht  die  historische 
Rechtsschule  verfallen,  denn  bei  ihr  findet  sich  „eine  blosse  Scheinfrei- 
heit, wie  die  meines  Fusses  bei  meiner  Bewegung"1). 

Wir  haben  damit  2  Gedankenreihen  bei  W eicker  gefunden,  die 
sich  nicht  miteinander  vereinigen  zu  lassen  scheinen.  Denn,  wenn  wir 
seine  Entwicklungslehre,  wie  sie  dargestellt  wurde,  auf  ihr  Grundelement 
untersuchen,  so  finden  wir,  dass  es  nach  seiner  Meinung  der  mensch- 
liche Geist  ist,  auf  dem  die  ganze  Entwickelung  beruhen  soll,  er  ist  in 
jedem  Volke  in  besonderer  Weise  ausgebildet,  er  entwickelt  sich  in  den 
einzelnen  Völkern  in  bestimmter  Art  und  nach  bestimmten  Gesetzen, 
und  seine  Eigenart  und  Entwickelung  bedingen  wieder  die  Eigenart  und 
gesetzmässige  Entwickelung  von  Recht  und  Staat  und  des  ganzen  sozialen 
Lebens.  Andererseits  aber  soll  auch  der  menschliche  Geist  eine  so  weit 
gehende  Freiheit  besitzen,  wie  es  die  indeterministische  Lehre  annimmt. 
Dass  hier  Ausführungen  vorliegen,  die  an  sich  betrachtet  schon  nicht 
zu  vereinbarende  Gegensätze  enthalten,  bedarf  keiner  weiteren  Darlegung. 
Auch  W  e  1  c  k  e  r  ist  sich  dessen  scheinbar  bewusst  geworden,  wenigstens 
schränkt  er  seine  Lehre  nach  beiden  Richtungen  hin  ein. 

„Dem  Begriffe  der  Freiheit  keineswegs  widersprechend  ist  es",  so 
führt  er  aus2),  „die  ihrem  Wesen  nach  allerdings  absolute  und  göttliche 
Freiheit,  für  ihre  Erscheinung  im  Menschen  als  bedingt  und  begrenzt 
zu  denken.  Es  entspricht  dieses  vielmehr  dem  Begriffe  der  Freiheit  in- 
dividueller Weltwesen  als  notwendiger  Vereinigung  des  Freiheitsvermögens 
und  des  Freiheitszustandes.  Bedingt  ist  die  Freiheit  nicht  bloss  durch 
die  göttliche  Verleihung  sondern  für  ihre  Erscheinung  im  irdischen 
Leben  auch  durch  die  Notwendigkeit  angemessener  sinnlicher  Träger 
und  Grundformen.  Begrenzt  ist  sie  durch  die  ihr  für  ihre  freie  Wirk- 
samkeit von  der  Gottheit,  schon  zur  Entfernung  wesentlicher  Störung 
göttlicher  Ordnung,  gesetzte  Grenze  ihres  Freiheitsgebietes;  ferner 
durch  die  Bindung  aller  Wirksamkeit  an  sinnliche,  beschränkte  Werk- 
zeuge und  Mittel;  überhaupt  durch  die  Trübung  des  Göttlichen  im 
menschlichen  Ich,  durch  seine  Verbindung  mit  Sinnlichem  und  den  jedes- 
maligen Standpunkt  der  historischen  Entwickelung  der  Offenbarung  des 
Inneren  im  Äusseren,  ferner  durch  entgegenstehende  nur  teilweise  be- 
siegbare fremde  Freiheits-  und  Naturkräfte,  oder  die  Mitgliedschaft  des 


x)  System  S.  266. 

2)  System  S.  232-233. 
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Individuums  an  den  allgemeinen  Lebenskreisen  der  Natur-  und  Geister- 
welt, wodurch  ganz  ähnlich  wie  durch  die  Abhängigkeit  vom  Staate 
dem  Bürger  selbst  für  die  selbständige  Freiheit  im  eigenen  Privatkreise 
zugleich  Bedingungen  und  Grenzen  gegeben  sind." 

Und  andererseits  modifiziert  er  auch  seine  Entwickelungslehre,  in- 
dem er  schreibt:1)  „Solche  naturgesetzlichen  Entwicklungsstufen  im 
Staatsleben  müssen  ebenso,  wie  sie  selbst  schon  im  allgemeinen  nur 
aus  gründlichen,  naturgesetzlichen  und  geschichtlichen  Studien  erkannt 
werden  konnten,  auch  in  dem  besonderen  Volksleben  nur  insofern  an- 
genommen werden,  als  sie  wirklich  auch  aus  dessen  konkreter  Geschichte 
erweislich  hervorgehen,  und  mit  der  Anerkennung,  dass  auf  diesem  Wege 
nur  allgemeine  Grundformen  des  menschlichen  Lebens  und  seiner  freien 
individuellen  Erscheinung  gefunden  werden  sollten,  gerade  wie  die  der 
Kindheit,  des  Jünglings-,  Mannes-  und  Greisenalters  für  das  Leben  des 
einzelnen  Menschen." 

Die  Einschränkungen,  welche  Welcher  somit  an  den  beiden  Ge- 
dankenreihen, die  oben  dargestellt  wurden,  vornimmt,  sind  nicht  derart, 
dass  eine  von  ihnen  vollständig  dadurch  aufgehoben  würde.  Denn  auch 
durch  die  „Bedingungen"  und  „Begrenzungen",  welchen  nach  seiner  Mei- 
nung die  Freiheit  unterworfen  ist,  wird  an  seiner  Ansicht,  dass  der  Mensch 
frei  und  nicht  in  seinem  Tun  und  Schaffen  von  einer  höheren  Macht 
geleitet  sei,  nichts  geändert,  wenn  auch  die  vollständig  indeterministische 
Freiheitslehre  wenigstens  in  gewissem  Umfange  zugunsten  einer  deter- 
ministischen Auffassung  modifiziert  erscheint.  Genau  so  verhält  es  sich 
auch  mit  seinen  Ausführungen  über  die  Einschränkung  seiner  Ent- 
wickelungslehre. Aus  ihnen  ergibt  sich  zwar  zweifellos,  dassWelcker 
der  Ansicht  ist,  dass  die  Entwickelungsstufen  in  der  von  ihm  gezeichneten 
Art  nicht  in  jedem  Volke  notwendig  in  derselben  Weise  eintreten  müssen; 
allein  dadurch  wird  der  Gedanke,  dass  jedes  Volk  als  solches  eine  be- 
stimmte allmähliche  Entwickelung  durchmache,  die  nicht  auf  blindem 
Zufalle,  sondern  auf  innerer  Gesetzmässigkeit  beruhe,  und  dass  infolge 
davon  auch  eine  allmähliche  Entwickelung  von  Recht  und  Staat  sich 
vollziehe,  nicht  beeinflusst. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Ergebnis:  Nach  W e  1  c k e r s  Auffassung 
sind  die  geschichtlichen  Grund faktoren  von  Recht  und  Staat  die  indi- 
viduelle Freiheit  und  die  gesetzmässige  Entwickelung. 

Es  hat  nun  für  uns  kein  Interesse,  im  einzelnen  zu  verfolgen,  wie 
Welcker  diese  beiden  Auffassungen  zu  vereinen  sucht,  und  festzustellen, 
welche  Unklarheiten  und  Widersprüche  ihm  in  dem  Bemühen,  den  Ent- 
wickelungsgedanken  und  die  menschliche  Freiheit  in  Einklang  zu 
bringen,  unterlaufen.  Um  in  der  uns  interessierenden  Frage,  welches 
nämlich  der  Ausgangspunkt  von  We Ickers  Rechts-  und  Staatslehre 


')  System  S.  325—326. 
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ist,  weiter  zu  kommen,  muss  vielmehr  ein  anderer  Weg  eingeschlagen 
werden.  Wir  müssen  zu  diesem  Zwecke  das  Moment  in  dem  tatsäch- 
lichen geschichtlichen  Geschehen  festzustellen  versuchen,  das  ihn  zu  die- 
ser Lehre  führt  und  das  somit  den  tatsächlichen  Ausgangspunkt  seiner 
Theorie  von  den  Grundlagen  von  Recht  und  Staat  bildet.  Damit  werden 
wir  auch  zugleich  eine  Erklärung  für  die  Widersprüche,  die  in  seinen 
Ausführungen  enthalten  zu  sein  schienen,  finden. 

W e Ickers  schriftstellerische  Tätigkeit  begann,  worauf  wir  schon 
des  öfteren  hinzuweisen  Gelegenheit  nehmen  mussten,  im  Jahre  1813. 
Es  ist  dieses  das  Jahr,  in  dem  die  Befreiungskriege  ihren  Anfang  nahmen. 
Die  von  Napoleon  unterworfenen  Völker  und  an  ihrer  Spitze  die  deut- 
schen Stämme  erhoben  sich,  um  die  verhasste  Herrschaft  abzuschütteln. 
In  den  Jahren  der  Unterdrückung  war  den  Völkern  wieder  ihre  Eigen- 
art zum  Bewusstsein  gekommen,  es  war  ihnen  klar  geworden,  an  welch 
grossen  Schwächen  jene  Lehren  des  18.  Jahrhunderts  gelitten,  die  alle 
Unterschiede  zwischen  den  Völkern  kühn  beiseite  zu  schieben  und  ver- 
nichten zu  können  geglaubt  hatten.  In  dieser  Zeit  erkannte  man  wieder, 
wie  verschieden  das  Denken  und  Fühlen  der  einzelnen  Völker  ist.  So 
hatte  sich  das  Nationalitätsgefühl  allmählich  während  der  napoleonischen 
Herrschaft  immer  mehr  entwickelt,  bis  es  sich  dann  in  den  Befreiungs- 
kriegen zum  ersten  Male  in  seiner  gewaltigen  Stärke  zeigte.  Ein  be- 
redtes Zeugnis  von  dem  Wandel  der  Anschauungen  gibt  uns  Fichte. 
Noch  im  Winter  1804  auf  1805  erklärte  er  in  seinen  Vorlesungen  über 
die  Grundzüge  des  gegenwärtigen  Zeitalters:1)  ;,Ich  frage  zurück:  wel- 
ches ist  denn  das  Vaterland  des  wahrhaft  ausgebildeten  christlichen 
Europäers?  Im  allgemeinen  ist  es  Europa,  insbesondere  ist  es  in  jedem 
Zeitalter  derjenige  Staat  in  Europa,  der  auf  der  Höhe  der  Kultur  steht. 
Jener  Staat,  der  gefährlich  fehlgreift,  wird  mit  der  Zeit  freilich  unter- 
gehen, demnach  aufhören,  auf  der  Höhe  der  Kultur  zu  stehen.  Aber 
eben  darum,  weil  er  untergeht  und  untergehen  muss,  kommen  andere  und 
unter  diesen  vorzüglich  einer  herauf,  und  dieser  steht  nunmehr  auf 
der  Höhe,  auf  welcher  zuerst  jener  stand.  Mögen  dann  doch  die  Erd- 
geborenen, welche  in  der  Erdscholle,  dem  Flusse,  dem  Berge  ihr  Vater- 
land erkennen,  Bürger  des  gesunkenen  Staates  bleiben;  sie  behalten, 
was  sie  wollten,  und  was  sie  beglückt.  Der  sonnenverwandte  Geist  wird 
unwiderstehlich  angezogen  werden  und  hin  sich  wenden,  wo  Licht  ist 
und  Recht.  Und  in  diesem  Weltbürgersinne  können  wir  denn  über  die 
Handlungen  und  Schicksale  der  Staaten  uns  vollkommen  beruhigen,  für 
uns  selbst  und  unsere  Nachkommen,  bis  an  das  Ende  der  Tage."  Ge- 

:)  Joh.  Gottl.  Fi  cht  es  „Populär  philosophische  Schriften",  herausgegeben 

von  J.  H.  Fichte,  Bd.  2,  S.  212.    Vergl.  auch  Zeller,  „Joh.  Gottl.  Fichte  als 

Politiker"  in  der  historischen  Zeitschrift,  herausgegeben  von  H.  v.  Sybel,  Bd.  4, 
Seite  26  ff. 
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ringschätziger  über  das  Nationale  kann  man  wohl  nicht  denken!  Wie 
ganz  anders  dagegen  klingt  es,  wenn  er  in  seinen  Keden  an  die  deutsche 
Nation,  welche  er,  nachdem  das  Unglück  von  Jena  und  Auerstedt  über 
Preussen  hereingebrochen  war,  im  "Winter  1807/08  in  Berlin  hielt,  aus- 
führt: „Sind  wir  bisher  im  Gange  unserer  Untersuchung  richtig  ver- 
fahren, so  muss  hierbei  zugleich  erhellen,  dass  nur  der  Deutsche,  der 
ursprüngliche  nicht  in  einer  Satzung  erstorbene  Mensch,  wahrhaft  ein 
Volk  hat  und  auf  eines  zu  rechnen  befugt  ist,  und  dass  nur  er  der 
eigentlichen  und  vernunftgemässen  Liebe  zu  seiner  Nation  fähig  ist"  1), 
und  wenn  er  seine  Gedanken  dann  dahin  zusammenfasst :  „es  sei  der- 
malen nur  die  Rede,  sagten  wir,  und  das  sei  die  erste  Aufgabe,  das 
Dasein  und  die  Fortdauer  des  Deutschen  schlechtweg  zu  retten" 2), 3). 

Dieses  neu  erwachte  Nationalitätsgefühl  nimmt  auch  in  We Ickers 
Lehren  eine  ganz  hervorragende  Stellung  ein.  So  führt  er  aus4):  „Die 
allgemeinste  umfassendste  Form  für  das  ganze  Leben  eines  Volkes  ist 
die  Nationalität.  Das  ist  die  eigentümliche  Form,  in  der  die  Mensch- 
heit in  ihm  erscheint,  der  eigentümliche  und  selbständige  Charakter 
seines  gesamten  innerlichen  und  äusserlichen  Lebens.  Dass  jedes  Volk 
diese  Eigentümlichkeit  bewahre,  ist  der  Wille  Gottes,  der  die  Menschen 
in  verschiedenartige  Völkerstämme  von  eigentümlicher  Bildung,  Sitte 
und  Sprache  teilte,  der  ihnen  eigentümliche  Bedürfnisse  und  nur  be- 
schränkte Kraft  gab,  so  dass  jeder  Einzelne  notwendig  in  und  mit 
seinem  Volke  leben  muss.  der  etwas  Tüchtiges  werden  und  leisten  will. 
So  wenig  lebt  die  Menschheit  für  uns,  als  ein  Vater  im  abstrakten  Be- 
griffe ohne  die  uns  entsprechende  Besonderheit  unseres  Vaters  von  uns 
wirklich  mit  warmer  tätiger  Liebe  und  Teilnahme  umfasst  werden  kann. 
Nur  der  lebt  wirklich  für  die  Menschheit,  der  für  die  Menschheit  in 
seinem  Volke  lebt  und  dieses  selbst  auf  solche  Stufe  eigentümlicher 
und  freier  Bildung  zu  heben  sucht,  dass  es  in  Gemeinschaft  mit  anderen 
Völkern  das  grosse  und  reiche  Gemälde  der  Menschheit  vervollständige 


*)  Reden  an  die  deutsche  Nation.  8.  Rede.  In  Joh.  Gottl.  Fichtes  „Populär 
philosophischen  Schriften",  Bd.  2,  S.  377—378. 

2)  a.  a.  0.,  9.  Rede,  S.  396. 

3)  Es  ist  nicht  erforderlich  und  würde  auch  zu  weit  führen,  hier  darauf  ein- 
zugehen, von  welchen  Grundgedanken  aus  Fichte  zu  dieser  Bewertung  des  Nationalen 
gelangte,  sowie,  insbesondere  auch  darauf,  ob  nicht  dem  Fichteischen  Nationalitäts- 
begriffe etwas  Antinationales  im  Vergleiche  zu  der  Auffassung  des  Nationalen,  wie 
sie  sich  vor  allem  in  der  politischen  Literatur  des  19.  Jahrhunderts  und  auch  bei 
Welcker  rindet,  anhaftet.  Es  genügt  daran  zu  erinnern,  dass  hier  die  Nationalität 
als  die  Eigenart  eines  jeden  Volkes  aufgefasst  und  bewertet  wird,  während  ihr 
Fichte  zunächst  nur  bei  den  Deutschen  als  dem  „Urvolke"  dem  „Volke  schlecht- 
weg" Bedeutung  zuschreibt. 

4)  Kieler  Blätter,  herausgegeben  von  einer  Gesellschaft  Kieler  Professoren, 
Bd.  1,  1815,  S.  26,  27,  28,  29. 
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und  bereichere.  Schwindet  die  Nationalität,  so  schwinden  die  einfachen 
starken  Bande  und  die  tausendfachen  kleinen  Fädchen  treten  an  ihre 
Stelle"1).  Diese  Betonung  der  Nationalität  erklärt  uns  auch  die  Ansicht 
We Ickers  über  die  Entwickelung  von  Recht  und  Staat. 

Je  mehr  sich  das  Nationalitätsgefühl  ausprägte,  um  so  mehr  wurde 
man  sich  naturgemäss  der  Eigenart  seines  Volkes  bewusst,  um  so  mehr 
ward  man  sich  auch  klar,  in  welch  inniger  Beziehung  viele  Sitten  und 
Einrichtungen  des  Volkes  zu  seiner  Eigenart  stehen.  Man  erkannte, 
dass  viele  Institutionen  des  Volkes  nicht,  wie  der  Rationalismus  gemeint 
hatte,  das  Werk  der  Willkür  waren,  dass  sie  vielmehr  infolge  der  Eigen- 
art des  Volkes  notwendig  so  sein  mussten,  wie  sie  waren.  Dazu  zeigte 
die  historische  Forschung  und  die  damit  verbundene  Kenntnis  anderer 
Zeiten  und  Völker,  wie  verschieden  diese  nationale  Eigentümlichkeit  bei 
den  verschiedenen  Völkern  ist,  und  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Geschichte 
allmählich  ändert.  Man  sah  nun  ein,  dass  mit  diesem  Wechsel  auch 
eine  Änderung  des  ganzen  Volkslebens  vor  sich  gehen  müsste;  man  ge- 
langte zu  der  Erkenntnis,  dass  die  historischen  Wandlungen  der  sozialen 
und  rechtlichen  Einrichtungen  nicht  auf  Willkür  beruhten,  sondern  dass 
sie  „im  Leben  der  Nation  wurzelnd  sich  mit  ihr  entwickeln  nach  leben- 
digen Entwickelungsgesetzen  und  Perioden. u  So  konnte  sich  durch  die 
starke  Betonung  der  Nationalität  der  Gedanke  entwickeln,  dass  die  Ge- 
schichte eines  Volkes  ein  auf  inneren  Entwickelungsgesetzen  beruhendes 
allmähliches  Werden  darstelle. 

Andererseits  aber  ermöglichte  auch  die  Ausbildung  des  Nationali- 
tätsgefühles,  in  dem  geschichtlichen  Werden  in  weitgehendem  Masse 
die  Freiheit  anzuerkennen.  Auf  diese  Frage  muss  noch  etwas  näher 
eingegangen  werden. 

Das  Nationalitätsgefühl  war  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit,  und 
da  sogleich  mit  aller  Macht  den  Völkern  zum  Bewusstsein  gekommen. 
Es  ist  nun  eine  psychologisch  durchaus  verständliche  Tatsache,  dass 
der  Mensch,  wenn  sich  ein  bisher  wenig  von  ihm  beobachteter  Teil 
seines  Innenlebens  plötzlich  mit  Macht  durchringt,  zunächst  nicht  in 
der  Lage  ist,  diesen  zum  Gegenstande  wissenschaftlicher  Untersuchung 
und  Klärung  zu  machen,  sondern  dass  er  vorerst  bestrebt  ist,  mehr 
gefühlsmässig,  wenn  man  so  sagen  darf,  ihm  nachzugehen.  So  ist  es 
auch  erklärlich,  dass  wir  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 


x)  Diese  Gedanken  kehren  in  seinen  Ausführungen  fortwährend  wieder.  Vergl. 
z.  B.  seine  Rede  „Deutschlands  Freiheit  usw.",  Giessen  1814,  oder,  um  ein  Beispiel 
aus  ganz  anderem  Zusammenhang  zu  wählen,  seine  Rede  in  der  Badischen  zweiten 
Kammer  anlässlich  der  Erörterung  der  Schleswig-Holsteinschen  Frage  am  11.  August 
1846:  „Ich  will  Sie  an  die  ewige  Wahrheit  erinnern,  dass  höhere  und  heiligere  Rechte 
es  nicht  gibt  auf  der  Erde  als  das  Recht,  Nation  zu  sein."  Stenographische  Berichte 
der  Verhandlungen  der  Tl.  Badischen  Kammer,  Heft  7,  S.  246. 
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kaum  eine  Arbeit  finden,  die  die  Nationalität  in  wissenschaftlich  be- 
friedigender Weise  untersucht,  so  sehr  auch  der  Nationalitätsgedanke 
im  Vordergrunde  des  Interesses  steht.  Aber  gerade  dadurch,  dass  die 
Nationalität  noch  mehr  etwas  Empfundenes  als  klar  Erkanntes  war, 
drückt  sich  gerade  in  der  Stellung  der  einzelnen  Schriftsteller  zu  ihr 
ein  stark  persönlicher  Zug  aus. 

Es  lassen  sich  in  der  uns  interessierenden  Beziehung  im  Wesent- 
lichen zwei  Richtungen  unterscheiden.  Dem  einen  Teil  der  Schrift- 
steller, wohl  Naturen,  für  die  ihrer  ganzen  Beanlagung  nach  mehr  das 
Beobachten  und  Untersuchen  als  das  Handeln  im  Vordergrunde  stand, 
ward  das  Nationale  dadurch  vor  allem  zum  Bewusstsein  gebracht,  dass 
sie  es  bei  ihren  Beobachtungen  in  den  Erscheinungen  des  sozialen  Lebens, 
den  Sitten  des  Volkes  und  dem  Charakter  der  einzelnen  Menschen  wieder 
fanden;  sie  werden  auch  im  praktischen  Leben  mehr  beobachtend  und 
untersuchend  als  aktiv  handelnd  sich  verhalten  haben.  Infolgedessen 
ist  es  erklärlich,  dass  ihnen  das  Nationale  als  etwas  erscheint,  dessen 
Wirkung  sie  verspüren,  das  alles,  in  dem  es  sich  aufweisen  lässt,  leitet 
und  beeinflusst,  das  ihnen  aber  selbst  immer  eine  ausser  ihnen  stehende 
Macht  bleibt.  Die  anderen  Schriftsteller  dagegen,  wohl  vor  allem  Na- 
turen, die  zu  tatkräftigem  Handeln  veranlagt  sind,  werden  mit  dem 
Nationalen  überhaupt  nur  dann  Fühlung  bekommen,  wenn  sie  in  diesem 
ihr  eigenes  Ich  wieder  finden.  Sie  werden  aber  dann  das  Nationale 
nicht  als  eine  ausser  ihnen  stehende  Macht  empfinden,  sondern  in  ihm 
gerade  ihr  eigenes  ursprüngliches  Ich  erleben.  Infolgedessen  werden 
sie,  wenn  sie  dem  Nationalen  in  der  sie  umgebenden  Welt  begegnen, 
nicht  geneigt  sein,  hier  das  Walten  einer  ihnen  fremden  Macht  zu 
vermuten,  sondern  vielmehr  die  freie  Tat  der  Menschen.  So  wird  ihnen 
auch  die  Entwickelung  der  sozialen  und  rechtlichen  Gebilde  auf  natio- 
naler Grundlage  als  das  Werk  des  freien  menschlichen  Willens  er- 
scheinen. 

Diese  beiden  Geistesrichtungen  treten  uns  bei  Savigny  und  seiner 
Schule  einerseits  und  bei  Welcker  andererseits  deutlich  entgegen. 
Savigny  sucht  den  Träger  des  Nationalen  in  dem  Volksgeist 1).  Dieser 
aber  ist  für  ihn  in  allen  Einzelnen  gemeinschaftlich  lebend  und  wirkend2); 
er  tritt  den  Einzelnen  somit  als  etwas  sie  Leitendes  entgegen.  Ahnlich 
sind  die  Ausführungen  Stahls  in  dieser  Richtung,  wenn  er  schreibt3): 
„der  Nationalcharakter  im  wahren  Sinne  aber  ist,  was  die  Nation  als 
höchstes  Ziel  ihres  allgemeinen  Strebens  erkennt  und  will.  Er  ist  ihre 
totale  Gesinnung,  ihre  sittliche  Bestimmtheit.  Diese  wirkt  alle  bedeu- 
tenden Erscheinungen  des  Lebens,  und  so  geht  auch  das  Recht  aus  ihr 

J)  Vergl.  Savigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts,  1840,  S.  15. 
2)  a.  a.  0.,  S.  14-15. 

3j  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.,  1847,  S.  365. 
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als  ein  Ganzes  hervor.  Dieses  Ziel  und  Urteil  haben  ihr  nicht  zufällige 
Umstände  beigebracht,  sie  sind  ihr  von  einer  leitenden  Absicht  ange- 
wiesen. Nationalcharakter  ist  der  göttliche  Beruf  einer  Nation".  Und 
bezeichnend  für  Stahls  Auffassung  der  Nationalität  ist  es,  wenn  er 
dann  seine  Ansicht  jenen  entgegensetzt,  die  alle  Einrichtungen  als  durch 
den  überlegenden  menschlichen  Geist  erzeugt  ansehen.  ALso  auch  hier 
ist  das  Nationale  etwas  dem  Willen  des  einzelnen  Individuums  gegen- 
über Leitendes j). 

Ganz  anders  dagegen  ist  Welckers  Auffassung  des  Nationalen, 
ihm  ist  die  Nationalität,  der  Volksgeist,  nicht  eine  in  den  Einzelnen 
fremd  wirkende  Macht,  sondern  der  freiwirkende  Geist  der  einzelnen 
Volksgenossen. 

So  sehen  wir,  durch  Betonung  des  Nationalen  konnte  Welcker 
einerseits  zu  der  Ansicht  kommen,  dass  der  Charakter  des  ganzen  Volkes 
einer  allmählichen  Entwickelung  unterliege,  andererseits  aber  konnte  er 
auch  trotzdem  den  freien  Willen  der  Menschen  als  einen  Grundfaktor 
des  geschichtlichen  Werdens  von  Recht  und  Staat  ansehen. 

Allerdings  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Freiheit,  zu  der 
er  auf  diese  Weise  gelangen  konnte,  nicht  identisch  ist  mit  der  Frei- 
heit im  Sinne  des  Indeterminismus.  Der  Freiheitsbegriff,  wie  er  aus 
dem  Nationalen  in  der  angegebenen  Weise  gewonnen  werden  kann,  be- 
deutet nichts  anderes,  als  dass  die  menschliche  Tat  und  nicht  über- 
menschliche Kräfte  im  wesentlichen  Recht  und  Staat  gestalten,  er  ent- 
hält dagegen  nichts  darüber,  wie  dieser  menschliche  Wille  zustande 
kommt,  er  ist  insofern  weiter  als  der  indeterministische  Freiheitsbegriff, 
ja  wir  können  sogar  sagen,  er  steht  im  Gegensatze  zu  der  indetermi- 
nistischen Lehre,  insofern  als  von  deren  Standpunkt  die  nationale 
Übereinstimmung  der  Volksgenossen  gar  nicht  oder  doch  nur  sehr 
schwer  sich  erklären  lässt  Wir  müssen  daher  noch  kurz  auf  die  Frage 
eingehen,  wie  Welcker  dazu  kommt,  neben  seiner  Lehre  von  dem 
gesetzmässigen  Werden  in  so  weit  gehendem  Masse  die  indeterministische 
Willenslehre  zu  vertreten.  Das  ist  nötig,  weil  sonst  mit  Recht  geltend 
gemacht  werden  könnte,  das  Nationale  sei  gar  nicht  der  tatsächliche 
Grundfaktor  für  seine  Entwicklungslehre.  Zunächst  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass,  wie  schon  oben  betont  wurde,  er  die  Nationalität 


J)  Vergl.  z.  B.  auch  .Philosophie  des  Rechts",  Bd.  2,  5.  Aufl.,  S.  143:  „Der 
Staat  beruht  zuletzt  auf  dem  Volkswillen.  Dieser  ist  aber  fürs  erste  selbst  ein 
ursprünglich  geistiges  Element,  das  die  Individuen  durchdringt,  nicht  das  Resultat 
der  Willen  der  Einzelnen;  er  ist  nicht  willkürliches  Wollen,  sondern  vielmehr  eine 
Macht,  die  den  Willen  bestimmt,  ein  Bewusstsein  sittlicher  Notwendigkeit,  daher  auch 
nicht  momentanes  Wollen,  sondern  der  kontinuierlich  sittlich  rechtliche  Wille,  der 
sich  zugleich  bisher  in  der  Gestaltung  des  Staates  realisiert  hat,  deshalb  auch  ge- 
bunden an  die  überkommenen  Gesetze  und  die  überkommene  Autorität." 
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nicht  ihrem  Wesen  nach  untersucht  hat  und  sich  infolgedessen  auch 
nicht  so  leicht  des  Widerspruches  zwischen  dem  indeterministischen 
Freiheitsbegriff  und  dem  nationalen  Willen  bewusst  werden  konnte.  In 
der  Hauptsache  aber  kommt  noch  ein  anderes  Moment  zur  Erklärung 
dafür  in  Betracht,  dass  er  über  die  Freiheit  im  Sinne  der  freien  Tat 
hinausgehend  die  indeterministische  Freiheitslehre  vertritt.  Der  freie 
Wille,  welcher  Recht  und  Staat  schafft,  muss  auch  frei  im  Sinne  der 
indeterministischen  Lehre  sein,  das  ist  für  ihn  ein  sittliches  Postulat, 
dieser  freie  Wille  ist  nach  seiner  Meinung  „ Grundlage  jeder  sittlichen 
und  gerechten  Ordnung" 

Fassen  wir  nun  das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  noch  einmal 
zusammen,  so  finden  wir:  die  Entwickelung  von  Recht  und  Staat  be- 
ruht nach  We Ickers  Meinung  nicht  allein  auf  einer  Gesetzmässigkeit, 
aber  auch  nicht  allein  auf  dem  freien  Willen  der  Menschen,  wie  es  der 
Rationalismus  annahm,  sondern  sie  beruht  vielmehr  im  wesentlichen  auf 
der  nationalen  Beschaffenheit  der  Individuen,  mithin  auf  Freiheit  und 
Gesetzmässigkeit. 

§  3.  Welckers  Individualismus. 

Auf  Grund  seiner  Ansichten  über  das  historische  Werden,  die 
wir  im  vorigen  §  kennen  gelernt  haben,  hält  es  Welcker  in  erster 
Linie  für  die  Aufgabe  der  Wissenschaft,  den  Charakter  des  Individu- 
ums einer  bestimmten  Zeit  und  eines  bestimmten  Volkes  festzustellen, 
um  dann  von  dieser  Grundlage  aus  Recht  und  Staat  begreifen  zu 
können.  „Müssig  würde  es  sein",  so  führt  er  daher  aus 2),  „zu  streiten, 
ob  eine  Zeit,  wo  durch  Offenbarung  der  Gottheit  Religion  und  Moral 
auch  äussere  Gesetze  der  Staaten  waren  und  sein  konnten,  wie  viel- 
fältig im  Altertum,  unseren  jetzigen  Verhältnissen  vorzuziehen  sei? 
Wo  die  Zeit  so  bestimmt  gerichtet  hat  als  hier,  da  sind  die  Menschen 
des  Streites  überhoben.    Die  Götter,  von  denen  die  Völker  freudig  alle 

Gesetze  aufnahmen,  sind  gefallen  Mag  jenes  jugendliche 

Alter  schön  und  herrlich  gewesen  sein,  auch  das  unserige  kann  es 
werden,  wenn  wir  nicht  töricht  eine  ewig  verschwundene  Zeit  wieder 
herüberzuziehen  suchen  und  somit  alles  verkehren.  Wir  sind  Männer 
geworden,  denen  es  nicht  ziemt,  unverständig  in  das  Rad  der  Zeiten 
zu  greifen,  und  seinen  ewigen  Umschwung  hemmen  zu  wollen,  sondern 
mit  kräftigem  Willen  zu  sehen,  was  jetzt  zu  tun  sei;  die  Früchte  nämlich, 
die  uns  nach  dem  Verschwinden  der  Blüte  geblieben,  zur  Fülle  und 
Reife  zu  bringen. u 


x)  System  S.  225. 

2)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  37. 
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Die  europäischen  und  insbesondere  die  christlich-germanischen 
Völker  befinden  sich  nunmehr  nach  W e Ickers  Ansicht  in  der  dritten 
Periode  der  staatlichen  Entwicklung l).  Nur  diese  Periode  wird  daher 
von  ihm  eingehender  betrachtet. 

In  der  dritten  Periode  sind  die  Menschen  zur  Vernunft  erwacht. 
Das  Wesen  des  vernünftigen  Menschen,  soweit  es  für  die  Rechts-  und 
Staatslehre  in  Betracht  kommt,  ist  daher  zunächst  festzustellen.  Der 
vernünftige  Mensch  kann  sich  nicht,  ohne  mit  seinem  ganzen  Charakter 
in  Widerspruch  zu  geraten,  einem  anderen  Gesetze  als  dem  seiner 
eigenen  Vernunft  unterwerfen.  Er  kann  dieses  nicht,  er  darf  es  aber 
auch  nicht  vom  sittlichen  Standpunkte  aus.  Für  vernünftige  Menschen 
kann  nämlich  nach  Welckers  Ansicht  nur  ein  streng  individuelles 
Sittengesetz  Geltung  haben.  Zwar  leugnet  er  nicht,  dass  es  eine  für 
alle  Menschen  in  gleicher  Weise  giltige  Sittlichkeit  gebe,  allein  bis  jetzt 
ist  diese  seiner  Meinung  nach  noch  nicht  gefunden.  „Der  Mensch, 
befangen  in  der  Individualität  sinnlicher  Erscheinung  kann  das  Ab- 
solute nie  rein,  sondern  nur  durch  seine  Individualität  und  durch  die 
Grade  seiner  Geistes-  und  Gemütskräfte  seiner  Erkenntnisse  modifiziert 
geben,  der  andere  sie  nur  so  auffassen  und  verstehen"2).  „Die  Philo- 
sophie allein  ist  wahr,  die  Philosophien  sind's  nicht" 3).  Infolgedessen 
ist  es  nach  seiner  Ansicht  unmöglich,  den  Menschen  unter  eine  be- 
stimmte sittliche  Ordnung  zu  zwingen.  Aber  auch,  wenn  die  absolute 
Sittlichkeit  gefunden  wäre,  wäre  ein  Zwang  gegenüber  dem  Einzelnen, 
sich  ihr  zu  unterwerfen,  ausgeschlossen.  Denn  die  Sittlichkeit  besteht 
nur  in  ganz  freiem  von  aussen  unmotiviertem  Handeln,  in  der  Ge- 
sinnung und  dem  gewollten  Zwecke,  sie  forciert  selbst  eine  praktische, 
d.  h.  mit  Freiheit  in  sich  aufgenommene  und  aus  sich  selbst  neu  er- 
zeugte Erkenntnis4).  Sich  selbst  eine  sittliche  Überzeugung  zu  bilden 
und  dieser  nachzuleben,  ist  daher  nach  Welckers  Auffassung  das 
höchste  sittliche  Gebot  für  den  Menschen. 

Streng  individualistisch  ist  also  Welckers  ethische  Grundan- 
schauung, und  von  dieser  Grundlage  aus  baut  er  seine  Rechts-  und 
Staatslehre  auf. 

Allerdings  haben  wir  dabei  ein  Moment  noch  unbeachtet  ge- 
lassen, das,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  in  seiner  Staatslehre  eine  grosse 
Rolle  spielt,  nämlich  die  Nationalität.  Denn  nicht  nur  sind  die  Indi- 
viduen, wie  wir  sahen,  nach  seiner  Ansicht  in  den  verschiedenen  Zeiten 
verschieden,  sie  sind  auch  verschieden  in  den  verschiedenen  Völkern 
zu  derselben  Zeit.    Wie  dieses  nationale  Element  sich  in  seine  Staats- 

x)  Vergl.  S.  26  f. 

2)  „Die  letzten  Gründe  u  S.  28. 

3)  „Die  letzten  Gründe  S.  29. 

4)  „Die  letzten  Gründe  .  ..."  S.  32. 
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lehre  einreiht,  werden  wir  im  Laufe  des  nächsten  §  sehen.  Es  genügt 
uns  jetzt,  festzustellen,  dass  das  Individuum  in  seiner  nationalen  Eigen- 
tümlichkeit den  Ausgangspunkt  seiner  Rechts-  und  Staatslehre  bildet. 

Damit  hat  W e Ickers  Staatslehre  einen  Ausgangspunkt,  der  sie 
vermittelnd  zwischen  die  in  strengen  Gegensätzen  zu  einander  stehen- 
den Lehren  seiner  Zeit  stellt.  Das  soll  nun  kurz  im  allgemeinen 
betrachtet  werden,  bevor  wir  seinen  Ausführungen  in  das  Einzelne  folgen. 

Auch  die  rationalistische  Naturrechtslehre  ging,  wie  wir  schon 
oben  ausgeführt  haben,  von  dem  Individuum  aus,  auch  sie  führt  Recht 
und  Staat  auf  das  Individuum  zurück.  Insofern  ist  sie  streng  indivi- 
dualistisch. Allein  dieser  Individualismus  wird  eingeschränkt  durch 
ein  anderes  Element  dieser  Lehre,  auf  das  ebenfalls  schon  hingewiesen 
wurde,  durch  ihren  Rationalismus.  Das  Individuum,  von  dem  sie  aus- 
geht, ist  das  vernünftige  Individuum  oder  doch  ein  für  immer  mit  den- 
selben Eigenschaften  ausgestattetes  Individuum.  Durch  diese  feste  Cha- 
rakterisierung hört  das  „Individuum",  von  dem  diese  Lehre  ausgeht, 
auf,  das  lebendige  Individuum  zu  sein,  es  wird  ein  allgemeiner  Begriff, 
der  von  der  Vielgestaltigkeit  der  Wirklichkeit  absieht.  Der  Grundwert 
dieser  Lehre  hat  daher  einen  allgemeinen  oder,  wenn  man  so  sagen 
darf,  abstrakten  Charakter.  Jede  abstrakte  Wertlehre  hat  aber  eine 
antiindividualistische  Tendenz,  indem  sie  in  der  besonderen  Erscheinung 
nicht  ihren  individuellen  Charakter,  sondern  nur  das.  was  mit  dem 
Allgemeinen  übereinstimmt,  anerkennt.  Durch  diese  Wertlehre  wird 
der  Rationalismus  in  der  Staats-  und  Rechtslehre  trotz  seiner  indivi- 
dualistischen Grundlagen  antiindividualistisch.  Nicht  das,  was  die 
Menschen  auf  Grund  ihrer  verschiedenen  Individualität  wollen,  ist  für 
sie  nach  dieser  Theorie  bindend,  sondern  das,  was  die  Vernunft  ein 
für  allemal  in  gleicher  Weise  lehrt.  Andererseits  aber  ist  es  gerade 
durch  diese  antiindividualistische  Tendenz  dieser  Lehre  möglich,  trotz 
ihres  Individualismus  die  Rechts-  und  Staatsordnung  fest  zu  fundieren. 

Gegen  diese  antiindividualistische  Wertlehre  der  herrschenden 
Richtung  erhob  sich  um  die  Wende  des  19.  Jahrhunderts  auf  allen 
Gebieten  der  Widerspruch  1).  Es  bricht  sich  immer  mehr  die  Ansicht 
Bahn,  dass  dem  Einzelnen  in  seiner  Eigentümlichkeit  und  gerade  wegen 
dieser,  nicht  deshalb,  weil  es  einem  „allgemeinen"  Werte  entspricht, 
Wert  innewohne.  Es  ist  eine  ganz  neue  Art  der  Bewertung,  die  sich 
damit  durchringt;  nicht  von  „Werttypen"2)  sondern  von  „Werteinmalig- 
keiten" 2)  geht  man  jetzt  aus. 

x)  Vergl  Mehlis,  „Schellings  Geschichtspkilosophie  in  den  Jahren  1799 
bis  1804,  gewürdigt  vom  Standpunkte  der  modeinen  geschichtsphilosophischen  Pro- 
bleinbildung".    Heidelberger  Dissert.,  1906,  S.  17. 

2)  Vergl.  Lask,  „Rechtsphilosophie".  Heidelberger  Habilitationsschrift,  S.  3, 
Mehlis  a.  a.  0.,  S  21. 
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Diese  neue  Wertlehre  spaltete  sich,  und  das  ist  für  die  Rechts- 
und Staatslehre  von  besonderer  Bedeutung,  in  zwei  getrennte  Richtungen. 

Man  kann  die  Bewertung  der  Einzel-Individualität  soweit  durch- 
führen, dass  man  die  Werte,  die  man  in  den  Einzel-Individualitäten  zu 
finden  glaubt,  nicht  irgend  einem  höheren  Werte  unterordnet,  sondern 
selbständig  nebeneinander  stehen  lässt1).  Auf  diese  Weise  wird  das 
Individuelle  in  dem  Einzelindividuum  der  höchste  Wert,  der  individuelle 
Wille  ist  für  diese  Lehre  an  kein  anderes  Gesetz  irgendwie  gebunden 
als  an  das  seiner  eigenen  Individualität.  Mit  dieser  Auffassung  hat  der 
Individualismus  den  höchsten  Punkt,  den  er  überhaupt  erreichen  kann, 
erstiegen;  er  hat  sich  aber  auch  damit  gleichzeitig  ausser  Stande  ge- 
setzt, eine  Rechts-  und  Staatsordnung  in  befriedigender  Weise  zu 
begründen,  denn  es  fehlt  ihm  dann  eben  an  dem  Gemeinsamen  in  den 
Einzelwerten,  auf  dem  man  Recht  und  Staat  aufbauen  könnte.  Ge- 
danken dieser  Art  kommen  in  den  ersten  Schriften  Fi  cht  es  zum  Aus- 
drucke, so  wenn  er  schreibt2):  „Die  Willkür  an  sich,  insofern  und  weil 

sie  das  ist,  ist  vom  verbindenden  Vernunftgesetze  völlig  befreit  

das  Versprechen,  sich  nicht  zu  ändern,  wäre  .ein  Versprechen,  seine 
Einsichten  nicht  zu  vermehren  und  zu  vervollkommnen.  Ein  solches 
Versprechen  aber  darf  kein  Mensch  geben.  Jeder  hat  die  Pflicht,  mit- 
hin auch  das  unveräusserliche  Recht,  ins  Unendliche  an  seiner  Vervoll- 
kommnung zu  arbeiten  und  seinen  besten  Einsichten  jedesmal  zu  folgen, 
keineswegs  aber  das  Recht,  sich  zu  verbinden,  dass  er  sie  nicht  ab- 
ändern wolle.  Die  Klausel  in  einem  Vertrage,  von  welcher  Natur  er 
auch  sei,  dass  er  unabänderlich  sein  solle,  ist  demnach  völlig  leer  und 
nichtsbedeutend,  weil  sie  gegen  ein  unveräusserliches  Menschenrecht 
verstösst;  es  ist  völlig  so  gut,  als  ob  sie  nicht  da  wäre."  Und  ganz 
in  Konsequenz  dieser  Ideen  führt  er  bezüglich  des  Staates  aus3):  „Jetzt 
ändert  einer  seinen  Willen,  und  von  diesem  Augenblicke  an  ist  er  vor 
dem  unsichtbaren  Richterstuhle  nicht  mehr  im  Vertrage,  er  hat  kein 
Recht  mehr  auf  den  Staat,  der  Staat  keines  mehr  auf  ihn."  Damit  ist 
Recht  und  Staat  vollständig  der  individuellen  Willkür  geopfert4).  Auch 
Humboldt  kommt  von  diesen  Gedanken  aus,  zu  einer  Einschränkung 
des  Staates  wie  sie  grösser  nicht  gedacht  werden  kann.  „Das,  worauf 
die  ganze  Grösse  des  Menschen  zuletzt  beruht",  so  schreibt  er5),  ,, wonach 

J)  Vergl.  E.  Lask,  „Ficht es  Idealismus  und  die  Geschichte",  Freiburger 
Diss.,  S.  16. 

2)  „Beiträge  zur  Berichtigung  der  Urteile  des  Publikums  über  die  französische 
Revolution"  in  Joh.  Gottl.  Fi  cht  es  sämtlichen  Werken,  herausgegeben  von  J.  H. 
Fichte,  Bd.  6,  1845,  S.  160. 

3)  a.  a.  0.,  S.  115. 

4)  Vergl.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  209. 

5)  W.  v.  Humboldt,  „Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksam" 
keit  des  Staates  zu  bestimmen",  1792,  S.  11. 
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der  einzelne  Mensch  ewig  ringen  muss,  ist  die  Eigentümlichkeit  der 
Kräfte  und  Bildung."    Diese  Beispiele  mögen  genügen. 

Aber  die  Annahme  einer  „Werteinmaligkeit"  kann  auch  noch  zu 
einem  anderen  Ergebnisse  führen  wie  dem  geschilderten.  Es  ist  nämlich 
von  diesem  Grundgedanken  aus  nicht  unbedingt  notwendig,  dass  die 
Individualität,  welche  sich  in  dem  einzelnen  Individuum  zeigt,  als  letzter 
Wert  angesehen  wird.  Es  ist  auch  denkbar,  dass  ihr  nur  deshalb  Wert 
beigelegt  ivird,  weil  das  Individuum  gerade  in  seiner  Eigentümlichkeit 
sich  einfügt  in  ein  grösseres  Ganzes  und  so  einen  Teil  desselben  bildet1). 
Den  höheren  Wert  bildet  dann  das  Ganze  in  seiner  eigentümlichen  Ge- 
staltung, dem  Einzelindividuum  kommt  nur  ein  relativer  Wert  zu,  es 
wird  zu  einem  Teile  des  Ganzen  herabgedrückt.  Eine  derartige  Wert- 
lehre muss  von  grösster  Bedeutung  für  die  Staatslehre  werden;  wird 
nämlich  der  Staat  ein  solch  höheres  Ganzes,  so  führt  diese  Auffassung 
dazu,  den  Staat  zu  einem  selbständigen  höheren  Werte  gegenüber  dem 
Individuum  zu  erheben.  Solche  Gedankengänge  finden  wir  z.  B.  in 
Sendlings2)  und  Hegels3)  Rechtsphilosophie,  sie  liegen  auch  den 
St  ah  Ischen  Ausführungen  zugrunde4). 

So  sehen  wir,  wie  aus  der  Bewertung  der  Individualität  gegenüber 
dem  abstrakten  Werte  des  Rationalismus  zwei  ganz  verschieden  geartete 
Staats-  und  Rechtslehren  hervorgingen,  eine,  welche  den  Staat  so  gut 
wie  vernichtet,  und  eine,   welche  ihn  zu  gewaltiger  Bedeutung  erhebt. 

Zwischen  diese  drei  Wertlehren,  welche  wir  eben  kurz  skizziert 
haben,  schiebt  sich  die  Lehre  ein,  welche  das  nationale  Individuum  zu 
ihrem  Ausgangspunkte  macht.  Diese  hat  mit  der  rationalistischen  einer- 
seits und  der  streng  individualistischen  Wertlehre  andererseits,  wie  wir 
sie  z.  B.  bei  Fichte  kennen  gelernt  haben,  gemein,  dass  sie  das  Indi- 
viduum als  höchsten  Wert  anerkennt  und  es  nicht  einem  höheren 
Ganzen  unterordnet  und  es  so  auch  nicht  zu  einer  Werttotalität  in  Be- 

*)  Vergl.  Lask,  „Fichtes  Idealismus  und  die  Geschichte",  S.  16. 

2)  Vergl.  z.  B.  Vorlesungen  über  die  Methode  des  akademischen  Studiums, 
1803,  sämtliche  Werke,  1.  Abt.,  Bd.  5,  10.  Vorl.,  S.  306  ff. 

3)  Vergl.  Lask  a.  a.  0.  W.  Fi  ekler,  „Unter  welchen  philosophischen  Vor- 
aussetzungen hat  sich  bei  Hegel  die  Wertschätzung  des  Staates  entwickelt  und 
wie  ist  diese  zu  beurteilen?"  in  der  Zeitschrift  für  Philosophie  und  philosophische 
Kritik,  Bd.  123,  S.  22  ff.  Vergl.  auch  Hegel.  „Grundlinien  der  Philosophie  des 
Rechts",  §  258:  ,, Indem  der  Staat  objektiver  Geist  ist,  hat  das  Individuum  selbst  nur 
Objektivität,  Wahrheit  und  Sittlichkeit,  als  es  ein  Glied  desselben  ist.  Die  Vereinigung 
als  solche  ist  selbst  der  wahrhafte  Inhalt  und  Zweck,  und  die  Bestimmung  der  In- 
dividuen ist,  ein  allgemeines  Leben  zu  fuhren;  ihre  weitere  besondere  Befriedigung, 
Tätigkeit,  Weise  des  Verhaltens  hat  dies  Substantielle  und  Allgemein-Gültige  zu 
seinem  Ausgangspunkte  und  Resultat   Es  ist  höchste  Pflicht  des  Einzelnen,  Mit- 
glied des  Staates  zu  sein." 

4)  Vergl.  z.  B.  „Die  Philosophie  des  Rechts",  2.  Aufl.,  Bd.  2,  2.  Abt.,  S.  102, 
113,  114,  144,  145. 
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ziehung  setzt.  Sie  stimmt  mit  den  beiden  Lehren  von  der  Werteinmalig- 
keit darin  überein,  dass  sie  das  Individuum  in  seiner  Eigenart  zum 
Werte  erhebt  und  zwar  in  einer  Eigenart,  die  nicht,  wie  bei  den  Ratio- 
nalisten, aus  allgemeinen  Deduktionen  sondern  aus  der  Lebendigkeit  des 
Lebens  gewonnen  ist.  Andererseits  aber  ist  in  diesem  Werte  der  Eigen- 
art des  Individuums  nicht  in  dem  Masse  wie  bei  der  streng  individua- 
listischen Richtung  Rechnung  getragen,  insofern  in  der  Nationalität  die 
mehreren  Individuen  gemeinschaftlichen  Eigenschaften ,  nicht  dagegen 
ihre  ganz  besonderen  individuellen  Eigenschaften  betont  werden;  der 
Wert,  auf  dem  diese  Staatslehre  ruht,  hat  insofern  einen  allgemeinen 
oder  abstrakten  Charakter  wie  der  der  Rationalisten. 

Fassen  wir  nun  das  Ergebnis  zusammen,  so  sehen  wir,  die  Ein- 
führung des  Nationalen  ermöglichte  es  der  Staatslehre,  einerseits  der 
geschichtlichen  Eigentümlichkeit  und  der  Bedeutung  von  Recht  und 
Staat,  andererseits  aber  auch  dem  Individualismus,  wie  er  die  Zeit  be- 
herrschte, gerecht  zu  werden.  Darin  liegt  die  grosse  Bedeutung  des 
Nationalen  für  die  damalige  Staatslehre,  und  das  war  es  auch,  was  dem 
Nationalen  im  19.  Jahrhundert  in  der  politischen  Geschichte  seinen  ge- 
waltigen Einfluss  verschaffte. 

Im  Folgenden  wollen  wir  nun  sehen,  wie  Welcker  diese  Gedanken 
für  seine  Rechts-  und  Staatslehre  verwertete. 

§  4.    Die  Grundlagen  des  Staates. 

Strenger  Individualismus  ist  es,  wie  wir  im  vorigen  §  sahen,  von 
dem  Welcker  ausgeht.  Von  einem  solchen  Standpunkte  aus  ergibt 
sich  bei  dem  Aufbaue  der  Staatslehre  ganz  von  selbst  als  erstes  Problem: 
Wie  ist  es  denn  überhaupt  erklärlich,  dass  neben  und  über  diesen  Einzel- 
menschen der  Staat  mit  seinem  zwingenden  Willen  steht?  Erst,  wenn 
diese  Frage  beantwortet  ist ,  ist  es  möglich ,  weiter  im  Einzelnen  das 
Verhältnis  des  Staates  zu  dem  Individuum  zu  bestimmen  und  das  Wesen 
des  Staates  festzustellen.  Das  Grundproblem,  wie  erklärt  sich  überhaupt 
das  Dasein  des  Staates,  lässt  zwei  ganz  verschiedene  Arten  der  Beant- 
wortung zu,  eine,  wrenn  man  so  sagen  darf,  historische  und  eine  sittliche. 
Man  kann  die  Mächte  aufzudecken  suchen,  die  den  Bestand  des  Staates 
garantieren,  man  kann  aber  auch  die  Bedeutung,  insbesondere  die  sitt- 
liche Bedeutung  des  Staates  darlegen  und  so  seine  Existenz  rechtfertigen. 
Das  rationalistische  Naturrecht  schlug  vorwiegend  den  letzten  Weg  ein, 
und  das  ist  auch  ganz  natürlich.  Inwiefern  sollten  diese  Lehre  die  Kräfte 
interessieren,  die  einem  Staate  seinen  tatsächlichen  Bestand  sichern V 
War  er  nicht  durch  die  „ Vernunft"  gerechtfertigt,  so  konnte  er  nur  auf 
Irrtum  oder  Schlechtigkeit  der  Menschen  beruhen.    Erst  die  neuauf- 
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kommende  historische  Schule  schaffte  in  dieser  Problembildung  Wandel; 
sie  hatte  erst  das  Bedürfnis,  den  tatsächlichen  Grundlagen  der  Macht 
des  Staates  nachzugehen  und  sie  aufzudecken,  allerdings,  um  dann  in 
vielen  Fällen  eine  Rechtfertigung  des  Staates  ausserdem  gar  nicht  mehr 
zu  versuchen.  Bei  Welcker  finden  wir  gemäss  seinem  vermittelnden 
Standpunkte  beide  Erklärungsarten  des  Staates.  Sie  sind  allerdings  in 
seinen  Ausführungen  nicht  immer  scharf  geschieden.  Wir  wollen  jedoch, 
der  besseren  Ubersicht  halber,  zunächst  nur  seine  sittliche  Rechtferti- 
gungslehre betrachten  und  im  Anschluss  daran  die  historische  Begrün- 
dung des  Staates  untersuchen. 

Der  Staat  besteht  durch  freie  gegenseitige  Verpflichtungen  seiner 
Glieder,  d.  h.  durch  Verträge1).  In  diesem  Satze  ist  der  Kernpunkt 
seiner  Rechtfertigungslehre  enthalten.  „Stets  und  überall  bilden  Verträge 
die  natürlichen  und  notwendigen  Lebensbande  aller  gesellschaftlichen 
Verbindungen  und  Rechtsverhältnisse  unter  freien  selbständigen  Indi- 
viduen* 2) 3). 

Der  Gedanke ,  durch  Verträge  den  Staat  zu  rechtfertigen ,  war 
durchaus  nicht  neu;  er  findet  sich  vielmehr  in  der  gesamten  rationali- 
stisch-naturrechtlichen Literatur.  Dieses  ist  auch  durchaus  erklär- 
lich, denn  die  Zurückführung  des  Staates  auf  Verträge  ist  dem  indivi- 
dualistischen Standpunkte  dieser  Richtung  durchaus  angepasst.  Man 
braucht  sich,  um  sich  dieses  klar  zu  machen,  nur  vorzuhalten,  was  der 
Vertrags theorie  zugrunde  liegt.  Beruht  der  Staat  auf  Verträgen  der 
Individuen,  so  beruht  er  auf  dem  Willen  der  Individuen  und  ist  weiter 
etwas  von  den  Individuen  als  für  sie  zweckmässig  Erstrebtes.  Diese 
beiden  Momente,  welche  so  durch  die  Vertragslehre  zum  Ausdrucke  ge- 
bracht werden,  finden  sich  in  den  verschiedenen  naturrechtlichen  Lehren 
verschieden  stark  betont.  Zunächst  erscheint  es  kaum  denkbar,  dass 
nur  durch  die  verschiedene  Betonung  dieser  beiden  in  der  Vertragslehre 
enthaltenen  Gedanken  die  Staatslehre  wesentlich  beeinflusst  werden 
könnte.  Allein  ein  Blick  in  die  Geschichte  der  naturrechtlichen  Staats- 
lehre zeigt  das  Gegenteil.  Bei  den  einen  Vertretern  der  Vertragslehre 
prävaliert  nämlich  der  Gedanke,  dass  der  Staat  auf  dem  menschlichen 
Willen  aufgebaut  sei,  bei  den  anderen  dagegen  steht  im  Vordergrunde, 
dass  der  Staat  für  den  Einzelmenschen  etwas  Zweckdienliches  sei.  Um 
uns  diese  verschiedenen  Standpunkte  innerhalb  der  Vertragslehre  erklären 

x)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  6,  S.  166  (Art.  Grundgesetz). 
'2)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  6,  S.  184. 

3)  Uber  „die  verschiedenen  in  dem  vertragsmässigen  Staatsverhältnis  enthaltenen 
Verträge"  vergl.  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  6,  S.  184.  Hierauf  kann  jetzt  noch 
nicht  eingegangen  werden,  es  würde  das  zwingen,  den  weiteren  Ausführungen  vor- 
zugreifen. Es  sollen  deshalb  die  einzelnen  Verträge,  welche  Welcker  unterscheidet, 
an  den  betreffenden  Stellen  in  dem  Zusammenhange,  in  den  sie  sich  einreihen,  er- 
örtert werden. 
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zu  können,  müssen  wir  uns  der  obigen  Ausführungen1)  über  den  Indi- 
vidualismus des  rationalistischen  Naturrechts  erinnern.  Nicht  das  lebendige 
Individuum,  sondern  das  Individuum  in  der  Gestalt,  welche  ihm  der 
Rationalismus  gibt,  ist  hier,  wie  wir  sahen,  der  Ausgangspunkt.  Die 
Folge  davon  ist,  dass  in  dieser  Lehre  das  Willensmoment,  welches  in 
der  Vertragslehre  enthalten  ist,  einen  ganz  eigenartigen  Charakter  an- 
nimmt; es  ist  nicht  der  Wille  des  Individuums  in  seiner  lebendigen 
Individualität,  es  ist  vielmehr  der  Wille  des  Individuums  in  seiner  ratio- 
nalistischen Gestalt,  auf  welchen  der  Staat  gegründet  wird.  Dieser  Wille 
ist  aber  nur  eine  Konstruktion.  Der  Staat  beruht  auf  dem  Willen  der 
Individuen,  sagt  daher  nach  dieser  Lehre  nichts  anderes,  wie  der  Staat 
ist  etwas,  das  von  „dem  Individuum"  gewollt  wird;  und  er  wird  von 
„dem  Individuum"  gewollt,  weil  beide  so  beschaffen  sind,  dass  das  Indi- 
viduum unbedingt  den  Staat  wollen  muss.  Diese  Lehre  beruht  daher 
eigentlich  auf  dem  Gedanken,  dass  der  Staat  durch  seine  Notwendigkeit 
für  den  Mensehen  gerechtfertigt  sei;  dagegen  lässt  sie  den  Willen  der 
lebendigen  Individuen  vollständig  unbeachtet.  Auf  diese  Weise  ent- 
schwindet in  der  rationalistisch -naturrechtlichen  Rechtfertigungslehre 
vom  Standpunkte  des  lebendigen  Individuums  aus  das  Willensmoment, 
welches  in  der  Vertragslehre  enthalten  ist.  Das  kommt  auch  klar  zum 
Ausdrucke  in  der  Gestalt,  welche  die  Vertragslehre  hier  angenommen 
hat.  Der  Vertrag,  auf  dem  der  Staat  beruht,  ist  nämlich  nach  dieser 
Lehre  ein  Vertrag  im  Sinne  des  Privatrechts.  Aus  der  von  einem  Indi- 
viduum einem  anderen  gegenüber  abgegebenen  und  von  diesem  ange- 
nommenen Willenserklärung  entsteht  eine  Bindung  auch  für  die  Zukunft 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  früher  Gewollte  noch  dem  jetzigen  Willen 
beider  Kontrahenten  entspricht. 

Gegen  diese  Vernachlässigung  des  Willensmomentes  in  der  ratio- 
nalistischen Vertragslehre  hatte  sich,  wie  wir  oben  sahen,  schon  Fichtes 
Opposition  gewendet.  Ganz  in  denselben  Bahnen  gehen  auch  Welckers 
Gedanken.  Seinem  strengen  Individualismus  war  diese  Rechtfertigung 
des  Staates,  die  den  lebendigen  Einzelwillen  nicht  berücksichtigte,  nicht 
angemessen.  „Veränderungen  und  Wechsel  der  Ansicht  dürfen  dem 
freien  Menschen  nicht  entzogen  werden",  so  schreibt  er2),  „der  zur 
Vernunft  erwachte  Mensch  kennt  für  sein  ganzes  inneres  und  äusseres 
Handeln  nur  ein  einziges  Gesetz,  das  seiner  Vernunft"  3).  Solange  er  in 
der  Endlichkeit  lebt,  und  sein  Bewusstsein  und  seine  Erkenntnis  von 
dem  Absoluten,  den  Bedingungen  derselben  unterworfen,  sich  stets  ver- 
ändern oder  mindern  kann,  darf  er  auch  das  Recht  der  eigenen  inneren 
Gesetzgebung  nie  veräussern,  so  wenig  als  seine  sittliche  Würde  selbst. 

vgl.  S.  39. 

2)  „Die  letzten  Gründe  .  .  .      S.  34. 

3)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  72. 
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Er  ist  und  bleibt  auch  im  gesellschaftlichen  Leben  stets  sein  eigener 
Gesetzgeber1).  Es  ist  infolgedessen  nach  Welckers  Auffassung  unmög- 
lich, einen  Zwang  gegenüber  dem  Einzel-Individuum  zu  rechtfertigen. 
„Ist  der  Mensch  einmal  zur  Vernunft  erwacht",  so  heisst  es  daher  an 
einer  anderen  Stelle2),  ,;dann  kann,  dann  darf  er  nicht  mehr  blindlings 
den  Befehlen  einzelner  seiner  Mitmenschen  seine  und  der  seinigen  Lebens- 
einrichtungen unterwerfen.  Gott  und  seiner  Pflicht  und  seiner  Ehre  muss 
er  sein  Leben  opfern  und  mehr  gehorchen  als  den  Menschen  und 
menschlichen  Befehlen.  Von  aussen  kommt  ihm  jetzt  nur  Lehre  nicht 
Gesetz.  Es  bindet  ihn  für  seine  weltlichen  Lebenseinrichtungen  wenigstens 
nur  das  von  ihm  selbst  gebilligte  Gesetz.  Der  freie  Mann  und  Familien- 
vater ist  durch  seine  Pflicht  sein  eigener  Herr".  Der  Staat  lässt  sich 
daher  auch  nur  aus  dem  lebendigen  Willen  des  Menschen  sittlich  recht- 
fertigen. Der  Vertrag  ist  daher  bei  ihm  ein  consensus  omnium.  So  ist 
bei  Welcker  der  Individualismus  auf  seine  Spitze  getrieben. 

Genau  dieselben  Gedankengänge  finden  sich  auch  in  seinen  Aus- 
führungen über  die  Rechtfertigung  der  Rechtsordnung.  Das  Problem, 
welches  sich  hier  dem  Individualismus  darbot,  war  genau  dasselbe  wie 
in  der  Staatslehre:  Wie  lässt  sich  rechtfertigen,  so  fragte  man,  dass 
das  Recht  mit  seiner  Einschränkung  individueller  Betätigung  besteht? 
Auf  diesem  Gebiete  hatte,  als  Welckers  erste  Schrift  erschien,  die 
Lehre  Kants  die  herrschende  Stellung.  Wenn  sich  auch,  wie  wir  im 
Verlaufe  der  Betrachtung  sehen  werden,  Anklänge  an  diese  Lehre  bei 
Welcker  aufzeigen  lassen,  so  bewegen  sich  seine  Ausführungen  doch 
in  wesentlich  anderen  Bahnen. 

Kant  und  seine  Schule  gehen  bei  Lösung  dieses  Problems  von 
zwei  Grundsätzen  aus,  einmal  „der  Mensch  ist  frei"  und  zum  anderen 
„die  Menschen  sind  gleich".  „Freiheit  und  Gleichheit  sind  die  notwen- 
digen Fundamente  oder  Prinzipien  einer  vernünftigen  Rechtsordnung", 
führt  Rotte ck  aus3).  Aus  diesen  beiden  Sätzen  ergibt  sich  der  weitere 
Satz,  alle  Menschen  sind  gleich  frei.  Diese  gleiche  Freiheit  aller  zu 
bestimmen,  ist  die  Aufgabe  der  Rechtsordnung.  „Sie  hat  für  jeden 
Fall  festzustellen,  ob  die  Handlung  eines  von  zweien  sich  mit  der  Frei- 
heit des  anderen  nach  einem  allgemeinen  Gesetze  zusammen  vereinigen 
lasse",  wie  Kant  den  Gedanken  ausdrückt4)  oder  wie  Rotteck  sagt5) 
„sie  hat  den  Satz  ,,ich  bin  frei"  mit  dem  Satze  „auch  alle  anderen  sind 

*)  „Die  letzten  Gründe  u  S.  72—73. 

2)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  6,  Art.  Grundgesetz,  S.  171—172. 

3)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  5,  S.  183,  Art.  Freiheit,  Bd.  9,  S.  506,  Art 
Naturrecht. 

4)  Kant,  „Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre",  philosophische 
Bibliothek,  herausgegeben  von  J.  v.  Kirch  mann,  Bd.  29,  S.  31,  §  B. 

5)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  5,  S.  182. 
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frei"  zu  vereinigen".  „Diese  Vereinbarung  der  äusseren  Freiheit  jedes 
Einzelnen  mit  jener  aller  anderen",  so  führt  Rott  eck  des  weiteren 
aus, *)  „mithin  der  Inhalt  des  zwischen  den  durch  unumschränkte  Frei- 
heitslust Entzweiten  vernünftig  zu  schliessenden  Friedens,  besteht  in  der 
ohne  Widerspruch  gedenkbaren  grösstmöglichen  und  gleichen  Freiheit 
aller,  und  diese  grösstmögliche  und  gleiche  Freiheit  aller  nennen  wir 
das  Recht",  oder,  wie  Kant  sagt2),  „Recht  ist  der  Inbegriff  der  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Willkür  des  einen  mit  der  Willkür  der 
anderen  nach  einem  allgemeinen  Gesetze  der  Freiheit  zusammen  ver- 
einigt werden  kann."  Es  interessiert  uns  hier  nicht  weiter,  ob  es  dem 
Vernunftrechte  wirklich  gelang  und  gelingen  konnte,  auf  dieser  Grund- 
lage ein  ganzes  Rechtssystem  aufzubauen 3),  für  uns  kommt  nur  eine 
Seite  dieser  Lehre  hier  in  Betracht.  Diese  Schule  hat  das  grosse  Ver- 
dienst, den  Gedanken  der  Gleichheit  der  Menschen  mit  aller  Macht  in 
das  Rechtsleben  eingeführt  zu  haben.  Insofern  fand  sie  auch  die  un- 
geteilte Zustimmung  aller  Individualisten.  Anders  dagegen  verhält  es 
sich  mit  ihrer  Freiheitslehre.  Von  zwei  der  Vernunft  angeblich  gege- 
benen Sätzen  aus  wird  mittelst  logischer  Sätze  die  Rechtsordnung  ent- 
wickelt und  gerechtfertigt.  Die  Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  es 
dieser  Schule  nur  gelingt,  ein  formales  Prinzip  nicht  dagegen  einen  be- 
stimmten materiellen  Gehalt  der  Rechtsordnung  zu  rechtfertigen,  sowie 
des  weiteren,  dass  diese  Rechtfertigung  ohne  Rücksicht  auf  den  lebendigen 
Willen  der  Menschen  geschieht4). 

Das  sind  beides  Umstände,  die  W eicker  nach  den  Ansichten,  die 
wir  bisher  schon  von  ihm  kennen  gelernt  haben,  nötigen  mussten,  einen 
anderen  Weg  einzuschlagen.  Die  Bewertung,  welche  er  dem  historisch 
Gewordenen  im  Rechte  beilegt,  würde  ohne  sittliche  Grundlage  sein, 
wenn  ein  allgemein  formales  Prinzip  den  Wert  einer  Rechtsordnung 
ausmachte;  ihm  kommt  es  daher  darauf  an,  die  Rechtsordnung  auch 
nach  ihrer  materiellen  Seite,  in  ihrer  historischen  Eigentümlichkeit,  zu 


Staatslexikon  2.  Aufl.,  Bd.  5,  S.  182. 

2)  a.  a.  0.,  S.  31—32. 

3)  Wie  es  Rott  eck  ausdrücklich  behauptet,  Staatslexikon,  Bd.  9,  S.  506. 

4)  Ganz  konsequent  und  klar  führt  Rotteck  diesen  Gedanken  aus  (Staats- 
lexikon, Bd.  9,  S.  510—511):  „Wir  sagen,  ein  jeder  Rechtssatz  ist  eine  Wahrheit 
und  soll  eine  Wahrheit  sein.  Die  Wahrheit  aber  ist  vorhanden  durch  sich  selbst, 
nicht  erst  durch  Anerkennung."  „Es  ist  aber  klar,  dass  dieses  auf  sie  (die  Menschen) 
angewandte  Rechtsgesetz  nicht  deswegen  wahr  oder  gültig  ist,  weil  sie  es  als  solches 
anerkennen,  sondern  sie  erkennen  es  notwendig  als  wahr  und  gültig  an,  weil  es 
solches  ist.  Ja  sollten  sie  auch  einzelne  Rechtswahrheiten  oder  deren  Anwendung 
auf  einen  bestimmten  Fall  nicht  als  gültig  erkennen,  mithin  eine  irrige  Ansicht  haben, 
so  werden  sie  gleichwohl  mit  Recht  danach  behandelt,  eben  weil  die  Wahrheit  des 
Satzes  von  ihrem  Anerkennen  oder  ihrem  Erkennen  nicht  abhängig  ist,  und  die  blosse 
Erkenntnisfähigkeit  schon  hinreicht  zur  Gründung  eines  Rechtsverhältnisses. " 
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rechtfertigen.  „Nichts  ist  ihnen  (den  Kantianern) ",  so  schreibt  er  da- 
her1) „die  höchste  sittliche  Idee  selbst,  sobald  sie  zum  lebendigen  Ge- 
sellschaftsrechte geworden  ist/'  Und  in  demselben  Sinne  führt  er  gegen 
die  Kant' sehe  Sehule  aus2):  „Ein  Irrtum  ist  zuerst  der,  dass  man 
glaubt,  bloss  allein  durch  objektiv  erkennbare  logische  Wahrheiten  das 
allgemein  erkennbare  reine  Vernunftrecht  konstruieren  zu  können.  Allein 
es  liegt  am  Tage,  dass  die  logischen  Gesetze  an  sich  rein  formell  sind, 
dass  ein  bestimmter  materieller  Inhalt  für  sie  nur  aus  der  Erfahrung, 
aus  erfahrungsmässiger  Anerkennung  oder  unmittelbar  aus  der  meta- 
physischen oder  religiösen,  theoretischen  oder  praktischen  Spekulation 
kommen  kann.  Dieser  Inhalt  wird  also  in  diesen  Systemen  stets  er- 
schlichen und  ohne  alle  juristische  Begründung  gelassen. "  Die  juri- 
stische Begründung  kann  nur  durch  Zurückgehen  auf  den  lebendigen 
Willen  der  Menschen  erfolgen.  Damit  kommen  wir  an  Welckers 
zweiten  Einwand  gegen  die  Kant' sehe  Lehre.  Die  Rechtfertigung  der 
Rechtsordnung  rein  aus  Vernunftsätzen  kann  auch  nicht  geniigen.  „In 
jeder  Hinsicht"  so  führt  er  aus3),  „entwürdigt  die  Ansicht,  durch 
äusseren  Befehl  und  Zwang  den  erwachsenen  freien  Menschen  ein  Ver- 
nunftgesetz aufdrängen  zu  wollen,  die  sittliche  und  freie  Natur  des 
Menschen."  Das  Recht  kann  daher  ebenso  wie  der  Staat  nur  aus  dem 
lebendigen  Willen  der  Individuen  gerechtfertigt  werden.  „Der  Weg  zur 
Schlichtung  allen  Widerstreites  zwischen  eigenem  und  fremdem  Gesetze 
in  der  Aussenwelt  kann",  so  führt  er  daher  aus4),  „nur  in  einer  freien 
Vereinigung  zu  einer  äusseren  Ordnung  der  Dinge  liegen,  vermöge  deren 
jedem  sittlichen  Individuum  eine  gewisse  Sphäre  der  Aussenwelt,  welche 
dasselbe  für  Realisierung  seines  inneren  Gesetzes  notwendig,  die  übrigen 
aber  entbehrlich  erklären,  unverletzlich  überlassen  wird."  Die  Rechts- 
ordnung rechtfertigt  sich  daher  ebenfalls  aus  einem  consensus  omnium. 

Bevor  wir  nun  aber  des  weiteren  verfolgen,  wie  auf  Grund  einer 
derartigen  Rechtfertigung  von  Recht  und  Staat  ein  gesundes  Staatsleben 
überhaupt  gedacht  werden  kann,  müssen  wir  zunächst  Welckers  Aus- 
führungen über  die  Rechtfertigung  weiter  folgen. 

Es  wäre  nämlich  durchaus  falsch,  anzunehmen,  der  Wille  der 
Individuen  wäre  für  W  e  1  c  k  e  r  der  alleinige  Rechtfertigungsgrund  für 
Recht  und  Staat,  er  hat  vielmehr,  wenn  man  so  sagen  darf,  zunächst 
nur  eine  negative  Funktion;  ohne  den  Willen  der  Menschen  ist  eine 
Rechtfertigung  von  Recht  und  Staat  überhaupt  unmöglich;  der  eigent- 
liche positive  Rechtfertigungsgrund  wird  aus  anderen  Gedankengängen 
entwickelt. 

1)  System  S.  169. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  193—194. 

3)  „Die  letzten  Gründe  u  S.  34. 

4)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  73. 
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Dass  der  Staat  für  das  Individuum  notwendig  sei,  ist  eine  Ansicht, 
die,  wie  wir  sahen,  in  den  rationalistisch-  naturrechtlichen  Lehren  eine 
bedeutende  Rolle  spielt.  Diesen  Gedanken  führt  auch  Welcker  des 
Näheren  aus.  Hierbei  geht  er  Wege,  die  äusserlich  sehr  an  Kants 
Ausführungen  erinnern,  denn,  wie  bei  diesem1)  wird  auch  bei  Welcker 
der  Staat  in  erster  Linie  als  Garant  des  rechtlichen  Zustandes  gerecht- 
fertigt. Wir  müssen  uns  daher  zunächst,  um  We Ickers  Gedanken- 
gänge verstehen  zu  können,  seinen  Ausführungen  über  die  Notwendig- 
keit der  Rechtsordnung  zuwenden. 

„Der  Mensch  muss",  so  führt  er  aus2),  „da  er  nicht  zu  müssiger 
Anschauung  sondern  zu  tätiger  Wirksamkeit,  wodurch  er  allein  sittlicher 
Mensch  werden  und  bleiben  kann,  bestimmt  ist,  so  gewiss  dieses  Leben 
nicht  zwecklos  sein,  ein  Moralgesetz  für  ihn  Realität  haben  soll,  das- 
selbe in  dieser  Welt  der  Erscheinung  zu  realisieren,  ihr  sein  inneres 
Gesetz  aufzudrücken  streben.  Alle  seine  Pflichten  beziehen  sich  auf  die 
Verwirklichung  der  Sittlichkeit  in  der  äusseren  Welt."  „Da  aber,"  so 
fährt  er  fort3),  „die  Menschen  von  innen  und  aussen  zur  Vereinigung 
bestimmt,  überall  in  Behandlung  der  Sinnenwelt  sich  berühren,  so  ist 
es  leicht  einzusehen,  wie  sie  hier  durch  Befolgung  eines  bloss  individu- 
ellen für  andere  niemals  erkenn-  und  berechenbaren  Gesetzes  alles  leicht 
in  grosse  Verwirrung,  Streit  und  Vernichtung  bringen  und  dadurch  die 
Grundbedingungen  aller  Sittlichkeit  und  Humanität  untergraben  würden." 
Es  ist  daher  „zur  Sicherung  der  Grundbedingungen  und  Schlichtung  allen 
Widerstreites  zwischen  eigenem  und  fremdem  Gesetze  in  der  Aussenwelt" 
eine  Einschränkung  der  einzelnen  Freiheitssphären  geboten.  Diese  wird 
bestimmt  durch  die  Rechtsordnung.  Die  Rechtsordnung  ist  daher  als 
Grundbedingung  der  Sittlichkeit  notwendig. 

Aus  diesen  Gedankengängen  heraus  ergibt  sich  dann  auch  für  ihn 
die  Notwendigkeit  des  Staates.  „Jedes  Recht",  so  führt  er  weiter  aus4) 
„muss  zuletzt  auch  die  Befugnis,  es  mit  Zwang  durchzusetzen,  mit  sich 
führen ;  denn,  da  der  Berechtigte  seine  Rechtssphäre  als  Grundbedingung 
seiner  moralischen  Existenz  betrachtet,  so  kann  er  sie  so  wenig  als 
seine  sittliche  Würde  selbst  unverteidigt  zerstören  lassen,  und  er  darf 
und  muss  sie  daher  schützen,  zuerst  gegen  solche,  die  noch  in  keinem 
objektiven  Rechtsverhältnisse  mit  ihm  stehen,  gegen  Auswärtige  und  die, 
welchen  als  Unerzogenen  noch  kein  eigener  fester  Wille,  keine  Ein- 
willigung zugeschrieben  werden  kann,  aber  auch  gegen  diejenigen,  welche 
im  objektiven  Rechtsverhältnisse  mit  ihm  stehen,  kann  er,  solange  das 
objektive  Recht  besteht,  nicht  bloss  moralisch  sondern  auch  äusserlich 

J)  Kant  a.  a.  0.,  §  44. 

2)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  72. 

3J  „Die  letzten  Gründe  "  S.  73. 

4)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  82-83. 
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rechtlich  seine  Rechte  durch  Zwang  schützen."  „Es  bedarf  keiner  Aus- 
führung," so  heisst  es  weiter,  „dass,  so  sittlich  auch  im  allgemeinen 
die  Tendenz  der  Menschen  sein  mag,  sie  doch,  wie  jeder  weiss,  sehr 
oft  ihr  grosses  Ziel  aus  dem  Auge  verlieren,  durch  Sinnlichkeit,  Leiden- 
schaft, Leichtsinn  und  Irrtum  der  Ansicht  gegen  ihre  bei  besonnener 
Überlegung  anerkannten  Grundsätze,  gegen  ihren  wahren  Willen  an- 
gehen können.  Aus  allen  diesen  Ursachen  kann  der  Mensch  auch  das 
objektive  Rechtsverhältnis,  welches  er  selbst  als  Grundbedingung  aller 
Humanität  und  alles  wahren  Glückes  wollte  und  schuf,  im  einzelnen 
Falle  verletzen.  Sobald  er  nun  dieses  tut  und  noch  nicht  mit  beson- 
nenem Entschlüsse  alles  Rechtsverhältnis  aufgehoben  hat,  ist  der  Ver- 
letzte auch  objektiv  berechtigt,  seine  Rechtssphäre  mit  Gewalt  zu  schützen, 
den  erklärten  wahren  Willen  des  Verletzers  mit  seinen  notwendigen 
Folgen  gegen  die  momentane  Betäubung  der  Leidenschaft  und  des  Irr- 
tums derselben  geltend  zu  machen."  Ist  durch  diese  Ausführung  auch 
gezeigt,  wieso  nach  Welckers  Meinung  der  Zwang  seitens  eines  Indi- 
viduums einem  anderen  Individuum  gegenüber  vom  Standpunkte  der 
Rechtsordnung  aus  gerechtfertigt  ist,  so  führt  diese  Erwägung  doch 
nicht  ohne  weiteres  zur  Notwendigkeit  des  Staates.  Allein,  so  setzt 
Welcker  seinen  Gedankengang  fort1),  „es  ist  leicht  einzusehen,  wie 
schwankend,  vorzüglich  im  einzelnen  Falle,  stets  das  objektive  Recht 
ist,  wenn  es  nicht  allein  in  der  Einwilligung  und  Erklärung  der  Indi- 
viduen seinen  Grund  sondern  auch  seine  jedesmalige  Auslegung  finden 
soll."  Es  kann  so  „in  Augenblicken  der  Leidenschaft  und  des  Leicht- 
sinnes, sich  selbst  überlassen,  das  ganze  Rechtsverhältnis,  welches  die 
Individuen  in  Stunden  der  Besonnenheit  für  heiligste  Pflicht,  für  Grund- 
bedingung aller  Humanität  und  Glückseligkeit  hielten,  durch  Sinnlich- 
keit und  Irrtum  untergraben  werden2)." 

Das  Mittel  nun,  welches  die  Vernunft  den  Menschen  zeigt,  um 
den  Bestand  der  Rechtsordnung  zu  sichern,  ist  der  Staat.  „Wie  ihm 
die  Stimme  der  Pflicht  ein  objektives  Recht  zu  schaffen  gebot,  ebenso 
gebietet  sie  den  Staat  zur  dauernden  Herrschaft  und  Realisierung  dieses 
objektiven  Rechtes3)." 

Klarer  kann  die  sittliche  Notwendigkeit  des  Staates  nicht  ausge- 
sprochen werden. 

Aber  nicht  nur  als  Garant  der  Rechtsordnung  ist  der  Staat  sittlich 
notwendig,  er  ist  auch  sittlich  geboten,  weil  in  ihm  erst  die  Menschen 
eine  Reihe  von  Pflichten  erfüllen  können,  denen  sie  ohne  den  Staat  nicht 
nachkommen  könnten.  Doch  hierauf  werden  wir  erst  später  bei  der 
Lehre  vom  Zwecke  des  Staates  näher  eingehen  können. 

J)  „Die  letzton  Gründe  "  S.  84. 

2)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  84. 

3)  „Die  letzten  Gründe  u  S.  84. 
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Worauf  es  hier  ankommt,  das  haben  wir  gezeigt,  der  Staat  beruht 
für  Welcker  auf  einer  sittlichen  Notwendigkeit. 

Fassen  wir  nun  das  Ergebnis  unserer  bisherigen  Betrachtung  zu- 
sammen, so  sehen  wir:  Für  Welcker  ist  der  Staat  einerseits  durch 
den  lebendigen  Willen  der  Menschen,  andererseits  auch  durch  seine  sitt- 
liche Notwendigkeit  gerechtfertigt.  Bis  jetzt  stehen  für  uns  allerdings 
diese  beiden  Rechtfertigungsgründe  noch  ohne  tieferes  inneres  Band 
nebeneinander.  Wie  sie  sich  für  Welcker  miteinander  verbinden, 
wollen  wir  nun  betrachten. 

Auch  bei  Kant  findet  sich  die  Auffassung,  dass  es  sittliche  Pflicht 
des  einzelnen  Menschen  ist,  aus  seinem  Vereinzelungszustande  heraus- 
zutreten und  den  Staat  zu  bilden1).  Es  ist  nun  sehr  interessant,  zu 
sehen,  wie  gerade  durch  Betonung  dieser  Seite  der  Kant  sehen  Lehre 
Gönner  und  seine  Schule  im  Gegensatze  zu  Kant  zur  Aufgabe  der 
Lehre,  dass  der  Staat  auf  Vertrag  beruhe,  kommen.  So  schreibt  Laurenz 
Himmelstoss,  ein  Schüler  Gönners,  schon  im  Jahre  1803 2),  „Der 
Staat  in  der  Idee  ist  die  einzige  Bedingung,  unter  welcher  mehrere 
Menschen  nebeneinander  die  Bestimmung  des  Menschen  erreichen  können, 
und  insofern  spricht  die  Vernunft  das  Dasein  des  Staates  als  Notwendig- 
keit aus.  Darum  können  die  Rechtsverhältnisse  im  Staate  nicht  aus 
einem  Vertrage  konstruiert  werden. u  Und  Gönner  selbst  führt  diesen 
Gedanken  dahin  des  weiteren  aus:  Ist  der  Staat  in  der  Idee  ein  Gebot 
der  Vernunft,  liegt  also  der  Rechtsgrund  desselben  in  der  absoluten 
Notwendigkeit,  so  muss  er  in  der  Realität  Produkt  der  Natur  sein,  also 
aus  der  Natur  sich  entwickeln,  dann  kann  er  aber  vom  menschlichen 
Willen  nicht  abhängig  sein.  Diese  Konsequenz  aus  der  Lehre  von  der 
sittlichen  Notwendigkeit  des  Staates  hat  Welcker,  wie  wir  sahen,  so 
wenig  wie  Kant  selbst  gezogen.  Allerdings  geht  Welcker  in  der 
Wertschätzung  des  Staates  entschieden  über  Kant  hinaus;  in  seiner 
Bewunderung  für  den  „Staat,  der  Menschheit  heiligstes  und  ehrwürdigstes 
Institut"  kommt  er  der  Sch eil i ng- H egel sehen  Auffassung  oft  sehr 
nahe.  Aber  sein  strenger  Individualismus  hindert  ihn,  die  Vertragslehre 
zu  verlassen.  Ja  es  ist  bezeichnend  für  seinen  Standpunkt,  wie  er,  wohl 
mit  Rücksicht  auf  die  angeführten  Konsequenzen,  vor  dem  Gedanken, 
den  Staat  auf  eine  sittliche  Notwendigkeit  zu  gründen,  zurückschreckt. 
So  schreibt  er3),  ganz  im  Gegensatze  zu  seinen  oben  zitierten  Ausfüh- 


a)  Vergl.  hierzu  E.  Landsberg,  „Geschichte  der  deutschen  Rechtswissen- 
schaft", 3.  Abt.,  1.  Halbband,  S.  508. 

2)  Vergl.  zum  folgenden:  Joh.  Bapt.  Koch,  „Nikolaus  Thaddäus  von 
Gönners  Staatslehre.  Eine  rechtshistorische  Studie."  In  „Staats-  und  völkerrecht- 
lichen Abhandlungen",  von  Jellinek  und  Anschütz  herausgegeben,  Bd.  4,  H.  1, 
Seite  21  ff. 

3)  „Die  letzten  Gründe  «  S.  89. 
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rungen,  „der  Staat  ist  ein  Mittel,  das  zwar  das  objektive  Recht  leichter 
zu  realisieren  macht,  aber  es  doch  nie  vollständig  realisiert  und  nicht 
unbedingt  zur  Realisierung  erfordert  wird.  Über  dieses  Mittel  muss 
Vereinigung  stattfinden. a  Also  mit  anderen  Worten,  der  Staat  kann 
durch  Vertrag  gerechtfertigt  werden,  weil  er  nicht  unbedingt  sittlich 
notwendig  ist.  Diese  Ausführungen  dürfen  jedoch  nicht  als  ein  Aus- 
druck von  We Ickers  Ansichten  aufgefasst  werden,  sie  sind  nichts 
anderes  als  eine  Abwehr  einer  gefürchteten  Konsequenz.  Die  Recht- 
fertigung des  Staates  aus  der  sittlichen  Notwendigkeit  und  aus  Vertrag 
liegt  vielmehr  seiner  ganzen  Lehre  zugrunde. 

Nun  meint  allerdings  Landsberg  in  seiner  Geschichte  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft1),  nach  Kants  Lehre  von  der  sittlichen  Not- 
wendigkeit des  Staates  könne  es  nur  als  äussere  Hülle  erscheinen,  wenn 
Kant  aus  der  früheren  Naturrechtslehre  den  Staatsvertrag  als  Erklä- 
rung des  Staatsursprunges  noch  herübernebme;  der  Staat  sei  für  ihn 
nicht  ein  Erzeugnis  menschlicher  Willkür,  sondern  sittlichen  Sollens. 
Wir  können  hier  nicht  darauf  eingehen,  ob  diese  Ausführung  Lands- 
bergs für  Kants  Lehre  zutreffend  ist.  Kant  selbst  hat  sich  mit  dieser 
Frage  nicht  ausdrücklich  auseinandergesetzt;  seine  Nachfolger  halfen 
sich,  soweit  sie  überhaupt  darauf  eingingen,  damit,  dass  die  Vernunft 
zwar  notwendig  fordere,  dass  der  Mensch  im  Staate  lebe,  dass  sie  aber 
nicht  fordere,  dass  er  in  diesem  oder  jenem  Staate  lebe;  darum  könne, 
jener  allgemeinen  Notwendigkeit  ungeachtet,  jeder  einzelne  Staat  dem 
Rechte  nach  nur  durch  freie  Einwilligung  entstehen  und  bestehen a). 
Ganz  ähnlicher  Argumentation  bedient  sich  Welcker  auch  an  ein- 
zelnen Stellen.  So  schreibt  er3):  „Stets  müsste  auch  nach  anderen 
Rechtsgrundsätzen  der  Eintritt  in  einen  konkreten  Staat  auf  freier 
Einwilligung  beruhen,  solange  es  mehrere  Staaten  gibt  und  keiner  der 
absolut  vollkommene  ist".  Und  an  einer  anderen  Stelle  führt  er  aus4): 
„wollten  wir  auch  zugeben,  dass  eine  rein-philosophische  Lehre  einzelner 
Individuen  oder  Schulen  allgemeines  Zwangsgesetz  bilden  könne,  so 
bleibt  dennoch  der  Staatsvertrag  notwendig  für  jeden  bestimmten  Staat 
und  jede  bestimmte  Staatsverfassung.  Dieses  zu  übersehen,  darin  be- 
steht der  Hauptirrtum  der  Gegner.  Es  gibt  viele  verschiedene  Staaten 
und  ebenso  verschiedene  politische  Bedürfnisse  verschiedener  Völker. 
Es  gibt  Verfassungen  und  verschiedene  Regierungen  selbst  derselben 
Staaten  in  verschiedenen  Verhältnissen  und  zu  verschiedenen  Zeiten. 
Selbst  die  Theorie  wird  unter  ihnen  keine  absolut  für  alle  Menschen, 

x)  S.  508. 

2)  Vergl.  z.  B.  Gros,  „ Lehrbuch  der  philosophischen  Rechtswissenschaft  oder 
des  Naturrechts",  8.  Aufl.,  §  294,  Anm.  2. 

3)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  89. 

4)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  195. 
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für  alle  Bildungsstufen,  alle  ihre  Bedürfnisse,  Verhältnisse,  Gefahren 
als  die  allein  möglichen  erklären  wollen.  Hundertmal  sind,  auch 
mit  Freiheit  und  auf  löbliche  Weise,  Menschen  ausgewandert,  haben 
Völker  sich  zu  einem  Staate  konstituiert  oder  mit  anderen  Staaten 
verbunden,  haben  ihre  Verfassungen  ünd  Regierungen  wesentlich  ge- 
ändert, haben  die  Bürger  verdienstlich  und  mit  Erfolg  für  Reformen 
gewirkt.  Was  hilft  euch  nun  alle  eure  allgemeine  philosophische, 
physische,  historische,  religiöse,  sittliche,  rechtliche  Notwendigkeit  der 
Staaten  und  Regierungen  gegen  die  Vertragstheorie  V  Was  hilft  alle 
allgemeine  Moralpflicht  und  alle  allgemeine  Rechts-  und  Nützlichkeits- 
pflicht, überhaupt  in  einem  Staate  zu  leben,  überhaupt  einer  Regierung 
und  Verfassung  sich  unterzuordnen?  Was  das  allgemeine  philosophische 
Ideal  der  besten  Verfassung?  Dieses  alles  zwingt  mich,  zwingt  ganze 
Völker,  und  ihre  Regierungen  selbst  doch  nicht,  überhaupt  und  gerade 
jetzt,  gerade  nur  diesen  bestimmten  Staat,  diese  bestimmte  Verfassung 
und  Regierung  zu  wählen,  zu  behalten,  mit  Leben  und  Tod  zu  ver- 
teidigen. u  Der  Gedanke,  welcher  dieser  Argumentation  zugrunde  liegt, 
ist  kurz  zusammengefasst  also  der,  mag  auch  der  Staat  an  sich  not- 
wendig sein,  eine  bestimmte  Staatsverfassung  ist  es  nicht;  diese  kann 
daher  auf  menschlichem  Willen  beruhen.  Es  kann  dahin  gestellt  bleiben, 
ob  diese  Ausführungen  sich  mit  der  Kant  sehen  Lehre  überhaupt,  ins- 
besondere der  von  der  Staats-Verfassung,  vereinigen  lässt.  Für  Welcker 
würde  dieses  Moment  keinen  Einwand  enthalten,  da  er  auf  Grund  seiner 
historischen  Auffassung,  wie  wir  sahen,  die  Lehre,  dass  es  eine  für  alle 
Völker  und  Zeiten  gültige  Verfassung  gebe,  ebenso  energisch  ablehnt, 
wie  dass  ein  allgemein  gültiges  Privatrecht  existiere.  Aber  trotzdem 
kann  in  diesen  Ausführungen  nicht  die  Lösung  des  uns  hier  interessie- 
renden Problems  erblickt  werden.  Sie  sind  auch  von  Welcker  nicht 
so  aufgefasst,  sie  sind  vielmehr  nur  als  ein  Gegenbeweis  gegen  die 
Lehren  angeführt,  die  behaupten,  dass  der  Staatsvertrag  überflüssig  sei. 
Die  Frage,  die  uns  hier  beschäftigt,  liegt  tiefer,  es  handelt  sich  für  uns 
zunächst  um  die  Rechtfertigung  des  Staates  überhaupt,  mithin  darum, 
in  welchem  Verhältnisse  nach  Welckers  Auffassung  Staat  und  Indivi- 
duum zueinander  stehen. 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  wir  uns  darüber  klar  werden,  ob  ein 
Widerspruch  besteht  zwischen  der  Lehre,  welche  den  Staat  auf  eine 
sittliche  Notwendigkeit  gründet,  und  der,  welche  seinen  Ursprung  im 
Vertrage  erblickt. 

Ist  der  Staat  durch  die  Sittlichkeit  geboten,  so  ist  er  ein  sittlich 
wertvoller  Zustand,  denn  anderenfalls  wäre  das  Gebot  unerklärlich. 
Eine  derartige  Auffassung  kann  allerdings  mit  der  Lehre,  welche  den 
Staat  aus  dem  Einzelwillen  rechtfertigt,  in  Widerspruch  treten.  Es 
kann  nämlich  der  Wert,  welcher  dem  Staate  beigelegt  wird,  derartig 
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erhöht  werden,  dass  die  Durchsetzung  des  Staates  selbst  gegen  den  Willen 
der  Individuen  für  geboten  erachtet  wird,  mag  dann  auch  der  menschliche 
Wille,  wenn  er  zum  Staatswillen  hinzutritt,  den  Wert  des  Staates  noch 
erhöhen.  Auf  diese  Weise  entwickelte  sich  die  Lehre,  welche  den  Staat 
über  das  Individuum  derart  erhebt,  dass  das  Individuum  nur  noch  ein 
Mittel  für  den  Staat  ist.  So  konnte  tatsächlich  die  Lehre  von  der 
sittlichen  Notwendigkeit  des  Staates  weiter  zu  einer  von  der  natur- 
rechtlichen durchaus  verschiedenen  Staatsauffassung  führen.  Aber  sie 
musste  nicht  unbedingt  zu  dieser  Konsequenz  gelangen.  Es  ist  durchaus 
denkbar,  dass  man  auch  vom  Standpunkte  eines  Individualismus,  der 
als  Grundbedingung  alles  sittlichen  Handelns  die  Überzeugung  des  In- 
dividuums, mithin  seinen  freien  Willen,  ansieht,  objektive  Werte,  deren 
Verwirklichung  durch  das  Individuum  sittlich  geboten  ist,  anerkennt. 
Deren  Durchsetzung  wird  allerdings  von  einem  solchen  Standpunkte  aus 
immer  als  unsittlich  erscheinen,  sofern  dabei  ein  Zwang  gegenüber  der 
Überzeugung  der  Individuen  geübt  wird.  Wahrhaft  sittlich  wird  ihre 
Verwirklichung  erst  und  kann  es  erst  werden,  wenn  sie  aus  der  Über- 
zeugung des  Menschen  heraus  erfolgt.  So  ist  es  auch  an  sich  kein 
Widerspruch,  dass  neben  der  Lehre,  welche  den  Staat  aus  der  sittlichen 
Notwendigkeit  rechtfertigt,  sich  die  Vertragstheorie  weiter  behaupten 
konnte.  So  ist  auch  Welckers  Lehre  zu  verstehen.  Der  Staat  als 
solcher  ist  zwar  sittlich  notwendig,  aber  trotzdem  kann  er  nicht  ohne 
den  Willen  des  Menschen  gerechtfertigt  werden  x). 

„Ebenso",  so  führt  er  daher  aus2),  „wie  bei  der  durch  Natur  und  sitt- 
liche Triebe  bestimmten  „von  Gott  im  Himmel  geschlossenen  Ehe"  so  muss 
auch  für  den  Rechts-  und  Staatsverein,  wie  er  auch  auf  natürlichen 
und  sittlichen  Grundlagen  ruhen  mag,  als  unentbehrliche  irdische  Grund- 
form der  höheren  Idee  als  Grundbedingung  einer  wahrhaft  sittlich  freien 
organischen  Gestaltung  seines  ganzen  Lebens  hinzukommen:  der  freie 
Konsens."  „Freier  Konsens  oder  Vertrag",  so  heisst  es  an  einer  anderen 
Stelle3),  „erschienen  allen  freien  Völkern  der  Erde  bei  aller  Anerkennung 
des  notwendigen  Inhalts  der  natürlichen  sittlichen  und  religiösen  Ele- 
mente und  Bestimmungsgründe  für  die  Gründung  des  Staates  und  seiner 
freien  vernünftigen  Gestaltung  doch  als  die  Grundbedingung  seiner 
rechtlichen  Freiheit,  als  seine  Freiheitsform,  als  seine  technische  juristische 
Grundform."  Und  weiter  fasst  er  seine  Ausführungen  dahin  zusam- 
men4):  „Es  soll  die  ganze  Rechts-  und  Staatsordnung  einer  freien 

Nation  ihrem  inneren  Wesen  nach  das  sittlich  vernünftige 

oder  göttliche  Gesetz  verwirklichen,  jedoch  stets  nur  in  der  Form  des 
freien  Konsenses  des  Volkes." 

J)  Vergl.  dazu  auch  unten  S.  75  ff. 

2)  System  S.  108. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  167. 

4)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  206. 
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Der  Staat  wird  also  nach  We Ickers  Auffassung  durch  den 
Willen  des  Menschen  gerechtfertigt.  Dieser  Wille  ist  aber  nicht  aus 
Willkür  hervorgegangen,  er  ist  vielmehr  ein  Wille,  der  ein  Gebot  des 
Sittengesetzes  verwirklicht.  So  führt  er  aus,  man  dürfe  nicht  ver- 
wechseln, „die  auf  bleibendem  höherem  und  natürlichem  Bedürfnisse 
gesitteter  Nationen  gegründeten  Rechts-  und  Staatsvereinbarungen"  mit 
„wandelbaren  inhaltsleeren  Willkürverträgen"1).  Und  weiter  schreibt 
er2):  „Alle  freien  Nationen  achten  bei  ihren  für  ihre  friedliche  Ver- 
ständigung und  Freiheit,  zur  Befriedigung  ihrer  natürlichsten  und  wich- 
tigsten Bedürfnisse  eingegangenen  Friedens-  und  Hilfsvereinen  auf  das 
Vollkommenste  die  natürlichen  und  sittlichen  Nötigungen.  Ja  gerade 
aus  Achtung  ihrer  sittlichen  Bestimmung  schliessen  sie  ihre  Rechts-  und 
Staatsverträge." 

Nicht  aber  nur  gerechtfertigt  wird  der  Staat  durch  den  sittlichen 
Willen  der  Menschen,  sein  Bestand  wird  durch  ihn  überhaupt  erst  fest- 
begründet. Verträge  sind  daher  nach  Welckers  Auffassung  auch  die 
einzig  mögliche  tatsächliche  Grundlage  des  Staates. 

Diese  Ansicht  war  durchaus  nicht  neu ;  sie  findet  sich  auch  in  den 
rationalistischen  naturrechtlichen  Lehren;  allerdings  ist  die  Gestalt,  in 
der  sie  uns  bei  Welcker  entgegentritt,  von  der  rationalistischen  in 
wesentlichen  Punkten  verschieden.  Das  Naturrecht  kam  zu  dem  Ge- 
danken, dass  Verträge  tatsächlich  die  Grundlage  des  Staates  seien,  weil 
ihm  entsprechend  seiner  rationalistischen  Grundanschauung  der  Staat 
als  eine  Erfindung  menschlicher  Vernunft  und  seine  Verwirklichung  als 
eine  Tat  menschlichen  Willens  erschien. 

Beide  Ansichten  teilt  Welcker  nicht. 

„Es  wäre  freilich",  so  führt  er  aus3),  „eine  Absurdität,  etwa  zu 
sagen,  die  Menschen  schüfen  und  erfänden  willkürlich  die  sittlichen 
und  natürlichen  Antriebe  zum  Staate  oder  die  Idee  des  Staates,  der 
Ehe  oder  des  Vertrages  selbst."  „Es  ist  freilich  wahr",  so  heisst  es 
weiter,  „dass  durch  natürliche  Triebe  und  Bedürfnisse  des  Menschen 
und  zum  Teile  durch  ihre  naturgesetzlichen  Entwicklungsformen  sowie 
durch  ihre  höheren  Gefühle  und  Ideen  sich  allmählich  ihre  Kultur,  ihre 
Staats-  und  Rechtsverhältnisse  ja  auch  ihre  Verträge  und  überhaupt 
ihre  Einrichtungen  natürlich  und  historisch  gewissermassen  von  selbst 
zu  bilden  scheinen."  Nicht  also  die  menschliche  Vernunft  hat  den 
Staat  als  solchen  ersonnen,  sondern  die  natürlichen  und  sittlichen  Be- 
dürfnisse haben  die  Menschen  zu  ihm  geführt.  Infolgedessen  lehnt  er 
auch  die  Theorie  ab,  nach  der  die  Staaten  bewusst  von  Menschen  ge- 
schaffen sind,  die  infolgedessen  den  historischen  Ursprung  der  Staaten 

1)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  198. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  187. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  170. 
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in  Verträgen  sieht.  Gerade  diese  Frage  nach  der  historischen  Ent- 
stehung der  Staaten  hatte  von  Seiten  der  Naturrechtslehre  verschiedene 
Beantwortung  gefunden. 

Während  nämlich  einem  Teile  der  Naturrechtler  der  Ursprung  des 
Staates  aus  einem  Vertrage  eine  geschichtliche  Tatsache  ist,  suchen 
andere  naturrechtliche  Schriftsteller  in  dem  Vertrage  nur  eine  rationale 
Grundlage  des  Staates1).  Kant  vertrat  ausdrücklich  letzteren  Stand- 
punkt; er  führt  in  diesem  Sinne  aus2):  „Der  Geschichtsurkunde  dieses 
Mechanismus  nachzuspüren,  ist  vergeblich,  das  ist,  man  kann  zum  Zeit- 
punkte des  Anfanges  der  bürgerlichen  Gesellschaft  nicht  herauf  gelangen 
(denn  die  Wilden  errichten  kein  Instrument  ihrer  Unterwerfung  unter 
das  Gesetz,  und  es  ist  auch  schon  aus  der  Natur  roher  Menschen  ab- 
zunehmen, dass  sie  es  mit  Gewalt  angefangen  haben  werden)."  Mit 
diesen  Ausführungen  stimmt  auch  Welcker  durchaus  überein.  Das 
ist  auch  nach  dem,  was  wir  von  seinen  Ansichten  über  das  historische 
Geschehen  ausgeführt  haben,  durchaus  erklärlich.  „Alle  Rechtsverhält- 
nisse", so  schreibt  er3),  ;,z.  B.  auch  privat-völkerrechtliches  und  staats- 
rechtliches Eigentum  selbst  die  Ehe  konnten  mit  Gewalt  und  bloss 
faktischem  Besitze  beginnen."  Und  weiter  führt  er  aus4),  ;;wir  fordern 
ebensowenig  eine  solche  uranfängliche  freie  Entstehung  für  jedes  jetzt 
freie  Volk  als  wir  fordern,  dass  der  jetzt  freie  und  vernünftige  Mann 
schon  in  seiner  Wiege  sich  mit  männlicher  Selbständigkeit  und  Freiheit 
regiert  habe.  Wir  vergessen  keinen  Augenblick,  dass  es  unfreie  Völker 
und  Staaten  wie  es  unfreie  einzelne  Männer  gibt.  Wir  übersehen 
keineswegs,  dass  so  wie  bei  den  Einzelnen  Kindheit  und  Jünglingsalter 
der  männlichen  Selbständigkeit  und  Herrschaft  frei  geprüfter  männlicher 
Vernunft  grundsätzlich  vorausgehen,  ebenso  auch  sinnlich-despotische 
und  schwärmerisch-theokratische  Bildungsperioden  in  der  Entwicklung 
der  Staaten  gewöhnlich  der  Herrschaft  vernunftrechtlicher  Männerfreiheit 
vorauszugehen  pflegen."  Allerdings  schränkt  er  seine  Behauptung,  dass 
Verträge  nicht  der  historische  Ursprung  der  Staaten  seien,  an  anderer 
Stelle  wiederum  ein.  „Es  ist  keineswegs  richtig",  so  schreibt  er  nämlich5), 
„dass  niemals  ein  bestimmter  Staat  und  seine  Verfassung  und  Regierung 
durch  Verträge  ursprünglich  entstanden  seien.  Vielmehr  ist  es,  zumal 
bei  gemeinschaftlichen  Wanderungen  und  Unternehmungen  der  Völker, 
namentlich  auch  der  germanischen,  bei  Kolonien  und  Revolutionen  sehr 
oft  auch  selbst  historisch  nachweisbar,  dass  die  jetzt  neu  sich  bilden- 
den Staaten,  Verfassungen  und  Regierungen  von  den  Familienvätern, 

2)  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  194  ff. 

2)  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre,  §  52. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  173. 

4)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  171. 

5)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  170. 
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welche  mit  gemeinschaftlichen  Opfern  und  Gefahren  sie  erstrebten, 
wirklich  nach  freier  Übereinkunft  gegründet  und  frei  anerkannt  wurden." 
Allein  in  diesen  Ausführungen  ist  keine  Widerlegung  unserer  obigen 
Behauptung  zu  finden,  für  We Icker  sei  der  Vertrag  nicht  der  histo- 
rische Ursprung  der  Staaten,  sie  zeigen  vielmehr  gerade,  wie  weit 
Welcker  im  Allgemeinen  von  der  naturrechtlichen  Lehre  über  die 
Staatsentstehung  entfernt  ist. 

Bis  jetzt  haben  wir  nur  gesehen,  dass  Welcker  den  Verträgen 
in  Bezug  auf  ihre  Verwirklichung  nicht  die  weitgehende  Bedeutung 
beilegt,  wie  ein  Teil  der  Naturrechtler.  Daraus  darf  aber  keineswegs 
gefolgert  werden,  dass  für  ihn  die  Verträge  nur  rationaler  Natur,  nur 
eine  Konstruktion  zur  Erklärung  des  Staates  seien.  „Es  soll",  so 
schreibt  er  vielmehr1),  „die  Herrschaft  des  Vertrages  keineswegs  eine 
blosse  Idee,  eine  tote,  unfruchtbare,  und  eine  garnicht  historisch  ver- 
wirklichte, eine  leere  Fiktion  sein."  Diese  Ausführungen  stehen  keines- 
wegs im  Gegensatze  zu  dem,  was  wir  soeben  dargelegt  haben,  sie  sind 
vielmehr  nur  eine  Konsequenz  aus  seiner  Ansicht  über  die  sittliche 
Rechtfertigung  des  Staates ;  denn,  kann  der  Staat  sittlich  nur  aus  Ver- 
trägen gerechtfertigt  werden,  so  müssen  Verträge  auch  tatsächlich  im 
Staate  verwirklicht  werden.  Nur  die  Ansicht  lehnt  er  eben  ab,  dass 
der  historische  Ursprung  der  Staaten  auf  Verträgen  beruhe.  Der  Staat 
der  zur  Vernunft  erwachten  Menschen  dagegen  kann  nur  auf  Verträgen 
aufgebaut  sein.  „Möchten  also  immerhin",  so  führt  er  in  diesem  Sinne 
aus2),  „Gewalt,  Eroberung  oder  andere  nicht  auf  rechtlicher  Einwilli- 
gung beruhende  Verhältnisse  einen  politischen  Zustand,  einen  sog.  Staat 
faktisch  zuerst  begründet  haben,  wenn  nur  durch  freie  Einwilligung 
der  Bürger  dieser  Zustand  plötzlich  oder  allmählich  frei  und  rechtlich 
gemacht,  und  wahre  Rechtsgrundlage  und  rechtliche  Gestaltung  gewonnen 
wird,  wenn  die  einzelnen  Bürger  bei  ihrer  selbständigen  Niederlassung 
oder  ihrem  Eintritte  und  durch  ihr  freies  Bleiben,  ihr  freies  Streben 
und  Opfern  für  den  Staat  und  seine  Verfassung  an  demselben  teil- 
nehmen." ,,Für  alle  freien  Völker,  für  alle,  welche  einen  vernünftigen, 
freien,  rechtlichen  Zustand,  einen  Rechtsstaat  haben,  gilt  von  dem  Mo- 
mente an,  wo  sie  frei  genannt  werden  dürfen,  die  Vertragsmässigkeit" 3). 
Die  Verwirklichung  der  Verträge  im  Staatsleben  ist  so  für  Welcker 
auch  ein  politisches  Postulat,  es  ist  „für  uns  heute  das  Richtige."  Es 
ist  darum  nach  seiner  Ansicht  die  Aufgabe,  ,,die  ganze  Verfassungs-, 
Regierungs-  und  Verwaltungseinrichtung  möglichst  vertragsmässig  oder, 
was  dasselbe  ist,  konstitutionell  frei  zu  gestalten" i). 

J)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  173. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  172-173. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  169. 
J)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  166. 
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Aber  nicht  nur  aus  sittlichen  Gründen  ist  dieses  geboten,  sondern 
auch,  und  damit  kommen  wir  an  den  Punkt,  der  uns  jetzt  vor  allem 
interessiert,  aus  tatsächlichen  Gründen.  Erst  durch  die  Verwirklichung 
der  Verträge  im  Staats-  und  Rechtsleben  wird  der  tatsächliche  Bestand 
von  Recht  und  Staat  garantiert.  So  führt  er  aus J) :  „Es  kann  die 
ganze  Anerkennung  des  allgemeinen  Friedensvertrages  oder  Friedens- 
zustandes freier  Menschen  und  Völker  keineswegs  schon  selbst  eine 
juristische  Zwangspflicht  sein.  Vielmehr  beruht  diese  letztere  nur  auf 
der  gewiss  der  sittlichen  Vernunft  entsprechenden  und  auch  sehr  sicheren 
Tatsache,  dass  ein  freies  Volk  wirklich  einen  sittlichen  freien  Friedens- 
zustand als  heilig  und  notwendig  anerkennt,  ihn  will  und  eidlich  be- 
schwört. Gebe  etwa  ein  Volk  diesen  Willen  gänzlich  auf,  nun,  dann 
wären  freilich  unter  seinen  Gliedern  nur  Moral,  Klugheit  und  Stärke 
Gesetzgeber  und  Richter.  Es  wäre  ein  Zustand  nicht  des  Friedens, 
sondern  des  Krieges;  der  leere  Name  Rechtspflicht  aber  würde  bei 
solcher  undenkbaren  Neigung  ja  gewisslich  nichts  ändern.  Solange  aber 
ein  Volk  den  Friedenszustand  will,  solange  bildet  derselbe  die  genügende 
und  einzig  mögliche,  für  alle  Vernünftigen  zugleich  aber  auch  gemein- 
schaftliche und  äusserlich  allgemein  erkennbare,  allgemein  giltige  Grund- 
lage eines  wahren  objektiven  Rechtsgesetzes."  Denselben  Gedanken 
führt  er  auch  für  den  Staat  aus2):  „Wer  ist  Tyrann  genug,  um  mit 
philosophischem  oder  religiösem  Glaubenszwange  seine  eigene  Meinung 
—  soweit  er  irgend  allein  oder  durch  einzelner  Glaubensgenossen  Macht 
vermöchte,  —  den  übrigen  freien  Männern  und  Gesellschaftsgenossen 
als  ihr  allgemeines  rechtsgültiges  Gesellschaftsgesetz  für  ihre  irdischen 
Lebensverhältnisse  diktieren  und  auf  Leben  und  Tod  aufzwingen  zu 
wollen?  und  wenn  er  es  wollte,  würden  sich  tüchtige  würdige  Männer 
und  Völker  solchem  Glaubenszwange  und  Despotismus  fügen?  Wäre 
also  dieses  der  rechte  Weg  zur  Gründung  und  zur  Wahrung  eines  freien 
und  friedlichen  Rechtsverhältnisses?  wäre  es  vollends  für  uns  heutzutage 
der  richtige  Weg,  die  wir  uns  nicht  einmal  mehr  äusserlich  zu  derselben 
Religion  und  religiösen  Lehre  der  Moral  bekennen,  die  wir  Glaubens- 
freiheit an  die  Spitze  unserer  gesellschaftlichen  Einrichtung  stellen 
oder  Religionskriege  führen  müssen?"  Und  zur  Erklärung  seiner 
Ansicht,  dass  nur  ein  Staat,  der  tatsächlich  auf  Verträgen  ruhe,  Be- 
stand haben  kann,  fährt  er  fort,  „Denken  wir  uns:  Nach  einer  Zer- 
störung ihrer  früheren  Verhältnisse  durch  Revolutionen,  Kriege  oder 

Auswanderungen  fände  sich  eine  Reihe  tüchtiger  Familienväter  

"und  wünschten  alle  innerlich,  in  friedlichem  Anbaue  und  in  wechsel- 
seitiger Unterstützung  und  gemeinschaftlicher  Schützung  ihre  und  der 
Ihrigen  Bestimmung  zu  verwirklichen.  Wollte  nun  hier  einer  derselben 


')  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  188—189. 
2)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  192. 
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auftreten  und  von  seiner  höchsten  religiösen  oder  philosophischen, 
Fichteschen  oder  Hegel  sehen  absoluten  Idee  aus,  welche  die  andern 
nicht  verstünden  oder  wegen  ihrer  eigenen  abweichenden,  etwa  christ- 
lichen oder  Kant  sehen  Grundidee  nicht  für  wahr  halten  könnten,  ein 
System  für  ihre  gemeinschaftlichen  Rechts-  und  Staatsgesetze  deduzieren 
und  dieses  als  die  reine  Vernunft  und  Wahrheit,  welcher  nur  Unver- 
nünftige und  Böswillige  sich  widersetzen  könnten,  den  anderen  freien 
Männern  aufzwingen,  was  würde  erfolgen?  Statt  des  Friedens  vor 
allem  Krieg  der  übrigen  gegen  den  Despoten  und  seine  Anhänger,  und 
in  diesem  dann  Sieg  des  Despotismus  statt  der  Freiheit,  oder  Aus- 
stossung  und  Verwerfung  des  anmasslichen  Despoten.  Wäre  nun  wohl 
nach  solcher  Entfernung  des  Tyrannen  und  wäre  nicht  von  Anfang  an 
der  natürliche,  der  vernünftige  Weg  zu  einer  freien  und  friedlichen 
Rechts-  und  Staatsordnung  der  oben  beschriebene?  Die  Familienväter 
erkennen  sich  gegenseitig  als  freie  gleichberechtigte  Personen  und  Ge- 
nossen an  und  vereinigen  sich  zu  freiem  Friedens-  und  Hilfsvereine 
mit  seinen  natürlichen  Bedingungen  und  logischen  Folgerungen,  so  wie 
uns  dieses  die  Geschichte  der  freien  Völker  zeigt."  Daher  nennt  er  auch1) 
„das  Allernatürlichste,  das  Geschichtlichste  und  Vaterländischste  für 
freie  Völker  Verträge,  freie  Vereinbarung  freier  Männer  für  ihre  ge- 
meinschaftlichen Verhältnisse  und  Zwecke,  eine  Gesellschaft." 

Wir  haben  bisher  festgestellt,  dass  Verträge,  d.  h.  der  consensus 
omnium,  nach  Welckers  Auffassung  die  sittliche  Grundlage  des  Staates 
sind,  sowie  dass  sie  nach  seiner  Ansicht  auch  den  tatsächlichen  Bestand 
des  Staates  vor  allem  garantieren.  Diese  Lehre  muss  unbedingt  Zweifel 
in  uns  erwecken.  Wie  ist  es  möglich,  so  fragen  wir,  überhaupt  für 
denkbar  zu  halten,  dass  auf  solcher  Grundlage  ein  Rechts-  und  Staats- 
leben bestehen  und  sich  entwickeln  könne;  muss  diese  Lehre  nicht  zu 
einer  Vernichtung  der  Staatsordnung  führen  wie  die  Fi  cht  es?  We  Icker, 
kam  nie  zu  solchen  Konsequenzen.  Wie  dieses  zu  erklären  ist,  soll  nun  be- 
trachtet werden.  Dass  es  sich  hier  nur  um  eine  Erklärung  und  um  nichts 
anderes  handeln  kann,  ist  von  vornherein  klar,  denn  dass  der  Staat  un- 
möglich auf  dem  Willen  aller  in  dem  Sinne,  wie  wir  es  bisher  von 
Welcker  gehört  haben,  bestehen  kann,  bedarf  keiner  weiteren  Aus- 
führung. Die  Erklärung  jedoch  ist  interessant  und  für  die  damalige  Zeit 
durchaus  zu  verstehen.  Wir  kommen  damit  zugleich  an  einen  Punkt, 
wo  es  sich  klar  zeigt,  wie  sehr  Welcker  mit  dem  Rationalismus  des 
Naturrechts  bricht. 

Zur  Lösung  der  uns  hier  interessierenden  Fragen  müssen  wir  uns 
noch  einmal  erinnern,  was  Welcker  unter  dem  consensus  omnium  ver- 
steht. Wir  sahen,  es  ist  der  Wille  aller  den  Staat  bildenden  Individuen, 
wir  sahen  weiter,   es  ist  ein  sittlich  wertvoller  Wille  dieser  Individuen. 

J)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  192. 
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Dieser  Staats-  und  rechtsbegründende  Wille  ist  aber  auch,  und  damit 
kommen  wir  zu  einem  neuen  Momente,  tatsächlich  bei  den  Menschen 
unserer  Zeit  und  insbesondere  unseres  Volkes  vorhanden,  denn  er  ent- 
spricht ihrer  sittlichen  Natur.  „Freilich  Vernunft,  sittliche  Vernunft, 
sittliche  Grundsätze  vernünftiger  Freiheit  und  Gleichheit  und  der  all- 
gemeine Nutzen  werden  und  müssen  allerdings  zuletzt  die  mittelbaren 
(die  durch  freie  Anerkennung  vermittelten)  Grundlagen  der  Rechts-  und 
Staatsgesetzgebung  sein",  so  führt  er  aus1).  „Aber  sie  liegen  auch  in 
der  Tat  bei  jedem  sittlich  vernünftigen,  freien,  oder  zu  vernünftiger 
freier  Rechtsordnung  fähigen  Volke  seiner  Vereinbarung  mittelbar  gewiss 
zugrunde. "  Und  an  einer  anderen  Stelle  heisst  es2)  „dieses  vernünftige 
oder  göttliche  Recht  aber  ist  für  das  Volk  kein  von  aussen  kommendes 
und  wunderbares,  sondern  es  kommt  ganz  natürlich  von  seiner  inneren 
vernünftigen  sittlichen  oder  religiösen  Überzeugung  und  freien  Verein- 
barung, ist  also  zugleich  stets  vertragsmässig." 

Diese  Ausführungen  führen  uns  in  unserer  Frage  wohl  etwas  weiter, 
allein  wir  kommen  auch  zu  neuen  Schwierigkeiten.  Wie  wir  oben  dar- 
gestellt haben,  geht  Welcker  bei  der  Begründung  der  Vertragslehre 
gerade  von  dem  Gedanken  aus,  dass  es  den  Menschen  bisher  noch  nicht 
gelungen  sei,  das  Sittengesetz  in  allgemein  gültiger  Weise  zu  erkennen, 
dass  infolgedessen  jeder  einzelne  sich  seine  sittliche  Überzeugung  bilden 
und  ihr  gemäss  handeln  müsse.  Der  strenge  sittliche  Individualismus,  der 
in  diesen  Ausführungen  zum  Ausdrucke  kommt,  scheint  in  Widerspruch 
zu  stehen  mit  der  Ansicht,  die  wir  soeben  entwickelt  haben.  Wir  müssen 
also  nun  verfolgen,  was  Welcker  zu  der  Ansicht  führt,  dass  eine  solche 
Übereinstimmung  der  sittlichen  Überzeugungen  der  den  Staat  bildenden 
Menschen  möglich  und  vorhanden  sei,  dass  auf  ihr  Recht  und  Staat  sich 
erheben  könnten. 

In  Welckers  Schriften  selbst  tritt  die  Frage  als  Problem  formu- 
liert so  gut  wie  niemals  auf.  Nur  einmal  in  seinem  ersten  Werke  stellt 
er  sich  die  Frage.  Hier  schreibt  er3):  „Solche  Erklärung  und  Einwilli- 
gung, so  unmöglich  sie  über  die  jedesmaligen  Zwecke  der  einzelnen 
Handlung  und  überhaupt  über  das  Sittengesetz  wäre,  ist  es  keineswegs 
über  gleiche  Achtung  einer  Sphäre  der  Aussenwelt,  welche  jedem  schon 
der  Verstand  als  Grundbedingung  eines  freien  vernünftigen  Handelns  zeigt, 
welche  jeder,  durch  blosses  Behandeln  äusserlich  erkennbar,  dafür  in 
Anspruch  nimmt,  und  welche,  sobald  Sittlichkeit  und  Friede  unter  den 
Menschen  zur  Herrschaft  kommt  und  kommen  soll,  alle  heilig  zu  halten 
erklären,  sich  darüber  vertragen  müssen".  Allein  eine  irgendwie  befrie- 
digende Antwort  ist  hierin  keineswegs  enthalten.    Denn  ganz  abgesehen 

1)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S  193. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  206. 

3)  „Die  letzten  Gründe  u  S.  75. 
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davon,  dass  nur  eine  durchaus  unbewiesene  Behauptung  aufgestellt  wird, 
dass  ferner  diese  Ausführungen  sich  nur  auf  den  Rechtsvertrag  beziehen, 
mithin  für  das  Verhältnis  von  Staat  und  Individuum  sich  hieraus  nichts 
ergibt,  ist  es  keineswegs  einzusehen,  aus  welchem  Grunde  über  das  in 
dem  Sittengesetze  wurzelnde  Rechtsgesetz  eine  Einigung  erzielt  werden 
könnte,  wenn  über  das  Sittengesetz  selbst  eine  derartige  Einigung  nicht 
möglich  ist.  Die  Frage  bleibt  daher  bestehen,  wie  ist  es  zu  erklären, 
dass  We  Ick  er  eine  derartige  Einigung  der  Willen  freier  Menschen  für 
möglich  hält. 

Welcker  nennt  den  Volkskonsens  auch  einen  Nationalkonsens. 
In  der  Blütezeit,  der  dritten  Periode  staatlicher  Entwicklung bilden 
sich  nach  seiner  Ansicht  die  Nationalstaaten  aus,  „es  streben  die  Staaten, 
grosse  einfache  Nationalstaaten  zu  werden",  so  schreibt  er2).  Die  Natio- 
nalität ist  es  auch,  die  in  der  uns  hier  interessierenden  Frage  für 
Welcker  von  grösster  Bedeutung  ist.  Sie  ist  es,  die  nach  seiner  Meinung 
die  Übereinstimmung  der  Willen  aller  Volksgenossen  möglich  macht  und  er- 
klärt. So  führt  er  aus 3) :  „Nur  da,  wo  gemeinschaftliche  Lebensverhältnisse 
und  gemeinschaftliche  Nationalität  eine  innere  Einheit  der  Lebensansichten, 
Lebenszwecke  und  Bestrebungen  hervorbringen,  nur  da  kann  ein  gesundes 
Leben  des  Staates  und  eine  wahre  unerschütterliche  Einheit  des  Willens 
gedacht  werden."  „Wahret",  so  ruft  er  daher  den  Deutschen  in  seiner 
Rede  im  Jahre  1814  zu4),  „wahret  endlich  besser  als  bisher  euere 
Deutschheit  als  das  höchste  unentbehrlichste  Band  als  die  einzig  sichere 
Grundlage  eueres  ganzen  Staatsbaues,  seines  irdischen  und  ewigen  Heils". 
Nur  da,  wo  die  nationale  Einheit  vorhanden  ist,  kann  sich  nach  seiner 
Ansicht  der  einheitliche  Wille  der  Volksgenossen  bilden. 

Damit  haben  wir  die  eigentlichen  Grundlagen  von  Recht  und  Staat, 
wie  sie  Welcker  annimmt,  gefunden.  Es  sind  nach  seiner  Ansicht 
die  einer  Nation  gemeinsame  sittliche  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit 
des  Staates  und  ihr  daraus  entspringender  übereinstimmender  Wille,  in 
einem  bestimmten  Staate  zu  leben.  Wir  sind  damit  zu  dem  Ausgangs- 
punkte zurückgekehrt,  an  den  uns  seine  Lehre  über  die  historische  Ent- 
wickelung  schon  geführt  hatte. 

Allein  damit  ist  noch  nicht  die  von  uns  zuletzt  behandelte  Frage 
beantwortet.  Wir  sahen  wohl,  dass  es  die  Nationalität  ist,  in  der  sich 
nach  We  Ickers  Ansicht  die  Einigung  der  Willen  vollzieht,  wir  haben 
jedoch  noch  keine  Erklärung  dafür,  wieso  Welcker  der  Nationalität 
eine  derartige  Bedeutung  beimisst.  Ging  er,  so  müssen  wir  uns  fragen, 
achtlos  an  der  Tatsache  vorüber,  dass  die  Willen  und  Ansichten  der 

x)  Yergl.  oben  S.  26  f. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  9,  S.  489. 

3)  „Kieler  Blätter",  Bd.  1,  S.  31. 

4)  „Deutschlands  Freiheit  usw."    Giessen  1814,  S.  58. 
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verschiedenen  Menschen  eines  Volkes,  selbst  soweit  sie  sich  auf  Recht 
und  Staat  beziehen,  durchaus  nicht  immer  übereinstimmen?  Bergbohm 
macht  es  schon  der  historischen  Schule  zum  Vorwurfe1),  dass  sie  in 
ihrer  Lehre,  dass  das  Recht  aus  dem  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  ab- 
zuleiten sei,  die  Verschiedenheit  der  menschlichen  Willen  zu  wenig  be- 
achtet habe,  und  dass  sie  daher  ebenso  wie  die  Naturrechtsphilosophen 
nicht  von  dem  Menschen  der  Erfahrung,  sondern  von  einer  Schablone 
der  Menschen  ausgehe.  Dieser  Einwand  scheint  der  Lehre  Welckers 
gegenüber  noch  berechtigter,  da  er,  wie  wir  sahen,  einen  consensus  omnium 
als  Grundlage  von  Recht  und  Staat  für  möglich  hält. 

Allerdings  wäre  es  durchaus  falsch,  seine  Lehre  etwa  dahin  auf- 
zufassen, dass  er  eine  fortwährende  Übereinstimmung  der  Willen  aller 
Volksgenossen  innerhalb  derselben  Nation  für  vorhanden  angesehen  habe. 
Er  verschliesst  sich  durchaus  nicht  der  Tatsache,  dass  die  Willen  der 
Menschen  auch  innerhalb  derselben  Nation  verschieden  sind,  ja  dass 
auch  der  jeweilige  Wille  der  Majorität  durchaus  nicht  immer  ein  sitt- 
licher Wille  ist.  Daher  bekämpft  er  auch  entschieden  die  Lehre  Rousseaus 
von  der  volonte  generale.  „Für  das  Preisgeben  der  eigenen  Freiheit 
soll  es  entschädigen so  schreibt  er  mit  Bezug  auf  diese  Lehre2),  „dass 
jeder  auch  zu  der  despotischen  Zerstörung  der  Freiheit  der  anderen 
mitwirken  kann  und  dadurch  die  täuschende  Hoffnung  erhält,  die 
Stimmenmehrheit  werde  nie  ungerecht  stimmen  können".  Infolgedessen 
nennt  er  auch  die  Verträge,  auf  die  Rosseau  die  Staaten  aufbaut,  „un- 
sittlich und  unvernünftig"  2). 

Der  Gedanke,  von  dem  W eicker  ausgeht,  ist  vielmehr  der,  dass 
die  Menschen  in  einer  bestimmten  Nation  bei  ruhiger  vernünftiger  Über- 
legung infolge  ihrer  sittlichen  Natur  und  nationalen  Übereinstimmung 
tatsächlich  nur  dasselbe  wollen  können,  dass  sie,  wenn  auch  durch 
Leidenschaft  und  Irrtum  ihr  wahrer  Wille  vorübergehend  verhüllt  sein 
kann,  doch,  zur  Ruhe  zurückgekehrt,  damit  einverstanden  sind,  dass  sie 
nach  diesem  Willen  behandelt  werden3).  Diese  Ansicht  lässt  sich  aus 
der  damaligen  Zeit  durchaus  erklären.  Sie  entspringt  aus  denselben  Grund- 
gedanken wie  die  Lehre  der  historischen  Schule  von  dem  Volksbewusst- 

*)  Bergbohm,  „Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie",  Bd.  1,  Leipzig  1892, 
Seite  493. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  186—187. 

3)  Vergl.  z.  B.  „Die  letzten  Gründe  "  S.  98:  Es  wird  keineswegs  voraus- 
gesetzt, dass  der  Mensch  immer  nur  sittlich  handle,  sondern  nur,  dass  er  im  allge- 
meinen eine  sittliche  Tendenz  und  Achtung  für  Sitte  und  Tugend  habe,  dass  er  in 
den  Zeiten  der  Besonnenheit  und  Ruhe  mithin  auch  bei  Bestimmung  seines  ganzen 
irdischen  Verhältnisses,  bei  Eintritt  in  Recht  und  Staat  nur  von  ihnen  ausgehe;  dass 
dieses  wenigstens  solange  vorausgesetzt  werden  müsse,  als  das  Gegenteil  nicht  er- 
hellt, in  welchem  Falle  er  überhaupt  für  die  Gemeinschaft  sittlicher  Menschen  ver- 
loren und  aller  Achtung  und  allen  Rechtes  unfähig  wäre. 
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sein 1).  Die  Einseitigkeit  beider  Lehren  ist  vor  allem  aus  der  Opposition 
gegen  den  Rationalismus  zu  verstehen.  Dieser  hatte  kein  Verständnis 
für  die  Regungen  des  individuellen  Volkslebens,  er  war  an  ihnen  achtlos 
vorübergegangen,  was  auch  allerdings  von  seinem  Standpunkte  aus,  wie 
wir  ihn  kennen  gelernt  haben,  durchaus  erklärlich  ist.  Erst  die  neu- 
aufkommende historische  Wissenschaft  hatte  für  diese  Erscheinungen 
ein  Auge,  erst  sie  erkannte,  dass  hier  eine  reiche  Quelle  für  das  Ver- 
ständnis der  Kultur  eines  Volkes  liegt;  nicht  nur  das  Recht,  sondern 
auch  alle  anderen  Zweige  des  Kulturlebens  suchte  man  mit  dem ,  was 
man  den  Volksgeist,  den  Geist  der  Zeit,  den  Volkswillen  nannte,  in  Be- 
ziehung zu  bringen2).  Dabei  ging  man  nun  andererseits  wieder,  was 
durchaus  zu  verstehen  ist,  zu  weit;  es  fehlten  eben  noch  die  nötigen 
Einzeluntersuchungen,  es  fehlte  auch  noch  die  Schulung  in  der  Beobach- 
tung sozialer  Erscheinungen,  die  Tendenz  zur  Konstruktion  der  mensch- 
lichen Psyche  war  unter  den  Wirkungen  des  Rationalismus  noch  zu  stark. 
Der  grosse  Gedanke  war  gefunden,  seine  Klärung  und  Durcharbeitung 
im  Einzelnen  musste  noch  vollzogen  werden.  Dazu  kam  auch,  dass 
gerade  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  die  nationalen  Volks- 
bewegungen eine  vorher  nicht  geahnte  Macht  angenommen  hatten.  In 
den  Befreiungskriegen  war  die  nationale  Begeisterung  in  hellen  Flammen 
emporgelodert,  ein  Wille  schien  die  ganze  Nation  zu  beseelen.  Es  folgten 
dann  die  Kämpfe  um  die  Durchführung  der  konstitutionellen  Verfassungen 
und  um  die  Schaffung  des  einheitlichen  deutschen  Nationalstaates.  Auch 
hier  schien  es  das  Volk  zu  sein,  in  dem  die  grossen  Gedanken  lebten 
und  wirkten. 

Alles  dies  wirkte  zusammen,  um  einen  Wandel  der  Anschauungen 
gegenüber  den  naturrechtlichen  Lehren  durchführen  zu  helfen.  Alles 
Grosse  und  Erhabene  glaubte  man  jetzt  vor  allem  in  der  individuellen 
Natur  des  ganzen  Volkes  zu  finden,  natürlich  vor  allem  in  der  des 
deutschen.  So  entstand  die  Ansicht,  dass  man  nur  dem  Volke  freie 
Bahn  zu  seiner  Betätigung  schaffen  müsse,  um  einem  ungeahnten  Schatz 
von  Kulturwerten  ans  Licht  zu  verhelfen.  „Auch  das  Volk  und  seine 
Kultur,  seine  Vereine,  seine  historischen  und  positiven  Religions-  und 
Rechts-  und  Staatsansichten  enthalten",  so  führt  W eicker  in  diesem 
Sinne  aus  3)  „Vernunft  und  vernünftige  Ideen,  vernünftige  höchste  Grund- 
sätze so  gut  als  eure  Philosophie,  welche  ihr  zuletzt  doch,  ohne  dass 
ihr  es  euch  klar  macht,  mit  individuellen  Zutaten  und  Irrtümern,  und 
mit  nur  subjektiv  gültiger  Beweisführung  von  der  Kultur  und  Vernunft 
eueres  Volkes  entlehnt."  Auch  die  grossen  Gegensätze  der  verschiedenen 

*)  Auf  die  Verschiedenheit  beider  Lehren  wird  unten  noch  näher  eingegangen, 
vergl.  S.  65  f. 

2)  Vergl.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte,  Bd.  1,  S.  312  ff. 

3)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  ßd.  10,  S.  599—600. 
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Theorien  werden  dann  verschwinden,  wenn  man  nur  des  Volkes  An- 
sichten zu  ergründen  sucht;  für  die  Volksüberzeugung  bestehen  diese 
nicht.  „So  vielseitig  und  praktisch  ist  die  Volksweisheit",  schreibt 
Welcker  einmal1),  „sie  weiss  überall  Idee  und  Form  und  Stoff,  sie 
weiss  scheinbar  Entgegengesetztes  organisch  zu  vereinigen.  Einseitige 
Schulweisheit  dagegen  zerreisst." 

Unter  dem  Einflüsse  dieser  Gedanken  ist  We Ickers  Lehre  ent- 
standen, unter  ihrem  Einflüsse  kam  er  zu  der  Ansicht,  dass  es  einen 
einheitlichen,  sittlichen  Willen  des  Volkes  gebe,  in  dem  die  Willen  aller 
einzelnen  Volksgenossen  sich  vereinigen. 

Wir  haben  oben  auf  die  Beziehungen  hingewiesen,  in  denen  die 
Lehre  Welcker s  von  den  Grundlagen  von  Recht  und  Staat  zu  den 
naturrechtlichen  Theorien  steht,  wir  müssen  jetzt  ihr  Verhältnis  zu  der 
historischen  Rechtschule  noch  etwas  näher  betrachten. 

Die  Ableitung  von  Recht  und  Staat  aus  dem  lebendigen  nationalen 
Willen  des  Volkes  war  für  Welcker  nur  möglich  durch  die  Erkennt- 
nis, dass  Recht  und  Staat  auch  gesellschaftliche  Gebilde  seien.  Infolge- 
dessen ist  er  auch  der  Ansicht,  dass  Recht  und  Staat  nicht  isoliert  be- 
trachtet werden  dürfen,  wie  dieses  von  Seiten  des  Naturrechts  geschieht, 
sondern  dass  sie  vielmehr  nur  aus  dem  Gesamtleben  der  Nation  ver- 
standen werden  können.  Auf  die  Konsequenzen,  welche  er  aus  dieser 
Auffassung  in  seiner  Lehre  für  den  Staat  zog,  kommen  wir  noch  zu- 
rück. Hier  soll  nur  noch  auf  die  Folgerungen,  welche  sich  ihm  aus 
dieser  Erkenntnis  für  die  Rechtslehre  ergaben,  kurz  eingegangen  werden. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  das  positive  staatliche  Recht  nach 
einer  Ergänzung  durch  ein  ausser  ihm  liegendes  Element  drängte.  Die- 
ses haben  wir  nur  für  Welckers  Lehre  gefunden,  es  ist  der  natio- 
nale Wille  des  Volkes,  das  von  dem  Volke  Gewollte  und  Anerkannte. 
Dieser  Wille  ist  nach  seiner  Ansicht  eine  Rechtsquelle,  wie  das  Volks- 
bewusstsein  es  nach  den  Lehren  der  historischen  Rechtsschule  ist.  In 
seinen  Schriften  lässt  sich  daher  durchgehends  das  Bestreben  beobachten, 
die  positive  Gesetzgebung  mit  Hilfe  des  nationalen  Willens  zu  inter- 
pretieren und  weiter  zu  bilden.  So  schreibt  er2)  „die  Wissenschaft  des 
allgemeinen  praktischen  Rechts  eines  Volkes  hat  ihr  eigentliches  Ele- 
ment in  dem  Leben  des  Volkes,  in  den  in  ihm  lebendigen  Rechtsge- 
danken, und  dieses  neuerdings  sogenannte  politische  Element  darf  auch 
bei  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  nie  abgestorben  sein."  Daher 
sieht  er  auch  die  einzige  Möglichkeit,  „die  anerkannten  Grundgebrechen 
unserer  heutigen  juristischen  Bildung"  zu  heilen,  in  dem  „juristischen 
Naturrechte".  Dieses  wird  nach  ihm  „historisch  philosophisch  aus  der 
Vernunft  freier  gesitteter  Völker,  logisch  konsequent  aus  der  Natur 


1)  Staatslexikon,  Bd.  6,  S.  176. 

2)  Heidelberger  Jahrbücher,  1818,  S.  794. 
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ihrer  erfahrungsmässig  gewollten  Friedensvereine"  entwickelt1).  Und 
weiter  gibt  er  diesem  Gedanken  Ausdruck,  wenn  er  ausführt2):  „Das 
Grösste  hat  der  deutsche  Juristenstand  zu  leisten  zur  Abwehr  grosser 
Gefahren  für  Fürst  und  Volk  und  zur  Befriedigung  der  Anforderungen 
und  Hoffnungen  unserer  ausserordentlichen  Zeit,  die,  wie  überhaupt 
Wohl  und  Wehe  des  Volkes  am  unmittelbarsten  seinen  Händen  vertraut 
sind.  Aber  er  wird,  er  kann  es  nur  leisten  durch  das  wahre  und  ganze, 
durch  das  lebendige,  das  freie  und  nationale  Recht.*  Dieser  nationale 
Wille  des  Volkes  wird  nach  seiner  Meinung  vor  allem  gefunden  „in  den 
unbezweifelt  von  allen  anerkannten  Grundsätzen  des  Rechts,  den  Grund- 
lagen seiner  Verfassung,  in  den  durch  seine  Vertreter  geäusserten  An- 
sichten und  in  dem,  was  seine  von  ihm  geliebten  Volksschriftsteller  als 
das  Gute,  Rechte  und  Notwendige  aussprechen. "  3) 

In  all  diesen  Ausführungen  lässt  sich  eine  grosse  Übereinstimmung 
mit  den  Lehren  der  historischen  Schule  nicht  verkennen.  Es  sei  nur 
an  Savigny  erinnert  sowie  an  die  Theorie  P u chtas ,  dass  „das  Recht 
der  gegenwärtigen  Weltzeit  seine  Grundlage  in  dem  nationalen  Be- 
wusstsein  hat,"4)  und  an  Beselers  Lehre  vom  Volksrecht,  das  „im 
Volksbewusstsein  lebt,  und  dessen  Kunde  daher  auch  zunächst  hier  zu 
suchen  ist."5) 

Infolge  dieser  Lehre  stimmt  auch  Welcker  in  der  Beurteilung 
der  staatlichen  Gesetzgebung  mit  der  historischen  Schule  im  wesent- 
lichen überein.  Wie  diese  gelangt  auch  er  zu  einer  Beschränkung  der 
Tätigkeit  des  Staates  auf  diesem  Gebiete.  Denn  „der  positive  Gesetz- 
geber macht  nie  das  Recht,  er  spricht  es  nur  aus6)".  Er  hat  nur  den 
von  dem  Volkswillen  produzierten  Rechtsstoff  zu  sammeln  und  zum 
klaren  Ausdrucke  zu  bringen,  er  hat  das  Recht,  „worüber  nur  im  All- 
gemeinen feste  Übereinkunft  möglich  war,  in  seinen  einzelnen  Folge- 
rungen zu  fixieren". 7)  Daher  haben  auch  die  Regierungen  und  Schrift- 
steller nach  seiner  Ansicht  „die  Aufgabe,  den  Volkswillen  auszulegen, 
ihn  von  einzelnen  Widersprüchen  mit  sich  selbst  zu  befreien,  nicht  erst 
die  Grundsätze  des  Rechtes  zu  schaffen".8)  In  dieser  Beziehung  kommt 
also  Welcker  von  denselben  Grundgedanken  wie  Savigny  und  seine 
Schule  ausgehend  zu  derselben  Beschränkung  der  staatlichen  Gesetz- 


System,  Einl.,  S.  XIX. 

2)  System  S.  724. 

3)  Kieler  Blätter,  Bd.  1,  S.  26. 

4)  „Gewohnheitsrecht",  2.  Teil,  1837,  S.  201. 

5)  Beseler,  „Volksrecht  und  Juristenrecht \  1843,  S.  117  ff. 

6)  „Die  letzten  Gründe  S.  85. 

7)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  84. 

s)  Kieler  Blätter,   Bd.  1,   S.  25,   vergl.  auch  Heidelberger  Jahrbücher,  1815, 
Seite  439. 
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gebung  wie  diese  'J).  In  anderer  Hinsicht  aber  weicht  er  in  dieser  Frage 
entschieden  von  den  Lehren  dieser  Schule  ab.  Es  hat  das  seinen  Grund 
in  einem  Umstände,  auf  den  schon  an  anderer  Stelle  hingewiesen  wurde, 
wir  wollen  nur  kurz  noch  einmal  darauf  eingehen,  weil  damit  der  grosse 
Gegensatz,  der  trotz  vieler  Berührungspunkte  zwischen  der  historischen 
Schule  und  Welcker  besteht,  zum  klaren  Ausdrucke  kommt. 

Merkel  macht  meines  Erachtens  mit  Recht  darauf  aufmerksam, 
dass  in  dem  Entwickelungsbegriffe  zwei  wesentliche  Bestandteile  enthalten 
sind,  nämlich  einerseits  das  Element  der  Veränderlichkeit  und  der  wirk- 
lichen Umwandlung,  was  er  das  Element  der  Metamorphose  nennt,  und 
andererseits  das  Element  der  Kontinuität2).  Beide  Elemente  treten  uns 
in  den  Lehren  der  historischen  Schule  und  W eickers  verschieden  stark 
betont  entgegen.  Bei  Savigny  und  seiner  Schule  prävaliert  das  letz- 
tere2), bei  Welcker  dagegen  steht  entschieden  das  erstere  im  Vorder- 
grunde. Es  hängt  das  mit  seiner  ganzen  Grundanschauung',  wie  wir  sie 
kennen  gelernt  haben,  auf  das  innigste  zusammen.  Wir  sahen  schon, 
dass  er  das  Nationale  vor  allem  in  dem  Willen  der  Individuen  sucht, 
wir  sahen  auch,  dass  es  nach  seiner  Ansicht  ein  sittliches  Postulat  ist, 
dass  dieser  Wille  der  Individuen  sich  durchringt  und  seiner  Beschaffen- 
heit gemäss  Recht  und  Staat  gestaltet.  Die  Folge  dieser  Auffassung  ist, 
dass  in  seiner  Lehre  trotz  aller  Sympathie  für  das  historisch  Gewordene 
das  Moment  der  Veränderung  eine  grosse  Rolle  spielt.  „So  wenig  das 
freie  sittliche  Volk,"  so  führt  er  in  diesem  Sinne  aus3),  „sich  von  seiner 
Vergangenheit  und  von  der  irdischen  Grundlage  des  Lebens  als  losge- 
rissen betrachten  darf,  so  sehr  soll  es  sich  doch  von  dem  Erwachen 
seiner  Freiheit  uud  Sittlichkeit  an  immer  als  geistig  wiedergeboren  be- 
trachten." Der  Stoff,  welcher  sich  dem  staatlichen  Gesetzgeber  zur  Be- 
arbeitung darbietet,  ist  daher  nachWelckers  Meinung  in  steter  Ent- 
wicklung begriffen,  er  ändert  sich  fortwährend  im  Laufe  der  Zeit,  und 
es  muss  daher  der  positive  Gesetzgeber  vor  allem  sich  zur  Aufgabe 
machen,  diesem  Wechsel  zu  folgen.    Daher  kommt  er  denn  auch,  so 


J)  Diese  Beschränkung  des  Staates  dem  Rechte  gegenüber  zeigt  sich  also,  wenn 
wir  die  obigen  Ausführungen  noch  einmal  zusammenfassen,  in  zweierlei  Richtung, 
zunächst  darin,  dass  nach  Welckers  Auffassung  der  Staat  an  einen  bestimmten 
Stoff,  den  er  gesetzgeberisch  zu  verarbeiten  hat,  gebunden  ist,  sodann  aber  auch 
darin,  dass  zur  Auslegung  der  staatlichen  Gesetze  nach  seiner  Ansicht  der  „nationale 
WiJle"  vor  allem  herangezogen  werden  soll.  Auch  das  letztere  ist  ganz  konsequent 
von  seiner  Grundauffassung  über  die  Grundlagen  des  Rechtes  und  des  Staates  aus. 
Hierauf  kann  aber  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen  werden.  Es  würde  das 
zwingen,  darzulegen,  inwiefern  die  methodische  Frage  über  die  Auslegung  der  Gesetze 
sich  in  wesentlicher  Hinsicht  erst  auf  den  Fragen  der  allgemeinen  Staatslehre 
aufbaut. 

'-)  Merkel  hinterlassene  Fragmente  usw.,  1.  Teil,  S.  47  ff. 
3)  Kieler  Blätter,  Bd.  1,  S.  18. 
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sehr  er  mit  der  historischen  Schule  über  die  Grundlagen  von  Recht  und 
Staat  übereinstimmt,  doch  zu  ganz  anderen  Konsequenzen  wie  diese; 
hier  ein  strenger  Konservativismus,  der  vor  allem  das  Gegebene  in 
Recht  und  Staat  zu  erhalten  sucht,  dort  ein  fortwährendes  Vorwärts- 
treiben und  Vorwärtsstreben;  hier  eine  Lehre,  die  in  den  politischen 
Kämpfen  der  Zeit  den  konservativen  Parteien  eine  theoretische  Grund- 
lage bot,  dort  eine  Lehre,  die  vor  allem  in  dem  liberalen  Bürgertume 
freudige  Aufnahme  fand.  „Nein,  stets  vorwärts,  in  immer  höherer  Ent- 
wicklung vorwärts  streben  muss  der  Mensch  und  der  Staat",  so  schreibt 
daher  We Icker1),  „oder  es  geht  augenblicks  rückwärts  in  der  allge- 
meinen Bewegung  des  Lebens,  um  so  schneller,  je  schneller  dieselbe, 
so  wie  die  unserer  jetzigen  Welt,  ist.  Ohne  dieses  höhere  Vorwärts- 
streben, welches  P 1  a  t  o  n  als  die  eigentlich  menschliche  Tugend  nur  dem 
alles  Mögliche  Wissenden  und  dem  nichts  Wissenden,  Gott  und  dem 
Tiere,  abspricht,  ohne  dieses  heilige  vestalische  Lebensfeuer  erlischt 
dem  Menschen  stets  das  wahrhaft  sittliche  und  humane  Leben. "  „Be- 
gegnet", so  ruft  er  daher  aus,  „allen  Gefahren  durch  entschiedenen  und 
kräftigen  Fortschritt." 

Wir  können  jetzt  nicht  auf  die  politischen  Konsequenzen  eingehen, 
die  Welcker  aus  seiner  Lehre  über  die  Grundlagen  von  Recht  und 
Staat  gezogen  hat.  Deren  Darstellung  kann  ohne  Zerreissung  des  Zu- 
sammenhanges erst  bei  der  Betrachtung  von  W e Ickers  Staatsrechts- 
lehre der  konstitutionellen  Monarchie  erfolgen.  An  dieser  Stelle  soll 
nur  auf  einige  Folgerungen  hingewiesen  werden,  soweit  sich  aus  ihnen 
unmittelbar  ein  klareres  Bild  der  soeben  dargestellten  Lehre  ge- 
winnen lässt. 

Der  Wille  des  Einzelnen  ist  die  Grundlage  des  Staates,  der  Wille 
des  Einzelnen  muss  daher  im  Staatsleben  zu  möglichst  ungehemmter 
Entfaltung  kommen.  Dieser  Wille  der  Einzelnen  ist,  wie  wir  sahen, 
nach  Welckers  Ansicht,  soweit  er  die  Grundlage  von  Recht  und  Staat 
bildet,  übereinstimmender  Wille  aller.  Es  gilt  daher,  dahin  zu  arbeiten, 
dass  dieser  übereinstimmende  Wille  möglichst  frei  sich  bilden  und  be- 
tätigen kann.  Er  tmdet  sich  nach  Welckers  Meinung  vorwiegend  in 
der  öffentlichen  Meinung.  Denn  diese  bilden  nach  seiner  Auffassung2) 
„die  mit  allen  tiefsten  Grundlagen  des  ganzen  höheren  Lebens  der 
Völker  harmonierenden,  auf  sie  gegründeten,  durch  den  harmonischen 
Lebenstrieb  immer  aufs  Neue  hervorgerufenen  Uberzeugungen  der  freien 
Völker,  des  eigentlich  wirksamen,  geistig  lebendigen  Teiles  derselben." 
Da  diese  wahre  öffentliche  Meinung  sich  nur  bilden  kann  bei  fort- 
währendem lebendigem  Gedankenaustausche,  so  ist  vor  allem  Versamm- 
lungsfreiheit, Vereinsfreiheit,  Freiheit  der  Petition  und  Pressfreiheit  zu 


1)  Staatslexikon,  ßd.  9,  S.  495  ff. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  9,  S.  492,  System  S.  434. 
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fordern.  Besonders  für  die  Pressfreiheit  ist  Welcker  während  sefner 
ganzen  politischen  Tätigkeit  immer  mit  Nachdruck  eingetreten.  ,,Denn 
Freiheit  der  Wahrheit,  Freiheit  der  Wahrheit  auf  ihrem  wichtigsten 
Wege,  Freiheit  ihrer  Erwerbung  und  Mitteilung  ist  Pressfreiheit.  We- 
sentlich ist  sie  für  die  sittliche  Entwickelung,  für  die  politische  Bildung 
und  Kraft  der  Staaten,  für  die  Freiheit  und  Rechte  der  Einzelnen  und 
der  Gesellschaften"  x). 

Die  Freiheit  der  öffentlichen  Meinung  allein  reicht  jedoch,  nach 
seiner  Ansicht  noch  nicht  aus,  um  den  individuellen  Willen  im  Staats- 
leben genügend  zur  Geltung  zu  bringen  und  der  individuellen  Freiheit 
die  nötige  Garantie  zu  verschaffen.  ,,Denn",  so  führt  er  aus 2)  ,,für 
das  Schicksal  des  Einzelnen  entscheidet  die  öffentliche  Meinung  oft  zu 
langsam,  und  es  kann  die  individuelle  Freiheit  auch  gegen  die  öffent- 
liche Meinung  selbst,  welche  nie  aus  dem  Urteile  aller  besteht,  selbst 
gegen  die  Ansicht  und  den  Willen  aller  übrigen  Bürger  eines  Schutzes 
bedürfen."  Daher  muss  jedem  einzelnen  Bürger  Gelegenheit  gegeben 
werden,  in  seiner  Sache  seinen  Willen  zum  Ausdruck  zu  bringen,  es 
muss  jeder,  und  diese  Forderung  ist  bezeichnend  für  die  politische 
Auffassung  der  damaligen  Zeit,  das  Hecht  der  Privatvorstellung  und 
Beschwerde  haben.  „Alle  Bürger  müssen  in  rechtlicher  Form  erst 
höheren  Behörden  und  zuletzt  dem  Regenten  frei  über  alle  sie  inte- 
ressierenden Regierungsgegenstände  ihre  Missbilligung  und  Gegengründe 
vortragen  können" 3).  Auf  diese  Weise,  meint  er,  würde  nicht  nur 
die  möglichst  genaue  Anwendung  des  allgemeinen  Willens  auf  den  kon- 
kreten Fall  hergestellt  und  der  individuellen  Ansicht  und  Willkür 
Einzelner  Schranken  gesetzt,  sondern  auch  den  Regenten  die  stete  Kunde, 
sowie  die  Beurteilung  und  Auslegung  des  allgemeinen  Willens  möglich 
gemacht  werden,  ohne  welche  die  freie  Einwilligung  der  Bürger  alle 
Realität  verliere. 

Aber  auch  so  ist  die  individuelle  Freiheit  immer  noch  nicht  ge- 
nügend geschützt.  Es  kann  sein,  dass  der  Wille  eines  Individuums 
von  dem  Willen  der  Gesamtheit  abweicht,  und  eine  Einigung  überhaupt 
nicht  möglich  ist.  Hier  hilft  nur  das  Recht  der  Lossagung  vom  Staate, 
die  uneingeschränkteste  Auswanderungsfreiheit.  „Mit  besonnener  ernst- 
licher Erklärung  des  erwachsenen  Bürgers,"  so  führt  er  aus4),  „dass 


*)  Vergl.  Welckers  Motion  auf  Einführung  vollkommener  Pressfreiheit  in 
C.  v.  Rottecks  „Geschichte  des  Badischen  Landtages  von  1831"  S.  225  ff.,  vergl. 
auch  den  Kommissionsbericht  über  Motion  auf  Herstellung  der  Pressfreiheit  vom 
26.  Juni  1846  in  den  Protokollen  über  die  Verhandlungen  der  2.  Badischen  Kammer, 
H.  7,  S.  184  f. 

2)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  95. 

3)  „Die  letzten  Gründe  .  .  .  .u  S.  93. 

4)  „Die  letzten  Gründe  S.  91. 
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Recht  und  Staat  in  der  bestehenden  Form  nicht  mehr  mit  seinem 
inneren  Gesetze  und  seinem  Willen  harmoniere,  ist  alles  objektive  Recht 
zwischen  ihm  und  dem  Staate  gelöst,  da  alle  Bedingungen  ferneren  Be- 
stehens gänzlich  fehlen.  Beide  stehen  bloss  mit  dem  Gewissen  oder 
dem  sinnlichen  Triebe  einander  gegenüber.  Möge  jeder  handeln,  wie 
ihm  diese  eingeben,  keiner  von  beiden  berufe  sich  noch  auf  ein  Recht 
gegen  den  andern ;  denn  alles  äussere  erkennbare  Recht  ist  gefallen, 
nur  Despotismus  könnte  ein  neues  aufzwingen  wollen.  Der  Staat  eile, 
einem  solchen  Menschen  die  Entfernung  zu  erleichtern,  oder  ihn  selbst 
zu  entfernen,  wenn  er  nicht  mehr  in  Frieden  mit  ihm  leben  zu  können 
glaubt/'  „Der  freie  auf  Achtung  gegründete,  und  nur  durch  sie  be- 
stehende Rechtsstaat  verkenne  seine  Würde  nie  so  sehr,  dass  er  den 
Menschen  durch  psychologischen  Zwang  irgend  einer  Art  zum  Sklaven 
seines  Gesetzes  machen,  das  edelste  und  freieste  Gut  der  Menschheit, 
sich  selbst,  zur  despotischen  Geissei  und  seine  freien  Bürger  zu  Leib- 
eigenen erniedrigen  möge."  Bezeichnend  für  Welckers  Gedankengänge 
sind  auch  die  Gründe,  welche  er  dem  Einwände,  dass  durch  ein  un- 
begrenztes Auswanderungsrecht  ein  dauerhafter  Bestand  der  Staaten 
unmöglich  sei,  entgegensetzt.  „Es  würden  die  Bürger",  so  schreibt 
er l)  ,, durch  tausendfältige  Bande  an  vaterländischen  Boden  gekettet, 
überzeugt,  dass  ein  Rechtsverhältnis  Grundbedingung  ihres  Heils,  überall 
aber  positive  Verfassung  unvollkommen  sei,  sich  durch  Moral  und  Nei- 
gung allermeist  bestimmen,  sich  lieber  ein  nur  halberträgliches  Gesetz 
des  Vaterlandes  als  ein  fremdes  zur  Pflicht  machen.  Der  Fond  von 
Pietät  und  Liebe  gegen  Vaterland  und  Regenten,  wenn  sie  nur  einiger- 
massen  liebenswürdig  sind,  ist  bei  unverdorbenen  Menschen  so  gross, 
dass,  einzelne  Fälle  ausgenommen,  der  Staat  auf  diese  Weise  nur  seine 
schlechteren  Bürger  verlieren  würde,  von  welchen  auf  gute  Weise  ge- 
reinigt zu  werden,  er  als  höchsten  Gewinn  anschlagen  sollte." 

Diese  Ausführungen  über  die  politischen  Konsequenzen,  welche 
W eicker  aus  seiner  Theorie  über  den  consensus  omnium  als  Grund- 
lage von  Recht  und  Staat  zog,  mögen  an  dieser  Stelle  genügen.  Sie 
zeigen  uns  schon,  wie  er  sich  vergeblich  abmüht,  in  der  Fülle  der  In- 
dividualitäten den  Willen  zu  finden,  in  dem  ein  consensus  omnium 
stattfindet.  Allein  diese  Erfahrung  hat  ihn  nicht  dazu  geführt,  seine 
Lehre  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  hin  einzuschränken.  Wir 
haben  darzulegen  versucht,  wie  dieses  zu  erklären  ist,  welchen  Einfluss 
hierbei  der  Glaube  an  die  Bedeutung  der  Nationalität  auf  ihn  ausübte, 
wie  er  infolgedessen  auch  trotz  seines  strengen  Individualismus  nicht 
zu  einer  Auseinanderreissung  der  Individuen,  sondern  im  Gegenteile  zu 
ihrem  festen  Zusammenschluss  gelangt.  Wir  werden  nun  im  Folgenden 
sehen,  wie  er  auf  Grund  dieser  Ansicht  auch  zu  einer  Staatsauffassung 


J)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  97. 
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gelangt,  die  sich  nicht  nur  nicht  als  staatsauflösend  darstellt,  sondern 
die  vielmehr  in  vieler  Beziehung  der  Bedeutung  des  Staates  weit  mehr 
wie  die  eines  grossen  Teiles  der  naturrechtlichen  Schriftsteller  gerecht 
zu  werden  sucht. 

§  5.  Der  Zweck  des  Staates. 

Wir  haben  im  vorigen  §  gesehen,  wie  Welcker  von  seiner  streng 
individualistischen  Grundlage  aus  Kecht  und  Staat  ableitet.  Damit 
haben  wir  jedoch  erst  eine  Seite  des  grossen  Problems  seiner  Staats- 
lehre, des  Verhältnisses  nämlich  von  Staat  und  Individuum,  kennen 
gelernt.  Denn  nicht  nur  umfasst  dieses  Problem  die  Frage,  wie  sich 
das  Dasein  des  Staates  von  dem  Standpunkte  des  Einzelindividuums  aus 
erklären  lässt,  es  muss  auch  weiter  betrachtet  werden,  wie  sich  der 
Staat  zu  dem  Einzelindividuum  verhält.  Damit  kommen  wir  zu  der 
Lehre  von  dem  Zwecke  des  Staates. 

Diese  Lehre  stand  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  im 
Mittelpunkte  der  staatswissenschaftlichen  Diskussion l).  Das  ist  auch 
durchaus  erklärlich.  Ist  doch  kaum  eine  andere  Frage  der  allgemeinen 
Staatslehre  von  so  grosser,  unmittelbarer,  praktischer  Bedeutung  wie 
diese.  Mussten  doch  hier,  wo  es  sich  darum  handelt,  für  die  freie 
Tätigkeit  des  Staates  die  Bahnen  zu  finden,  die  grossen  Gegensätze, 
welche  die  damalige  Staatslehre  beherrschten,  zum  schroffsten  Ausdrucke 
kommen;  in  dieser  Lehre  erhält  die  Rechtfertigungslehre  erst  ihre 
Grundlage  und  ihren  praktischen  Prüfstein.  Allein  nicht  nur  diese 
mehr  für  den  Politiker  in  Betracht  kommenden  Gründe  geben  der 
Zwecklehre  für  die  damalige  Staatslehre  ihre  grosse  Bedeutung,  auch 
der  juristische  Dogmatiker  war  damals  entschieden  mehr  als  heute  ge- 
zwungen, sich  mit  diesem  Probleme  auseinanderzusetzen.  Denn,  wenn 
man  auch  über  die  Frage  streiten  kann,  ob  der  Zweck  eines  Rechts- 
instituts zur  juristischen  Begriffsbildung  unmittelbar  verwandt  werden 
kann2),  so  ist  es  doch  zweifellos,  dass  die  dogmatische  Erkenntnis  erst 
dann  mit  Erfolg  begonnen  werden  kann,  wenn  das  betreffende  Rechts- 
institut in  allen  seinen  Beziehungen,  und  hierzu  gehört  nicht  zum  min- 
desten der  Zweck,  dem  es  zu  dienen  bestimmt  ist,  durchforscht  ist. 
Solange  man  daher  über  den  Zweck  des  Staates  im  Unklaren  war, 
konnte  man  auch  dessen  Wesen  nicht  richtig  erfassen.    Wir  werden 


*)  Jellinek,  „Allgemeine  Staatslehre",  S.  223. 

2J  Vergl.  über  diese  Frage  Laband,  „ Archiv  für  öffentliches  Recht",  Bd.  2 
1887,  S.  317  und  Bernatzik,  „Kritische  Studien  über  den  Begriff  der  juristischen 
Person  und  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Behörden  insbesondere",  Archiv  für 
öffentliches  Hecht,  Bd.  5,  S.  202. 
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daher  auch  bei  Welcker  sehen,    wie  seine  Lehre  vom  Zwecke  des 
Staates  grundlegend  für  seine  ganzen  weiteren  Ausführungen  ist. 

Seine  Lehre  auf  diesem  Gebiete  war  durchaus  nicht  mit  der  herr- 
schenden Lehre  seiner  Zeit  übereinstimmend1). 

Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  standen  die  wissenschaftlichen 
Ansichten  über  den  Zweck  des  Staates  unter  Kants  beherrschendem 
Einflüsse.    Der  Staat  hat  die  Aufgabe,  das  Recht  zu  verwirklichen;  in 
dieser  Tätigkeit  erfüllt  sich  sein  ganzer  Zweck.    Das  war  die  Lehre, 
welche  er  vortrug2).    Der  grosse  Anklang,  den  sie  fand,  lässt  sich  nur 
historisch  als  ein  Rückschlag  des  Individualismus  gegen  das  Bevormun- 
dungssystem des  Polizeistaates  verstehen.    In  der  Sorge  für  das  allge- 
meine Wohl  hatte  dieser  immer  mehr  Zweige  des  individuellen  Lebens 
seiner  regelnden  Fürsorge  unterworfen,  bis  es  zuletzt  kaum  noch  ein 
Gebiet  gab,  in  das  der  Staat  sich  nicht  einmischen  zu  müssen  glaubte. 
Wie  eine  Last  legte  sich  diese  Staatstätigkeit  überall  auf  die  Kräfte 
des  Einzelnen.    Freiheit  vom  Staate  wurde  so  die  allgemeine  Losung. 
„Die  Menschen  werden",  so  schreibt  damals  Humboldt3),   „bei  der 
Einmischung  des  Staates  um  der  Sache,  die  Kräfte  um  der  Resultate 
willen  vernachlässigt."    „Der  Staat  enthalte  sich",  so  lautet  daher  seine 
Forderung4),  „aller  Sorgfalt  für  den  positiven  Wohlstand  der  Bürger 
und  gehe  keinen  Schritt  weiter  als  zu  ihrer  Sicherstellung  gegen  sich 
selbst  und  gegen  auswärtige  Feinde  notwendig  ist;  zu  keinem  anderen 
Endzweck  beschränke  er  ihre  Freiheit."   Nach  dieser  Lehre  ist  also  der 
Staat  nur  ein  Mittel,  um  dem  Individuum  die  möglichst  ungestörte  Be- 
tätigung seiner  Kräfte  zu  sichern.    Dass  sie  sich  nicht  auf  die  Dauer 
behaupten  konnte,  ist  klar.    Nachdem  sie  ihre  grosse  Aufgabe  erfüllt 
hatte,  zu  zeigen,  dass  dem  Staate  für  seine  Tätigkeit  ein  für  allemal 
unüberwindliche  Schranken  gezogen  sind,  musste  sie  weichen.   So  gross 
auch  der  Eindruck  war,  den  diese  Lehre  gemacht  hat,  praktisch  ist  sie 
trotzdem  in  keinem  Staate  je  vollständig  verwirklicht  worden.  Daher 
ist  es  auch  bezeichnend,  dass  einer  der  ersten,  der  sie  wissenschaftlich 
bekämpfte,  Gönner  war;  ihm,  der  von  der  empirischen  Betrachtung 
des  Staatslebens  ausging,  wollte  es  nicht  einleuchten,  dass  in  dem 
Rechtsschutze  die  ganze  Staatstätigkeit  sich  erschöpfen  sollte5).  So 
waren  es  auch  weniger  theoretische  Deduktionen  als  vielmehr  die  ge- 
schichtlichen Ereignisse,  die  zur  weiteren  erfolgreichen  Bekämpfung  der 


x)  Vergl.  Frdr.  Murhard,  .Zweck  des  Staates",  Göttingen  1832,  S.  312  ff. 

2)  Vergl.  metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre,  §§  45,  49. 

3)  „Ideen  zum  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  desStaates  zu  bestimmen", 
1792,  S.  32. 

4)  a.  a.  0.,  S.  35. 

5)  Vergl.  Koch,  „ Nikolaus  Thaddäus  von  Gönners  Staatslehre"  a.  a.  0. 
S.  4  ff.,  insbesondere  S.  14  ff. 
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Kant  sehen  Lehre  den  Anlass  gaben.  Als  nach  den  Schlachten  von 
Jena  und  Auerstedt  der  preussische  Staat  zusammengebrochen  war,  da 
erkannte  man,  dass  in  diesem  Staate  nicht  nur  eine  Rechtsanstalt  dem 
Untergange  nahe  gebracht  war,  sondern  dass  die  ganze  Kultur  des 
Volkes  mit  dem  Leben  des  Staates  auf  das  innigste  verknüpft  und  ver- 
wachsen war.  Jetzt  aber  war  den  deutschen  Staaten  alle  Betätigungs- 
möglichkeit genommen,  der  Druck  des  Napoleonischen  Regiments  lastete 
zu  schwer  auf  ihnen.  „Unsere  Verfassungen  wird  man  uns  machen", 
so  führte  damals  Fichte  in  seinen  Reden  an  die  deutsche  Nation  aus1), 
„unsere  Bündnisse  und  die  Anwendung  unserer  Streitkräfte  wird  man 
uns  anzeigen,  ein  Gesetzbuch  wird  man  uns  leihen,  selbst  Gericht  und 
Urteilsspruch  und  die  Ausübung  derselben  wird  man  uns  zuweilen  ab- 
nehmen, mit  dieser  Sorge  werden  wir  für  die  nächste  Zukunft  verschont 
bleiben."  Nur  auf  einem  Gebiete  kann  der  Staat  seinen  Beruf  noch 
erfüllen,  hier  hat  er  noch  freie  Betätigungsmöglichkeit.  „Bloss  an  die 
Erziehung  hat  man  nicht  gedacht",  so  fährt  er  fort.  Sie  muss  der 
Staat  in  die  Hand  nehmen.  „Möchte  der  Staat  und  alle,  die  denselben 
beraten,  es  wagen",  so  mahnt  er  daher2),  „seine  eigentliche  dermalige 
Lage  ins  Auge  zu  fassen  und  sich  zu  gestehen ;  möchte  er  lebendig 
einsehen,  dass  ihm  durchaus  kein  anderer  Wirkungskreis  übrig  gelassen 
ist,  in  welchem  er  als  ein  wirklicher  Staat  ursprünglich  und  selbständig 
sich  bewegen  und  etwas  beschliessen  könne,  ausser  diesem  der  Erziehung 
kommender  Geschlechter."  Diesen  Gedanken  hatte  der  preussische  Staat 
in  den  Jahren  1807  bis  1813  zu  verwirklichen  gesucht,  und  die  Früchte 
dieses  Bemühens  hatten  sich  in  den  Befreiungskriegen  anscheinend  schon 
gezeigt. 

Unter  diesen  Eindrücken  ist  Welckers  erste  Schrift  entstanden. 
Nach  dem,  was  wir  bisher  von  seinen  Ideengängen  dargestellt  haben, 
kann  es  uns  nicht  erstaunen,  dass  er  entschieden  über  die  in  der  Staats- 
lehre herrschende  Lehre  hinausging  und  den  Fi  cht  eschen  Gedanken 
von  der  Erziehungsaufgabe  des  Staates  mit  Begeisterung  ergriff.  Diese 
Lehre  entsprach  vollständig  seinem  strengen  Individualismus.  Denn  wie 
bei  Kant  und  seiner  Schule  ist  ja  auch  bei  Fichte  das  Einzelindivi- 
duum der  Zweck  des  Staates,  der  Staat  nur  ein  Mittel  im  Dienste  des 
Einzelindividuums,  allerdings  ist  er  nicht  mehr  ein  blosses  Mittel  für 
die  äussere  Sicherheit  des  Einzelnen,  er  ist  zu  einem  Mittel  für  dessen 
sittliche  Ausbildung  geworden.  Aber  auch  dieser  Gedanke  entsprach 
vollständig  Welckers  Grundansichten,  denn  diese  wurzeln  ja,  wie  wir 
sahen,  darin,  dass  es  höchster  Zweck  des  Lebens  sei,  dass  der  Einzelne 
sich  sittlich  immer  mehr  ausbilde  und  vertiefe. 

J)  Joh.  Gottl.  Fichtes  „Populär -philosophische  Schriften",  herausgegeben 
von  J.  H.  Fichte,  Berlin  1846,  Bd.  2,  11.  Rede,  S.  433. 
2)  a.  a.  0.  S.  432. 
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So  führt  er  denn  schon  im  Jahre  1813  aus1):  „Wenn  auch  der 
Staat  aus  dem  objektiven  Rechte  abgeleitet  und  zunächst  um  seinet- 
willen begründet  ist,  so  soll  damit  keineswegs  gesagt  sein,  class  dieses 
der  einzige  Grund  und  Zweck  seiner  Entstehung  nach  dem  Vernunft- 
gesetze sei,  sondern  es  ist  damit  nur  die  Form  einer  sittlichen  Gemein- 
schaft und  Wechselwirkung  moralischer  Individuen  angegeben  

Durchaus  aber  kann  damit  nicht  die  Wirksamkeit  der  Einzelnen  und 
des  Staates  geschlossen  sein.  Wie  die  Menschen  überall  und  jeden 
Augenblick  unter  dem  ganzen  Sittengesetze  stehen,  und  die  Idee  des 
Absolut-Guten  in  allen  ihren  Handlungen  sich  spiegeln  soll,  so  auch  in 
ihrem  Handeln  im  Staate  und  im  Handeln  des  Staates  selbst."  Des 
Näheren  bestimmt  er  die  Aufgabe  des  Staates  dann,  indem  er  schreibt2): 
„Durch  Erziehung,  Schutz  der  Religion,  moralische,  ästhetische  und 
wissenschaftliche  Bildung  soll  der  Staat  kräftig  wirken. u  Bei  der  Er- 
ziehungsaufgabe des  Staates  blieb  er  jedoch  nicht  stehen,  so  bezeichnete 
er  schon  damals  als  Endzweck  des  Staates  „möglichste  Erreichung  der 
Tugend  und  Humanität  und  durch  sie  der  Glückseligkeit  aller"  3).  Diesen 
Gedanken  hat  er  jedoch  in  seinem  ersten  Werke  noch  nicht  des  Näheren 
ausgeführt,  erst  in  seinen  späteren  Schriften  hat  er  ihn  zu  vertiefen 
gesucht  und  ist  so  in  immer  grösseren  Gegensatz  zu  der  Kant  sehen 
Schule  geraten. 

Dass  Welcker  so  zu  einer  sehr  weiten  Ausdehnung  der  Staats- 
aufgaben gelangte,  hat  zweifellos  zunächst  etwas  Befremdendes.  Er, 
der,  wie  wir  oben  sahen,  im  strengen  Individualismus  noch  über  die 
Lehren  des  Vernunftrechts  hinausging,  tritt  einer  Lehre  entgegen,  die 
gerade  nur  als  Protest  des  strengen  Individualismus  gegen  die  Staats- 
gewalt sich  erklären  lässt.  Gründe  der  verschiedensten  Art  wirkten 
hier  zusammen. 

Schon  die  Beobachtung  der  ihn  umgebenden  staatlichen  Welt  war 
geeignet,  ihn  in  die  neuen  Bahnen  zu  drängen.  War  es  doch  damals 
nicht  nur  die  Zeit,  in  der  der  Staat  mit  dem  grössten  Erfolge  auf  das 
ganze  geistige  und  sittliche  Leben  des  Volkes  einzuwirken  suchte,  es 
war  auch  die  Zeit,  in  der  die  Staaten  die  grössten  Opfer  von  ihren 
Angehörigen  verlangt  hatten.  Nur  dadurch,  dass  alle  Volksklassen  ihre 
ganze  Existenz  auf  das  Spiel  gesetzt  hatten,  war  es  möglich  gewesen, 
die  Befreiungskriege  erfolgreich  durchzuführen.  Musste  sich  da  nicht 
die  Frage  aufdrängen,  wozu  alle  die  Opfer  für  einen  Staat,  der  nur 
ein  Mittel  für  die  Erhaltung  der  Existenz  des  Einzelnen  sein  soll.  Der 
Staat  musste,  wenn  die  Völker  nicht  durchaus  mit  ihren  Ideen  auf  Ab- 
wegen waren,  einen  höheren  Wert  darstellen,  für  den  sich  zu  opfern, 

1)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  98. 

2)  „Die  letzten  Gründe  ■  S.  99. 

3)  „Die  letzten  Gründe  u  S.  101. 
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es  auch  einen  Sinn  hatte.  „Die  Glieder  des  Staates  kämen",  so  führt 
Welcker  diesen  Gedanken  aus1),  „mit  ihrer  eigenen  Selbstständigkeit 
und  höchsten  Bestimmung,  falls  dieselben  nicht  in  dem  Staatszweeke 
enthalten  wären,  dadurch  in  unauflösbaren  logischen  Widerspruch,  dass 
sie  eine  souveräne  Gewalt  des  Staates  über  Leben  und  Tod,  eine  Ab- 
hängigkeit der  Jugend  und  Volkserziehung,  und  des  Lebensschicksales 
von  seinen  Gesetzen  und  Einrichtungen,  und  die  sittliche  und  Rechts- 
pflicht der  Aufopferung  für  sie,  für  das  Vaterland  anerkennen.  Dieses 
alles  wäre  ja  alsdann  einerseits  ein  beständiges  Aufgeben  jener  ihrer 
eigenen  Selbständigkeit  und  höchsten  Bestimmung,  es  wäre  zugleich 
auch  eine  Hingabe  des  Zweckes  für  das  Mittel,  wenn  der  Staat,  dem 
sie  doch  alles  unterordnen  und  opfern,  ein  blosses  Mittel  nur  für  einen 
untergeordneten  Zweck,  etwa  für  die  äussere  Sicherheit  wäre." 

Aber  auch  die  Staaten  selbst  hatten  sich  geändert  oder  standen 
doch  wenigstens,  als  Welcker  seine  Lehre  ausbaute,  vor  einer  grossen 
Umwälzung.  Die  absolute  Monarchie  mit  ihrem  Beamtenheere  das  war 
der  Staat,  den  man  gefürchtet  hatte;  auf  den  neuen  konstitutionellen 
Staat  dagegen  setzte  man  alle  Hoffnung,  in  ihm  sah  man  nicht  mehr 
die  fremde  Macht,  die  dem  Einzelnen  entgegentritt,  ihn  einschränkt 
und  an  der  Entfaltung  seiner  Kräfte  hindert,  in  ihm  sollte  vielmehr 
das  ganze  lebendige  Leben  der  Nation  sich  verkörpern  und  ausleben. 
Wie  sehr  dieser  Gedanke  We Ickers  Staatslehre  beherrscht,  werden 
wir  noch  im  weiteren  Verlaufe  der  Darstellung  sehen,  hier  sollte  auf 
dieses  Moment  nur  kurz  hingewiesen  werden,  weil  es  zweifellos  zum 
nicht  geringen  Teile  den  Wandel  in  der  Ansicht  über  den  Zweck  des 
Staates  begünstigte. 

Aber  nicht  nur  diese  unmittelbar  aus  der  Beobachtung  der  tat- 
sächlichen staatlichen  Verhältnisse  genommenen  Gründe  waren  es,  die 
Welcker  veranlassten,  der  herrschenden  Lehre  entgegenzutreten,  es 
kamen  auch  Gründe  hinzu,  die  aus  seinen  ganzen  Ansichten  sich  er- 
gaben. 

„Die  Sicherheit  ist  das  Einzige,  was  der  Mensch  mit  seinen  Kräften 
nicht  zu  erlangen  vermag",  so  hatte  noch  Humboldt  geschrieben2). 
Die  ganze  Selbstüberschätzung  eines  starken  Individualismus  spricht  sich 
in  diesen  Worten  aus.  Welcker  teilt  trotz  seines  strengen  Individualis- 
mus diese  Auffassung  nicht.  Sein  Individualismus  hat  eben  einen  an- 
deren Charakter.  Der  Rationalismus  und  die  von  ihm  beeinflussten 
Richtungen  sahen,  wie  wir  das  oben  auseinandergesetzt  haben,  in  dem 
ganzen  gesellschaftlichen  Leben  nur  isoliert  nebeneinanderstehende  Indi- 
viduen.   Infolgedessen  entgingen  ihm  auch  alle  die  zahlreichen  Bande, 

J)  Staatslexikon,    2.  Aufl.,    Bd.  12,   S.  366.    In  demselben  Sinne  schreibt  er 
auch  schon  „System..."  S.  100  und  ferner  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  45. 
2)  Humboldt,  „Ideen  zum  Versuche  usw."  S.  43. 
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welche  bewusst  oder  unbewusst  die  einzelnen  Menschen  und  Zeiten  mit- 
einander verbinden,  die  sie  beeinflussen  und  ihre  Tätigkeit  bestimmen. 
Von  dieser  Auffassung  weicht  Welcker  entschieden  ab.  Er  geht,  wie 
das  dargestellt  wurde,  aus  von  dem  lebendigen  Menschen,  von  dem 
Menschen,  wie  er  unter  dem  Einflüsse  seines  Volkes  und  seiner  Zeit 
sich  entwickelt  hat.  Wenn  er  nun  auch  die  Frage  nach  dieser  Ab- 
hängigkeit des  Einzelindividuums  nicht  näher  untersucht  hat,  so  hat  er 
doch  soviel  klar  erkannt,  dass  die  Einzelindividuen  nicht  nur  in  ihrer 
Charakterbildung  sich  gegenseitig  beeinflussen,  sondern  dass  auch  in 
ihrem  Arbeiten  und  Wirken  im  gesellschaftlichen  Leben  ein  fortwäh- 
rendes Ineinandergreifen  der  Kräfte  stattfindet,  dass  es  infolgedessen 
auch  nicht  richtig  ist,  zu  meinen,  der  Einzelne  könne  in  seiner  Isolie- 
rung die  möglichste  Vollkommenheit  erreichen,  sondern  dass  dieses  nur 
durch  Zusammenwirken  aller  möglich  ist. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  auch  erklärlich,  dass  ihn  das 
Studium  griechischer  und  römischer  Schriftsteller  in  dem  Gedanken  be- 
stärkte, der  Zweck  des  Staates  müsse  möglichst  erweitert  werden.  „Bei 
ihnen  erscheint  der  Staat, u  so  schreibt  er1),  „als  der  lebendige  allumfassende 
Menschenverein  mit  dem  allgemeinen  Menschheitszwecke,  mit  dem  Zwecke, 
die  ganze  virtus  oder  salus  populi,  das  sittliche  und  glückseelige 
Leben  wie  Aristoteles  oder  das  honeste  et  beate  vivere,  wie  Cicero  sagt, 
zu  verwirklich en". 

Alle  diese  Momente  haben  zweifellos  auf  Welcker  bei  Ausbildung 
seiner  Lehre  vom  Zwecke  des  Staates  eingewirkt,  sie  veranlassten  ihn, 
bewusst  über  Kant  hinauszugehen.  „Wäre  der  Staat",  so  führt  er  gegen 
diesen  aus2),  „lediglich  eine  äussere  Sicherungs-  und  Zwangsanstalt,  so 
hätte  er  auch  nur  einen  sehr  bedingten  untergeordneten  Nützlichkeitswert, 
nicht  den  absoluten,  nicht  die  hohe  Würde,  welche  alle  Völker  ihm  bei- 
legten". Trotz  dieser  Bekämpfung  der  Kant  sehen  Lehre  und  trotz  der 
hohen  Bedeutung,  welche  er  dem  Staate  beilegte,  hielt  er  sich  doch 
ebenso  von  der  anderen  extremen  Lehre  frei,  wie  sie  sich  damals  unter 
dem  Einflüsse  von  Schelling  und  Hegel  entwickelte.  Schon  im  Jahre 
1803  hatte  Schelling  gelehrt3):  „Überhaupt  aber  kann  allen  bisherigen 
Versuchen  die  Abhängigkeit  ihres  Bestrebens  vorgeworfen  werden,  näm- 
lich eine  Einrichtung  des  Staates  zu  ersinnen,  damit  jenes  oder  dieses 

erreicht  werde   Alle  wahre  Konstruktion  ist  ihrer  Natur  nach 

absolut  und  immer  nur  auf  Eines  auch  in  der  besonderen  Form  gerichtet. 
Sie  ist  z.  B.  nicht  Konstruktion  des  Staates  als  solchen,   sondern  des 


])  System  S.  64. 

'-')  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  45. 

3)  „Vorlesungen  über  die  Methode  des  akademischen  Studiums."  Sämtliche 
Werke.  1.  Abt.,  Bd.  5,  S.  316. 
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absoluten  Organismus  in  der  Form  des  Staates.  Diesen  konstruieren 
heisst  also  nicht,  ihn  als  Bedingung  der  Möglichkeit  von  irgend  etwas 
Äusserem  fassen,  und  übrigens,  wenn  er  nur  vorerst  als  das  unmittelbare 
und  sichtbare  Bild  des  absoluten  Lebens  dargestellt  ist,  wird  er  auch 
von  selbst  alle  Zwecke  erfüllen:  wie  die  Natur  nicht  ist,  damit  ein 
Gleichgewicht  der  Materie  sei,  sondern  dieses  Gleichgewicht  ist,  weil  die 
Natur  ist".  Diese  Lehre  hatte  zum  ersten  Male  wieder  mit  Nachdruck 
gegenüber  dem  Individualismus  die  Idee  vertreten,  dass  der  Staat  ein 
Selbstzweck  sei,  dass  er  nicht  erst  gerechtfertigt  werden  müsse  durch 
die  Aufgaben,  die  er  im  Dienste  des  Einzelnen  erfüllt ').  Diesem  Gedanken 
hat  dann  H  e  g  e  1  s  Lehre  einen  gewaltigen  Ausdruck  verliehen,  denn  hier 
ist  der  Staat  „die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee" 2).  Der  Staat  ist 
nicht  für  das  Einzelindividuum  da,  sondern  er  hat  seinen  Wert  in 
sich  und  steht  so  über  der  Einzel -Persönlichkeit3).  Soweit  konnte 
We Icker  nicht  gehen,  ohne  seinen  individualistischen  Standpunkt  auf- 
zugeben. „Die  Staatsidee",  so  schreibt  er  in  diesem  Sinne4),  „stehe  an- 
geblich über  den  Zwecken  und  Rechten  der  Bürger.  Alle  Staatszwecke 
und  Rechte  aber  gehören  allen  Bürgern  und  ihren  Gemeinschaften  an. 
Diese  selbst  wollen  und  sollen  freilich  durch  die  besondere  Gestalt  ihres 
Vereins  der  menschlichen  Kultur  nützen.  Der  Staat  besteht  nur  durch 
die  Bürger  und  ihre  Rechte  und  Zwecke  und  für  sie,  nicht  zu  deren 
Beeinträchtigung  für  minderwertige  und  eigene".  Für  jeden  strengen 
Individualismus  wird  es  immer  nur  möglich  sein,  den  sittlichen  Wert 
des  Staates  aus  dem  sittlichen  Werte  der  ihn  bildenden  Menschen  mit- 
hin daraus  abzuleiten,  was  er  für  den  Einzelnen  leistet;  jede  weitere 
sittliche  Verherrlichung  des  Staates  insbesondere  die  um  seiner  selbst- 
willen  setzt  eine  von  der  individualistischen  durchaus  verschiedene 
ethische  Grundauffassung  voraus,  eine  solche  nämlich,  welche  nicht  die 
Verwirklichung  der  sittlichen  Werte  in  erster  Linie  in  dem  Willen  der 
Einzelnen,  sondern  vielmehr  in  einem  bestimmten  Aufbaue  des  Welt- 
ganzen sucht. 

Von  dem  Einzelindividuum  geht  also  Welckers  Zwecklehre  aus. 
Aus  seinen  Zwecken  und  Aufgaben  leitet  er  die  des  Staates  ab.  Die 


*)  Allerdings  hat  Sehe  Hing  selbst  diesen  Gedanken  später  wohl  eingeschränkt. 
Vergl.  „historisch  krit.  Einl.  in  die  Philosophie  der  Mythologie."  Sämtliche  Werke, 
2.  Abt.,  Bd.  1,  23  Vorl.,  S.  550—552.  Hier  heisst  es  u.  a. :  denn  sofern  Grundlage, 
ist  er  (der  Staat)  nicht  Zweck,  aber  ewiger,  d.  h.  nicht  aufzuhebender  noch  in  Frage 
zu  stellender  Ausgangspunkt  zum  höheren  Ziele  allen  geistigen  Lebens. 

2)  „Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts"  in  Hegels  Werken,  Bd.  8, 
S.  305,  §  257. 

3)  Vergl.  Fickler  in  der  „Zeitschr.  f.  Philosophie  u.  philos.  Kritik",  Bd.  123, 
S.  22  ff.    Stahl,  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  466. 

4)  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  13,  S.  513. 


76 


sittliche  Pflicht  stellt  dem  Einzelnen  Aufgaben,  zu  deren  Erfüllung  er 
in  seiner  Vereinzelung  nicht  in  der  Lage  ist,  sei  es,  weil  ihm  die  Kräfte 
dazu  fehlen,  oder  weil  diese  Pflichten  sich  gerade  auf  das  Leben  in  der 
Gemeinschaft  beziehen.  „Grosse  und  edle  unsterbliche  Gedanken  und 
Zwecke",  so  schreibt  er  in  diesem  Sinne1),  „hegt  der  Mensch.  Aber  er 
ist  für  sich  allein  sie  zu  erreichen  zu  schwach,  seine  Lebensdauer  zu 
kurz.  Er  verbindet  sich  daher  mit  gleichgesinnten  Mitmenschen  für 
dieselben,  und  Recht  und  Politik  geben  nun  diesem  Vereine  eine  so 
innige  und  dauernde,  kräftige  und  harmonische  Gestaltung,  dass  er  wie 
ein  grosser,  ein  unsterblich  dauernder  Mensch  diese  Ideen  und  Zwecke 
fördern,  dass  darin  die  vergangenen,  die  gegenwärtigen  und  künftigen 
Geschlechter  sich  zu  einem  Ganzen  verbinden ,  und  die  gegenwärtigen 
ihren  Dank  gegen  die  vergangenen  an  die  zukünftigen  zahlen  können"  2). 
In  den  Gemeinschaften  und  mit  deren  Hilfe  ist  es  also  den  Menschen 
erst  möglich ,  den  ganzen  Kreis  ihrer  sittlichen  Aufgaben  zu  erfüllen. 
Die  erhabenste  und  mächtigste  dieser  Gemeinschaften  ist  nun  der  Staat; 
nur  als  Glieder  des  Staates  sind  die  Individuen  daher  nach  Welckers 
Ansicht  in  der  Lage,  ihren  vollen  sittlichen  Wert  sich  zu  erringen;  sein 
bestes  Sein  und  Tun,  seine  teuersten  Güter,  Gefühle,  Gedanken,  Ideen, 
die  Elemente  seiner  Bildung,  alles  das  verdankt  der  Einzelne  dem  vater- 
ländischen Staate3).  Damit  gelangt  Welcker  zu  der  höchsten  Bewer- 
tung des  Staates,  deren  ein  strenger  Individualismus  überhaupt  fähig  ist. 
In  diesem  Sinne  führt  er  aus4):  „Das  Leben  des  einzelnen  Menschen 
geht  aus  von  dem  allgemeinen  göttlichen  Geiste,  welcher  das  Weltall 
durchdringt  und  harmonisch  zusammenhält  und  wirksam  auch  im  Leben 
des  Menschen  denselben  anregt,  seinem  allgemeinen  göttlichen  Gesetze  zu 
folgen,  nach  göttlicher  Vollkommenheit  zu  streben.  Ebenso  kann  nun 
ein  Staat,  eine  Verbindung  freier  gesitteter  Menschen  zu  einer  würdigen 
und  harmonischen  Gesamtpersönlichkeit  nur  dadurch  entstehen  und  dauern, 
dass  das  höchste  Prinzip  der  einzelnen  Glieder  als  gemeinschaftliche 
Grundidee  oder  als  gemeinschaftlicher  Endzweck,  als  ein  höherer  Ge- 
meingeist sie  zur  vereinten  Erstrebung  der  höchsten  Aufgabe  der  Mensch- 
heit bestimmt,  in  dieser  Vereinigung  unter  sich  und  mit  der  allgemeinen 
Weitordnung  erhält  und  leitet".  „Es  gehen",  so  fährt  er  daher  fort, 
„in  der  Tat  die  Staaten  nicht  hervor  aus  bloss  einzelnen  untergeordneten 
Zwecken  des  menschlichen  Lebens.  Der  Staat  ist  nicht  ein  einzelnes 
willkürliches  Nebeninstitut  im  gesellschaftlichen  Menschenleben  und  seiner 
Kultur.  Ein  völliges  Losreissen  des  Staates  von  der  Moral,  Religion 
und  Kultur  kurz  von  dem   menschlichen  Gesamtzwecke   des  Volkes, 

J)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  3,  S.  560. 

2)  Denselben  Gedanken  spricht  er  schon  in  seinem  System  S.  473— -474  aus. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  12,  S.  368. 

4)  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  45. 
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welcher  das  wahre  Urprinzip  der  Vereinigung  des  Volkes  zum  Staate 
und  für  des  Staates  fortdauernde  Ausbildung  begründet,  ist  unzulässig, 
und  unterordnen  müssen  sich  im  gesitteten  Staate  die  Regierung  und 
das  Volk  der  höchsten  Idee".  „Die  Völker  bedürfen  und  begründen",  so 
heisst  es  daher  weiter1),  „der  Staaten  für  ihre  umfassende  höchste  Be- 
stimmung". 

Auf  Grund  dieser  Auffassung  kommt  Welcker  auch  dazu,  den 
Zweck  des  Staates  wesentlich  zu  erweitern.  Dem  Staate  als  der  höchsten 
der  menschlichen  Gemeinschaften  kommt  es  in  erster  Linie  zu,  für  die  Ver- 
wirklichung der  Aufgaben  einzutreten,  denen  der  Einzelne  nicht  gewachsen 
ist2).  Die  höchste  Aufgabe  des  Menschenlebens  ist  nun  nach  Welcker s 
Ansicht3):  „1.  die  innere  geistige  Vollkommenheit  oder  Sittlichkeit,  2.  ihre 
angemessene  äussere  Vollkommenheit  oder  Glückseligkeit,  3.  die  stete 
freitätige  innere  und  äussere  harmonische  Vermittelung  von  beiden". 
Mit  anderen  Worten  der  Mensch  hat  die  Pflicht,  in  seinem  Inneren  und 
in  der  Aussenwelt  die  Gebote  der  Sittlichkeit  zu  verwirklichen.  Dieses 
ist  auch  die  Aufgabe  des  Staates,  denn,  so  betont  er  ausdrücklich,  „dieser 
allgemeine  Menschenzweck  ist  auch  Staatszweck".  „Wo  wäre",  so  fragt 
er  daher4),  „das  Volk  der  Erde,  welches  nicht  die  Glückseligkeit,  über- 
haupt das  ganze  Wohl  des  Vaterlandes  in  seiner  Verfassung  und  Gesetz- 
gebung als  Staatszweck  anerkannt  hätte?" 

Was  nun  der  Staat  im  Einzelnen  tun  muss,  um  dieser  grossen 
Aufgabe  zu  genügen,  wird  von  Welcker  in  seinen  der  allgemeinen 
Staatslehre  angehörigen  Ausführungen  nicht  näher  dargelegt.  Das  ist 
auch  durchaus  zu  verstehen,  wenn  wir  uns  nur  unserer  obigen  Aus- 
führung über  seine  ethischen  Grundansichten  erinnern.  Die  Menschen 
haben  nach  seiner  Auffassung,  das  sahen  wir,  die  absolute  Sittlichkeit 
noch  nicht  gefunden.  Sie  können  und  dürfen  daher  als  sittliche  Norm 
für  ihr  Handeln  nur  ihre  eigenste  innere  Überzeugung  anerkennen. 
Infolgedessen  ist  es  auch  nach  Welckers  Auffassung  unmöglich,  den 
Staatszweck,  der  ja,  wie  dargelegt  wurde,  aus  den  Aufgaben  der  Ein- 
zelnen sich  zusammensetzt,  anders  als  aus  der  sittlichen  Überzeugung 
der  Volksgenossen  zu  finden,  mit  anderen  Worten  die  Zwecke,  welche 
der  Staat  zu  erstreben  hat,  können  nur  die  sein,  welche  nach  der 
Überzeugung  der  Einzelnen  durch  den  Staat  zu  erfüllen  sind.  Also 
auch  der  Staatszweck  ergibt  sich  seiner  Ansicht  nach  aus  dem.  con- 
sensus  omnium.     Daher  kann  der  Zweck  des  Staates  überhaupt  nur 


x)  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  46. 

2)  Auf  eine  Einschränkung  dieses  Gedankens  bei  Welcker  kommen  wir  noch 
zu  sprechen.    Veigl.  S.  80  ff. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  53. 

4)  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  46. 
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allgemein  angegeben  werden,  als  Erstrebung  der  höchsten  Bestimmung  der 
Menschen,  die  Zwecke  der  einzelnen  Staaten  dagegen  unterliegen  einer 
fortwährenden  Veränderung  in  diesem  Rahmen,  sie  „entwickeln  und  modi- 
fizieren sich  stets  mit  der  Grundidee  und  Kultur  der  Völker."  *) 

Wir  haben  nun  gesehen,  welch'  einen  umfassenden  Zweck  nach 
Welckers  Ansicht  der  Staat  hat.  Es  wurden  auch  die  Gründe  dar- 
zulegen versucht,  die  ihn  zu  dieser  Lehre  führten.  Aber  auch  sie  ver- 
mochten andererseits  nicht,  ihn  ganz  von  der  Furcht  des  Individualisten 
vor  einem  mächtigen  Staate  zu  befreien,  noch  zu  stark  waren  die  Er- 
innerungen an  den  Polizeistaat  und  seine  Ubergrifte,  noch  zu  gross 
war  die  politische  Erbitterung,  welche  die  Kämpfe  um  den  Konstitutio- 
nalismus erzeugten.  So  gelangt  er  denn  dazu,  in  den  Staatszweck  noch 
ein  Moment  aufzunehmen,  welches  von  grösstem  Einflüsse  für  seine 
Lehre  ist  und  gleichzeitig  eine  wesentliche  Beschränkung  der  Staats- 
tätigkeit enthält.  „So  sehr  nämlich  auch  die  Verteidiger  des  höheren 
umfassenderen  Staatszweckes  und  der  philosophischen  Staatsidee  recht 
haben,"  schreibt  er2),  „so  sehr  haben  es  doch  auch  so  viele  Gegner 
der  bisherigen  universellen  und  philosophischen  Staatstheorieen  wegen 
deren  verderblicher  Einseitigkeit."  Sie  haben  nämlich  nach  seiner  An- 
sicht zu  sehr  übersehen,  dass  ,,das  Staatsleben  besteht  und  dauert  nur 
durch  freies  harmonisches  Zusammenwirken  und  freiwilliges  Zusammen- 
leben von  Gliedern,  welche  freie  individuelle  Persönlichkeiten  sind  und 
einen  Selbstzweck  haben."2)  Die  freie  Persönlichkeit  muss  also  bei  der 
Bestimmung  des  Staatszweckes  noch  ausdrücklich  mitberücksichtigt 
werden.  Zwar  enthält  seine  Lehre,  wie  wir  bisher  schon  sahen,  gerade 
in  dieser  Beziehung  einen  grossen  Fortschritt  gegenüber  den  Ideen,  die 
den  Polizeistaat  beherrscht  hatten,  dadurch,  dass  er  den  Staatszweck 
aus  den  Aufgaben  des  Individuums  ableitet  und  ihn  aus  dessen  Willen 
bestimmt;  allein,  so  ist  sein  Gedankengang,  auch  bei  der  Durchführung 
der  allgemein  anerkannten  Gesamtzwecke  kann  der  Einzelne  schwer  in 
seiner  persönlichen  Freiheit  geschädigt  werden.  So  kommt  W eicker 
dazu,  das  individualistische  Moment  in  der  Lehre  vom  Zwecke  des 
Staates  besonders  scharf  zu  betonen.  Er  konnte  das  in  ganz  konse- 
quenter Weiterführung  des  Gedankenganges,  welcher  ihn  zu  dem  um- 
fassenden Staatszwecke  geführt  hatte. 

Die  Aufgaben  des  Staates,  die  bisher  dargestellt  wurden,  sind, 
wie  bereits  wiederholt  betont  wurde,  für  We Icker  nur  bestimmt  ge- 
artete Aufgaben  des  Einzelindividuums,  der  Staat  hat  keinen  von  dem 
Einzelindividuum  unabhängigen  Zweck.  Diesen  Ausführungen  liegt  der 
Gedanke  zu  Grunde,  dass  das  Einzelindividuum  das  einzige  Subjekt  ist, 


*)  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  46. 
2)  Staalslexikon,  Bd.  1,  S.  46. 
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an  welches  die  Sittlichkeit  immittelbar  ihre  Gebote  richtet,  dass  mithin 
auch  allein  von  ihm  sittliche  Werte  unmittellbar  verwirklicht  werden 
können1).  Nun  hat  das  Individuum  aber  nicht  nur  in  Gemeinschaft 
mit  seinen  Mitmenschen  Pflichten  zu  erfüllen,  sondern  es  hat  auch  einen 
grossen  Kreis  von  Aufgaben,  denen  es  sich  nur  in  seiner  Vereinzelung 
zu  widmen  vermag.  Damit  es  dieses  aber  kann,  damit  auch  anderer- 
seits die  Gesamtheit,  die  doch  nur  aus  Einzelnen  besteht  und  ganz  von 
ihnen  abhängig  ist,  möglichst  vollkommen  sei,  muss  das  Individuum 
eine  Sphäre  haben,  in  der  es  sich  frei  betätigen  und  an  seiner  Aus- 
bildung arbeiten  kann.  Diese  Freiheitssphäre  wird  durch  die  Rechts- 
ordnung umgrenzt,  denn  sie  gewährt  dem  Einzelnen  „die  Sphäre  der 
Aussenwelt,  welche  er  für  die  Realisierung  seines  inneren  Gesetzes  not- 
wendig, die  Übrigen  aber  entbehrlich  erklären. a  2) 

Zwei  Gruppen  von  Pflichten  stehen  sich  daher  gegenüber,  die 
eine,  welche  zu  ihrer  Verwirklichung  eine  Zusammenschliessung  der 
Individuen  erfordert,  die  eigentlichen  Staatsaufgaben,  und  die  andere, 
für  deren  Durchführung  die  Freiheit  des  Individuums  notwendige  Be- 
dingung ist.  Beide  Arten  von  Pflichten  sind  gleichwertig,  denn  beide 
sind  Pflichten  der  Einzelpersönlichkeit,  aus  ihrer  sittlichen  Überzeugung 
abgeleitet  und  zu  ihrer  sittlichen  Vervollkommnung  bestimmt.  Es  darf 
daher  die  Freiheit  des  Einzelnen  nicht  den  Gesamtaufgaben  geopfert 
werden,  diese  dürfen  nur  verwirklicht  werden,  soweit  es  in  Überein- 
stimmung mit  der  Freiheit  der  Einzelnen  möglich  ist. 

Des  Näheren  kann  hier  auf  diese  Gedankengänge  nicht  eingegangen 
werden,  sie  werden  bei  der  Darstellung  des  Wesens  des  Staates  und 
den  Ausführungen  über  den  konstitutionellen  Staat  eingehender  be- 
handelt werden.  Hier  kommt  es  nur  darauf  an,  zu  zeigen,  wie  stark 
Welcker  neben  den  gemeinschaftlichen  Aufgaben  das  individuelle  Mo- 
ment in  seiner  Lehre  betont.  „Der  Staat  ist  ein  Verein",  so  bestimmt 
er  daher  den  gesamten  Zweck  des  Staates3),  „entstanden  und  bestehend 
durch  die  gemeinschaftliche  allgemeine  freie  Friedens-  und  Hilfsver- 
bindung, um  innerhalb  derselben  und  nach  ihren  Gesetzen  in  gleicher 
friedlicher  Freiheit  und  in  freiem  hilfreichen  Zusammenwirken  die 
höchsten  Aufgaben  und  Zwecke  der  Einzelnen  und  der  Gemeinschaft  zu 
verwirklichen, u  oder,  wie  er  an  anderer  Stelle  sagt4),  der  Staat  hat 


1)  Vergl.  z.  B.  im  Gegensatze  zu  dieser  Auffassung  Stahl,  Philosophie  des 
Hechts,  Bd.  2,  5.  Aufl.,  1878,  2.  Abt,.  S.  133:  Es  ist  nicht  der  sittliche  Beruf  (das 
Ethos)  des  einzelnen  Menschen,  sondern  der  sittliche  Beruf  der  menschlichen  Gemein- 
schaft (des  Volkes)  als  eines  Ganzen,  auf  welchen  der  Staat  sich  gründet. 

2)  „Die  letzten  Gründe  "  S.  73. 

3)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  10,  S.  598-599. 

4)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  12,  S.  376. 
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„die  rechtliche  Freiheit  und  innerhalb  derselben  die  Bestimmung  und 
durch  sie  die  Glückseligkeit  aller  Mitglieder"  zu  erstreben. 

Diese  gleichwertige  Gegenüberstellung  von  Gesamtzweck  und  Einzel- 
zweck, von  „Einheit  und  Vielheit",  wie  er  sagt,  durchzieht  Welckers 
ganze  Lehre,  auf  ihr  beruht  auch  seine  Lehre  von  der  konstitutionellen 
Monarchie,  sie  ist  es  auch,  die  ihn  hindert,  das  Wesen  des  Staates  im 
Sinne  unserer  heutigen  herrschenden  Staatslehre  zu  erkennen. 

Die  bisherige  Darstellung  von  Welckers  Ausführungen  über  den 
allgemeinen  Staatszweck  wäre  unvollständig,  wenn  wir  nicht  noch  auf 
zwei  Momente  in  seiner  Lehre  eingingen.  Durch  sie  schränkt  er,  und 
zwar  ebenfalls  infolge  seines  individualistischen  Standpunktes,  die  Tätigkeit 
des  Staates  ein. 

Die  Furcht  vor  der  den  Einzelnen  erdrückenden  Staatsgewalt  wirkte, 
wie  wir  sahen,  bei  der  geschilderten  Ausbildung  von  Welckers  Zwecklehre 
wesentlich  mit.  Diese  Furcht  kommt  auch  zum  Ausdrucke,  wenn  er  immer 
wieder  darauf  hinweist,  dass  der  Staat  nicht  davon  ausgehen  dürfe, 
dass  der  Zwang  das  Hauptmittel  zur  Realisierung  seiner  Aufgaben  sei. 
„So  fremd  aber  als  die  Herabwürdigung  des  Staates  und  der  höchsten 
Menschheitszwecke",  schreibt  er  in  diesem  Sinne  *),  „so  fremd  war  allen 
unseren  Gesetzen  auch  stets  der  Irrwahn  neuerer  Theorie:  dass  der 
Staat  nichts  wirken  könne  und  solle  ohne  rohen  Zwang.  Sie  kennen 
auch  freie,  von  der  nationalen  Regierung  erweckte,  geförderte,  har- 
monisch vermittelte  hilfreiche  Wechselwirkung,  eine  intellektuelle  Ge- 
walt öffentlicher  Anerkennung,  Ehre  und  Schande,  öffentlicher  Eide, 
Belohnungen,  öffentlicher  Institute  überhaupt."  Und  an  einer  anderen 
Stelle  heisst  es2):  „Jeder  Geschichtskundige  sagt  es,  die  Gesinnungen, 
die  Sitte,  die  öffentliche  Meinung,  die  Bildung  und  Aufklärung,  der 
Patriotismus  und  die  Tatkraft  der  Bürger  vermögen  ungleich  mehr  für 
Kraft  und  Wohlstand  der  Staaten,  für  Erhaltung  der  Verfassung  und 
für  energische,  aufopfernde  Verteidigung  von  Fürst  und  Vaterland  als 
blosse  Zwangsgesetze  und  Zwangsanstalten,  ja  die  letzteren  wirken  nicht 
oder  verkehrt  ohne  jene."  Diese  Ausführungen  beziehen  sich  allerdings 
nicht  unmittelbar  auf  die  Lehre  vom  Zwecke  des  Staates,  da  sie  nur 
die  Frage  behandeln,  wie  der  Staat  seine  Aufgaben  verwirklichen  soll; 
allein  sie  führen  uns  auch  in  der  uns  eben  zunächst  interessierenden 
Frage  weiter. 

Durch  freie  Tätigkeit  der  Einzelnen  sollen,  das  ist  der  Grund- 
gedanke Welckers,  der  auch  hier  zum  Ausdrucke  kommt,  möglichst 
alle  Aufgaben,  die  die  Menschen  sich  setzen,  gelöst  werden.  Der  Ein- 
zelne in  seiner  Isolierung  ist  nun  nach  seiner  Ansicht,  wie  das  oben 

*)  System  S.  101.  Ferner  Rede  „Über  das  rechte  Verhältnis  von  bürgerlicher 
Ordnung,  Kirche  und  Schule",  1828. 

2)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  735. 
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schon  dargestellt  wurde,  zu  deren  Durchführung  nicht  fähig,  ein  Zu- 
sammenschluss  der  Individuen  ist  notwendig,  nur  durch  diesen  ist  die 
Lösung  vieler  Aufgaben  erst  möglich.  Wenn  nun  aber  der  Staat  selbst 
die  Ausführung  dieser  Aufgaben  unmittelbar  übernimmt,  so  ist  nach 
seiner  Ansicht  zu  befürchten,  dass  infolge  der  staatlichen  Zentralisation 
der  Zwang  notwendig  wird.  Diese  Gefahr  besteht  dagegen  nicht,  wenn 
die  Lösung  der  Gesamtaufgaben  möglichst  die  zwischen  Staat  und  In- 
dividuum stehenden  Gemeinschaften  übernehmen. 

Doch,  bevor  wir  diesen  Gedankengang  weiter  verfolgen,  ist  es 
nötig,  uns  mit  Welckers  Lehre  von  der  Gesellschaft  oder,  wie  er  sagt, 
von  den    Vereinen'"  und  ,, Assoziationen"  zu  beschäftigen. 

Das  rationalistische  Naturrecht  nahm  den  Erscheinungen  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  gegenüber  eine  vollständig  ablehnende  Stellung 
ein,  sei  es  nun,  dass  es  überhaupt  alle  zwischen  Staat  und  Individuum 
stehenden  Vereinigungen  und  Verbindungen  von  Menschen  vollständig 
unbeachtet  Hess,  oder  sei  es,  dass  es  zwar  eine  Lehre  von  den  Zwischen- 
verbänden ausbildete,  diese  aber  durchaus  individualistisch  und  mecha- 
nisch aufbaute  und  so  ihrer  gesellschaftlichen  Struktur  nicht  gerecht 
wurde1).  Welcker  ist  nun  einer  der  ersten  von  den  Schriftstellern, 
welche,  wie  auch  die  Naturrechtler,  auf  den  Individualismus  ihre  Lehre 
aufbauten,  der  mit  dieser  Ansicht  bricht2).  Die  Gründe,  welche  ihn 
hierzu  veranlassten,  sowie  die  Ausgestaltung,  welche  er  diesem  Teile 
seiner  Lehre  gab,  werden  uns  nur  dann  ganz  verständlich,  wenn  wir 
uns  vorher  die  naturrechtliche  Auffassung  kurz  klar  machen. 

Schon  im  Jahre  1793  hatte  Schlözer  mit  einer  Art  Sehergabe, 
wie  R.  v.  Mohl  sagt3),  die  naturrechtliche  Einseitigkeit  auf  diesem 
Gebiete  aufgegeben.  Neben  dem  Staate  und  diesem  sogar  vorangehend 
nahm  dieser  nämlich  einen  Zustand  menschlichen  Zusammenlebens  an, 
den  er  die  bürgerliche  Gesellschaft  nennt4).  „Der  Mensch  fühlte  seine 
Schwäche",  so  führt  er  aus5),  „und  schloss  aus  Erfahrung,  dass  in  dem 
Masse,  wie  ihn  schon  eine  kleine  Gesellschaft  stärkte,  eine  noch  grössere 
ihm  bei  der  Verschiedenheit  der  Menschenkräfte  noch  mehr  Vorteil 
gewähren  würde:  Besonders  brauchte  er  Stärke,  um  sein  Eigentum  zu 
schützen. u    In  der  allgemeinen  Gesellschaft  können  wieder  einzelne  im 

*)  Vergl.  Gierke,  „Naturrecht  und  Deutsches  Recht",  Rektoratsrede,  1883, 
S.  28 ff.  Ferner  auch  Gierke,  „Johannes  Althusius  und  die  Entwicklung  der 
naturrechtlichen  Staatstheorien u  in  „Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  u.  Rechts- 
geschichte," H.  7,  S.  256  ff. 

2)  Über  die  Geschichte  der  Gesellschaftslehre  vergl.  R.  v.  Mohl,  „Die  Ge- 
schichte und  Literatur  der  Staatswissenschaften 1855,  Bd.  1,  S.  72  ff.,  Jellinek, 
Allgemeine  Staatslehre,  S.  81  ff. 

3)  a.  a.  0.,  S.  75. 

4)  Schlözer,  „Allgemeines  Staatsrecht  und  Staatsverfassungslehre",  1793. 

5)  a.  a.  0.,  S.  63. 
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gleichen  Streben  nach  Menschenglück  entstehen1).  Diese  Gesellschaften 
beruhen  seiner  Ansicht  nach  auf  einem  pactum  unionis  virium  noch 
nicht  voluntatum 2) ,  d.  h.  es  bestehen  nach  seiner  Auffassung  die  ver- 
schiedenartigsten Vereinigungen  von  Menschen  auf  dem  Streben  nach 
gemeinschaftlichen  Zwecken  aufgebaut,  in  denen  jeder  nur  seinen  Vor- 
teil verfolgt,  fremde  Hilfe  geniesst,  aber  nicht  durch  einen  über  den 
Einzelnen  stehenden  Gesamtwillen,  wie  dieses  im  Staate  der  Fall  ist, 
gezwungen  ist,  das  Seinige  zur  Erreichung  des  gemeinsamen  Zweckes 
beizutragen;  die  Gesetze  dieser  Gesellschaft  bilden  sich  aus  allgemeiner 
freier  Vereinbarung ;  ihre  Vollziehung  hängt  von  der  Ehrlichkeit  jedes 
Einzelnen  ab 3).  Über  dieser  reich  gegliederten  Gesellschaft  nicht  über 
isolirten  Individuen  erhebt  sich  der  Staat4). 

Dass  diese  Lehre  zunächst  vollständig  unbeachtet  blieb,  ist  durch- 
aus zu  verstehen;  es  sind  vor  allem  zwei  Gründe,  die  hierfür  entschei- 
dend waren. 

Wir  haben  schon  wiederholt  auf  die  Stellung  des  rationalistischen 
Naturrechts  gegenüber  den  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Lebens 
hingewiesen  und  gesehen,  wie  das  Naturrecht  ausgehend  von  den  iso- 
lierten Individuen  den  Blick  verliert  für  alle  die  Beziehungen  und 
Fäden,  welche  gewollt  oder  ungewollt  den  Einzelnen  mit  seinen  Mit- 
menschen im  gesellschaftlichen  Leben  verknüpfen.  Die  Beobachtung 
des  Tatsächlichen  lag  dieser  Lehre  eben  zu  fern,  als  dass  sie  sich  dieser 
Einseitigkeit  bewusst  geworden  wäre,  die  darin  liegt,  aus  isolierten  In- 
dividuen das  gesellschaftliche  Leben  aufzubauen.  Sie  kennt  nur  Ver- 
einigungen von  Individuen,  die  mit  Willen  eingegangen  sind,  die  aber 
infolgedessen  auch  ebensogut  ungeschlossen  hätten  bleiben  können.  Es 
ist  bezeichnend,  was  Rott  eck  von  diesem  Standpunkte  aus  gegen 
S  c h  1  ö  z  e  r  s  Lehre  einwendet.  Er  schreibt  nämlich  5) :  „Es  ist  eine  irrige 
Vorstellung,  welche,  wenn  auch  nicht  den  vollkommenen  Staat,  doch  die 
bürgerliche  Gesellschaft,  schon  durch  blosse  Vereinigung  der  Kräfte, 
also  noch  ohne  Vereinigung  des  Willens  entstehen  lässt,  sodann  die  an- 
geblich Vereinigten  als  noch  fortwährend  einer  unbeschränkten  Selbst- 
herrschaft geniessend  betrachtet,  und  erst  durch  einen  zweiten  oder 
dritten  Vertrag  die  Staatsgewalt  ins  Leben  ruft  und  dergestalt  erst  den 
wahren  Staat  erschafft.    Wir  sagen,  der  Zustand,  der  der  Errichtung 

solcher  Gewalt  vorangeht  kann  nimmer  ein  gesellschaftlicher 

heissen,  also  auch  nimmer  eine  bürgerliche  Gesellschaft  sein.  Denn  die 
Vereinigung  der  Kräfte  wird  darin  entweder  bloss  auf  zufälliger  Tat 

!)  a.  a.  0,  S.  70. 

2)  a.  a.  0.,  S.  64. 

3)  a.  a.  0.,  S.  65-66. 

4)  Vergl.  auch  .Tellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  83. 

5)  „Lehrbuch  des  Veruunftrechts  und  der  Staatswissenschaft",  Bd.  2,  S.  82— 83. 
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beruhen,  demnach  gar  kein  Rechtsverhältnis  sein,  oder  sie  wird  als 
blosse  Erfüllung  eines  zwischen  Mehreren  untereinander  geschlossenen 
gemeinen  Vertrages  erscheinen,  in  welch  letzterem  Falle  wohl  ein  zwi- 
schen einer  Anzahl  von  Personen  bestehendes  Verhältnis  wechselseitiger 
öder  allseitiger  (doch  überall  nur  gegen  Einzelne  gehender)  Forderungen 
und  Schuldigkeiten,  nicht  aber  eines  der  Vereinigung  erkennbar  ist." 
Dafür  also,  was  Schlözer  bei  seiner  Lehre  im  Auge  hatte,  dass  näm- 
lich auch  ohne  rechtliches  Band  die  gleichen  Interessen  eine  feste  Ver- 
einigung der  Menschen  zu  schaffen  in  der  Lage  sind  und  tatsächlich 
fortwährend  schaffen,  hat  Rotteck  kein  Verständnis;  nur  das  Recht 
bindet  nach  seiner  Ansicht  die  Menschen  dauernd  zusammen.  Es  ist 
das  derselbe  Gedanke,  welcher  das  Naturrecht  auch  dazu  führte,  den 
Staat  nur  von  seiner  rechtlichen  Seite  zu  würdigen1). 

Waren  es  so  die  theoretischen  Grundanschauungen  des  Naturrechts, 
welche  ein  Eindringen  der  Schlöz ersehen  Gedanken  in  die  Staats- 
lehre zunächst  verhinderten,  so  kam  auch  noch  ein  Grund  mehr  poli- 
tischer Art  hinzu,  der  in  demselben  Sinne  wirkte. 

Die  naturrechtlich-rationalistische  Staatslehre  hatte  bei  ihren  Unter- 
suchungen vor  allem  den  Staat  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  vor 
Augen,  den  Staat  mit  seiner  starken  gesellschaftlichen  Differenzierung, 
den  Staat  mit  seiner  scharfen  Scheidung  der  verschiedenen  Gesellschafts- 
klassen und  Stände.  Diese  Gesellschaftsordnung  war,  wenn  man  den 
Ausdruck  gebrauchen  darf,  erstarrt.  Ihre  reiche  Gliederung  beruhte 
auf  Standesunterschieden,  die  im  Laufe  der  Zeit  sich  gebildet  und  von 
dem  Staate  ihre  Sanktion  und  Befestigung  erhalten  hatten.  Irgend  eine 
freie  Bewegung  und  Neubildung  konnte  sich  unter  diesen  Umständen 
im  gesellschaftlichen  Leben  nicht  vollziehen;  es  ist  bekannt,  wie  durch 
diesen  Zustand  die  Einzelnen,  die  aus  den  Grenzen  ihrer  Klasse  heraus- 
drängten, eingeengt  und  behindert  wurden,  wie  ihnen  die  Möglichkeit 
zur  freien  Betätigung  ihrer  Kräfte  genommen  war.  Auch  kam  als  eine 
weitere  Folge  dieser  Erstarrung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  noch 
hinzu,  dass  immer  mehr  sich  die  Sonderinteressen  der  einzelnen  Ge- 
sellschaftsgruppen ausbildeten,  und  das  allgemeine  Staatsinteresse  in  den 
Hintergrund  gedrängt  wurde.  Es  ist  daher  durchaus  begreiflich,  dass 
eine  Lehre,  die  von  individualistischem  Standpunkte  ausging,  die  die 
Freiheit  und  Gleichheit  der  Menschen  ihren  Deduktionen  zugrunde 
legte,  gegen  diese  Verhältnisse  ihre  Angriffe  richtete  und  die  gesell- 
schaftlichen Verbindungen  der  Menschen  nur  als  in  jeder  Beziehung 
schädlich  empfand.  So  ist  es  zu  verstehen,  dass  die  Ansicht  entstand, 
dass  nur,  wenn  die  Bande,  welche  infolge  irgendwelcher  tatsächlichen 
Verbältnisse  im  Laufe  der  Geschichte  sich  gebildet  hätten  und  nun  die 
einzelnen  Menschen  in  Gruppen  zusammenhielten,  zerrissen  würden,  und 


J)  Vergl.  dazu  auch  den  nächsten  §. 
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in  dem  Staate  wieder  die  Individuen  wie  in  dem  ursprünglichen  Natur- 
zustände als  einzelne  isoliert  zusammenträten,  die  freie  Betätigung  der 
Einzelnen  gesichert  werden  könnte,  und  ein  auf  die  allgemeinen  Inter- 
essen gerichteter  Wille  bei  den  Einzelnen  sich  entwickeln  werde.  Be- 
zeichnend für  diese  Furcht  vor  allen  zwischenstaatlichen  Verbindungen 
ist  Rousseaus  Lehre.  Er  hatte  wohl  erkannt,  dass  nicht  nur  Staat 
und  Einzelindividuum  sich  gegenüber  stehen1).  „Jede  staatliche  Gesell- 
schaft", so  führt  er  aus,  „ist  aus  anderen  kleinen  Gesellschaften  zu- 
sammengesetzt, die  verschiedenen  Gattungen  angehören,  und  von  denen 
jede  ihre  Interessen  und  Maximen  hat."  „Aber  diese  in  anerkannter 
und  sichtbarer  Form  jedem  wahrnehmbaren  Gesellschaften",  so  fährt  er 
fort,  „sind  nicht  die  einzigen,  die  in  dem  Staate  existieren,  alle  Ein- 
zelnen, die  ein  gemeinsames  Interesse  mit  einander  verbindet,  bilden 
ebenso  viele  andere  dauernde  und  vorübergehende,  deren  Macht  nicht 
weniger  reell  ist,  weil  man  sie  weniger  bemerkt,  und  deren  verschiedene 
wohl  beachtete  Verhältnisse  die  wahre  Kenntnis  der  Sitte  ausmachen." 
Aber  diese  Erkenntnis  verwandte  Rousseau  in  keiner  Weise  für  seine 
Staatslehre,  sondern  er  ist  vielmehr  der  Ansicht,  dass  diese  Vereinigungen 
vernichtet  werden  müssten.  Denn  nur,  wenn  aus  isolierten  Individuen 
der  Staat  gebildet  ist,  kann  nach  seiner  Meinung  aus  dem  Willen  aller 
Staatsangehörigen  die  volonte  generale  sich  ergeben.  Sein  Staatsideal 
ist  daher  dasjenige,  wo  kein  partikulares  Gesellschaftsinteresse  sich 
zwischen  Individuum  und  Staat  einschiebt. 

Ist  es  so  auch  zu  verstehen,  dass  Schlözers  Gesellschaftslehre 
zunächst  bei  den  Naturrechtlern  ohne  Anklang  blieb,  so  erklären  uns 
andererseits  wieder  die  angeführten  Gründe,  wie  es  kam,  dass  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  das  Verständnis  für  seine  Ausfüh- 
rungen allmählich  erwachte.  Bei  Welcker  kann  man  das  deutlich 
verfolgen. 

Es  wurde  oben  ausgeführt,  dass  Welcker  das  historisch  Ge- 
wordene als  solches  viel  höher  bewertet,  als  das  rationalistische  Natur- 
recht dies  tut.  Infolgedessen  legt  er  auch  dem  tatsächlich  Seienden  im 
staatlichen  Leben  eine  viel  grössere  Bedeutung  bei  und  widmet  ihm 
eine  viel  gründlichere  Aufmerksamkeit  als  die  naturrechtliche  Schule. 
So  konnte  es  ihm  denn  nicht  entgehen,  dass  in  dem  vorhandenen  staat- 
lichen Leben  nicht  isolierte  Individuen  nebeneinander  stehen,  sondern 
dass  der  einzelne  Mensch  vielmehr  in  einer  Vielheit  von  Beziehungen, 
teils  festerer,  teils  loserer  Art  zu  seinen  Mitmenschen  steht,  denen  er 
sich  nicht  entziehen  kann;  und  zwar  konnte  er  sich  dieser  Erkenntnis 
um  so  weniger  verschliessen,  als  ein  Teil  dieser  Beziehungen,  nämlich 
die  Nationalität,  wie  wir  sahen,  ein  grundlegendes  Element  seiner  Lehre 
bildet  

1)  Vergl.  zum  Folgenden:  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  83—84. 
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„Nicht  Einzelne",  so  führt  er  aus1),  „sondern  selbst  wieder  eine 
ganze  Reihe  freier  Vereine,  engere  und  weitere  Familienvereine,  Besitz-, 
und  Gewerbs-,  Religions-,  Schutz-  oder  Kriegs-  und  Gemeindevereine 
bildeten  den  Staat,  bildeten  namentlich   sowohl  die  altgermanischen 

Staaten  wie  auch  die  Staaten  im  Mittelalter,  bildeten  unsere 

Reichs-,  und  Landesstaaten,  unsere  Reichs-  und  Landstandschaften." 
Diese  Vereine  sind  nach  seiner  Ansicht  so  alt  als  die  Menschheit,  „ja 
die  Quelle  aller  höheren  Menschlichkeit  und  Kultur,  viel  älter  als  der 
Staat."  „Sie  sind  seine  eigene  Quelle",  so  schreibt  er1),  „ja  sie  bilden 
seinen  ursprünglichen  und  zugleich  auch  fortdauernd  seinen  wesent- 
lichen Inhalt  und  seine  Grundbestandteile."  Sie  beruhen  nicht  auf  Zu- 
fall und  Willkür,  sondern  „auf  sie  werden  die  Menschen  fortdauernd 
durch  die  stärksten  Grundtriebe  ihrer  höheren  wie  ihrer  niederen  Natur, 
durch  den  Geselligkeitstrieb  oder  unmittelbar  durch  die  Absichten  der 
Vorsehung  hingeführt."  „Denn",  so  führt  er  zur  Begründung  an,  „wäh- 
rend andere  Geschöpfe  ihre  Bedürfnisse  befriedigen,  sich  schützen  und 
ihre  Bestimmung  erreichen  könnnen  ohne  verschiedenerlei  gesellschaft- 
liche Verbindungen,  erhalten  die  Menschen  erst  durch  die  mannig- 
fachsten, je  nach  Zeit,  Ort  und  Verhältnis  verschiedenen  Verbindungen, 
durch  wechselseitigen  Austausch  und  Verein  ihrer  Einsichten,  Erfahrun- 
gen und  Kräfte  und  in  denselben  ihre  höhere  Entwickelung  und  die 
nötigen  Antriebe  und  Mittel  zu  allen  reichen  und  grossen  Aufgaben 
ihrer  Bestimmung." 

Die  „Vereine"  oder,  wie  Welcker  auch  sagt,  die  „Assoziationen", 
die  sich  so  im  gesellschaftlichen  Leben  bilden,  können  von  ganz  ver- 
schiedener Art  sein 2).  Sie  können  dauernd  sein  zur  dauernden  gemein- 
schaftlichen Förderung  eines  gesellschaftlichen  Zweckes  oder  auch  nur 
zu  einer  vorübergehenden  gesellschaftlichen  Tätigkeit;  sie  können  ab- 
sichtlich geheim  oder  nicht  geheim  sein;  sie  können  blosse  Privatzwecke 
jedes  einzelnen  Mitgliedes  der  Gesellschaft  zu  ihrer  Aufgabe  haben,  sie 
können  auch  den  Zweck  haben,  auf  andere  Menschen  ausserhalb  der 
bestimmten  Gesellschaftsgruppe  zu  wirken;  sie  können  ferner  geschlossen 
sein  für  bestimmte,  entweder  schon  jetzt  die  Gesellschaft  bildende  oder 
nach  besonderen  Bedingungen  speziell  aufzunehmende  Mitglieder  oder 
ungeschlossen  nämlich  für  alle,  welche  daran  teilnehmen  wollen.  Sie 
können  vom  Staate  förmlich  autorisiert  und  durch  Organe  desselben 
geleitet  oder  auch  ganz  unabhängig  von  ihm  sein.  Sie  können  ferner 
entweder  durch  wirkliche  gegenseitige  vertragsmässige  Vereinbarung  der 
Teilnehmer  oder  unabhängig  von  ihr  bloss  durch  gemeinschaftliches 
Interesse  des  Zusammenwirkens  oder  der  Zusammenkunft  für  denselben 
Zweck  begründet  sein.  Sie  können  entweder  organisiert  sein  und  so  ge- 

')  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  725. 

2)  Vergl.  zu  folgendem:  Staatslexikon,  Bd.  1,  2.  Aufl.,  S.  723-724. 
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meinschaftliche  Gesellschaftsgesetze  und  Behörden  anerkennen,  oder  sie 
können  auch  unorganisiert  und  ungeordnet  sein. 

Auf  die  Frage,  was  dasjenige  Moment  sei,  welches  diesen  ver- 
schiedenartigen Verbindungen  ihre  Kraft  und  damit  auch  ihre  Bedeu- 
tung für  das  staatliche  Leben  gebe,  ging  Welcker  erst  in  der  3.  Auflage 
des  Staatslexikon  im  Anschlüsse  an  die  Ausführungen  R.  v.  Mohls 
näher  ein1).  „ Weder  die  gemeinschaftliche  natürliche  Verschiedenheit 
einer  Klasse  von  Personen  von  anderen  noch  selbst  ein  gemeinsames 
Interesse  vieler  Einzelnen",  so  führt  er  hier  aus2),  „scheinen  uns  eine 
Gesellschaft  und  Genossenschaft,  auch  nicht  einen  besonderen  wichtigen 
Gegenstand  der  staatlichen  und  sozialen  Wissenschaft  zu  begründen". 
Die  Hauptgründe,  welche  gewissen  Kreisen  oder  Klassen  von  Personen 
eine  besondere  Wichtigkeit  erteilen,  bestehen  vielmehr  seiner  An- 
sicht nach  in  zwei  Punkten.  „Sie  bestehen",  so  schreibt  er2),  „zuerst 
darin,  dass  viele  Personen,  wenn  sie  für  Gemeinschaftszwecke,  zumal 
auf  irgend  dauernde  Weise  mit  vereinten  Kräften  wirken,  wenn  sie 
einen  ermutigenden  Verlass  auf  ihr  gegenseitiges  hilfreiches  und  schützendes 
Zusammenwirken  haben,  wenn  sie  ihrem  gemeinschaftlichen  Vereinsgeist- 
und  Zweck  andere  Lebensrichtungen  unterordneten,  bei  weitem  grössere 
Wirkungen  hervorbringen  und  auch  gegenüber  dem  Staate  für  oder 
gegen  seine  Zwecke  eine  viel  stärkere  Macht  haben  als  selbst  eine  un- 
gleich grössere  Zahl  von  Einzelnen,  welche  vereinzelt  stehen  und  wirken." 
„Sodann  aber  begründen",  so  fährt  er  fort,  „die  vereinten  Menschen 
schon  durch  ihren  Vereinigungs-Vertrag  und  durch  die  hervortretende 
Ausbildung  eines  Vereinsgeistes,  welchem  die  Einzelnen  vielfach  andere 
Richtungen  unterordnen,  ein  ganz  neues  Leben.  Durch  das  diesem 
Vereinszwecke-  und  Geiste  entsprechende  Wirken,  durch  ausdrückliche 
Bestimmungen  und  Gewohnheiten  entsteht  ein  besonderes  Gesellschafts- 
recht, überhaupt  eine  eigentümliche  historische  Ausbildung  und  Gestal- 
tung des  Lebens  und  der  Kultur-  und  Staatsideen." 

Sind  auch  diese  Erscheinungen  nach  We Ickers  Ansicht  nicht 
lediglich  Folgen  der  rechtlichen  Einigung  der  Individuen,  sondern  viel- 
mehr die  Wirkungen  der  Erstrebung  eines  gemeinsamen  Zieles  und  des 
dadurch  bedingten  Zusammenarbeitens  auf  die  ganze  geistige  Beschaffen- 
heit der  Menschen,  so  werden  sie  doch  nach  seiner  Auffassung  verstärkt, 
wenn  aus  der  tatsächlichen  Verbindung  eine  Organisation  sich  ent- 
wickelt. In  der  Organisation  sieht  er  daher  nicht  wie  Mohl  nur  „ein 
zufälliges  Beiwerk"  3).   „Freilich  ist  es  nicht  wesentlich  nötig",  so  führt 

')  R.  v.  Mohls  Gesellschaftslehre  findet  sich  zum  ersten  Male  in  seiner  im 
Jahre  1855  erschienenen  „Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften",  Bd.  1, 
S.  88  ff.    Der  1.  Band  der  3.  Auflage  des  Staatslexikons  erschien  im  Jahre  1856. 

2)  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  762. 

3)  Vergl.  R.  v.  Mohl  a.  a.  0.,  S.  98. 
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er  in  diesem  Sinne  aus1),  „dass  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  abge- 
schlossen wird,  oder  dass  die  Genossenschaft  förmlich  organisiert  sei, 
aber  es  muss  doch  früher  oder  später  ein  Verein  und  ein  vereinigtes 
Handeln  für  einen  Gesamtzweck,  eine  wirkliche  Genossenschaft  und 
Assoziation  die  Klasse  von  Personen  verbinden,  sonst  kann  ihre  Be- 
sonderheit, es  kann  z.  B.  eine  den  Betreffenden  vielleicht  selbst  unbe- 
wusste  Übereinstimmung  der  Kasse  oder  der  Beschäftigung,  eine  Über- 
einstimmung der  Jugend,  des  Alters,  des  Geschlechts  oder  mancher 
Interessen  zwar  in  dieser  oder  jener  Hinsicht  beachtenswert  sein,  aber 
es  hat  dieses  doch  nicht  die  Natur  und  die  Bedeutung  von  Gesellschaften, 
Genossenschaften  und  Assoziationen  und  gehört  höchstens  wegen  etwaiger 

früherer  oder  voraussichtlich  zukünftiger  Vereinigung  hierher   .  . 

So  kann  denn  auch  die  wirklich  bewusste  lebendige  und  wirksam  sich 
erweisende  Nationaleinheit  eine  von  der  Staatsverbindung  verschiedene, 
sie  unterstützende,  öfter  auch  ihr  entgegenwirkende  Vereinsmacht  werden. 
Zuweilen  aber  wird  sie  dieses  nicht,  und  es  erscheint  alsdann  die  Natio- 
nalität selbst  als  politisch  wirkungslos. u 

So  ist  denn  der  Staat  nach  seiner  Auffassung  tatsächlich  infolge 
der  natürlichen  Beschaffenheit  der  Menschen  „ein  Verein  nicht  bloss 
von  Einzelnen,  sondern  auch  von  Vereinen,  welch  letztere  ganz  neue 
Lebenserscheinungen  und  Kräfte  begründen  und  darstellen" 

Allerdings  hätten  ihn,  wie  z.  B.  auch  Rousseau,  wie  wir  sahen, 
politische  Gründe  hindern  können,  diese  Erkenntnis  weiter  für  seine 
Staatslehre  zu  verwenden.  Dieses  ist  aber  nicht  der  Fall.  Ihn  haben 
vielmehr  dieselben  Gründe,  die  die  Naturrechtler  dazu  drängten,  für 
die  Vernichtung  der  zwischenstaatlichen  Verbindungen  einzutreten,  ver- 
anlasst, die  freie  Ausbildungsmöglichkeit  für  die  Gesellschaften  zu  for- 
dern. Die  Freiheit  des  Individuums  nämlich  ist  für  ihn  der  Grund  zu 
diesem  politischen  Postulat.  Diese  Verschiedenheit  der  Ansichten  ist 
zunächst  befremdend  und  doch  bei  näherer  Betrachtung  aus  den  politi- 
schen Verhältnissen  im  18.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  zu 
verstehen. 

Wir  haben  schon  gesehen,  wie  die  gesellschaftlichen  Zustände  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  die  Lehren  des  Naturrechts  begünstigt  hatten. 
Diese  Zustände  hatten  sich  bis  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  wesent- 
lich geändert,  jetzt  lagen  die  Verhältnisse  anders.  Die  alte  Gesellschafts- 
ordnung war  im  Wesentlichen  gebrochen  oder  doch  im  Schwinden  be- 
griffen. Ihr  Zwang  machte  sich  nicht  mehr  in  dem  Masse  wie  früher 
bemerkbar.  Dagegen  empfand  man  jetzt  vor  allem  einen  anderen  Druck. 
Es  war  die  Zeit,  in  der  die  Staatsgewalt  mit  aller  Macht  jede  Vereini- 
gung und  allen  Zusammenschluss  der  Einzelnen  zu  verhindern  suchte, 


l)  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  762. 
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allerdings  nicht  von  den  Erwägungen,  wie  wir  sie  bei  Rousseau 
kennen  gelernt  haben,  ausgehend,  sondern  aus  Furcht  vor  den  grossen 
Volksbewegungen,  wie  sie  in  dieser  Zeit  immer  mehr  um  sich  griffen. 
Man  braucht  sich,  um  ein  klares  Bild  dieser  Verhältnisse  zu  bekommen, 
nur  des  Bundesbeschlusses  vom  5.  Juli  1832  und  der  Umstände,  unter 
denen  er  zustande  kam,  zu  erinnern  1).  In  wie  starkem  Masse  man  die 
Einengungen  empfand,  die  durch  diese  Isolierung  dem  Einzelnen  aufer- 
legt wurden,  davon  legen  die  Erbitterung,  welche  dieser  Beschluss  in  den 
weitesten  Kreisen  hervorrief,  und  die  grossen  Kämpfe  um  die  Vereins-  und 
Versammlungsfreiheit,  welche  das  politische  Leben  der  damaligen  Zeit 
erfüllen,  beredtes  Zeugnis  ab.  Daher  kam  es,  dass  man  jetzt  alle  Ver- 
einigungen der  Individuen,  sofern  sie  sich  nur  ohne  staatlichen  Zwang 
bildeten,  als  etwas  ansah,  das  man  ohne  Schädigung  der  individuellen 
Freiheit  nicht  unterdrücken  dürfe.  So  ist  das  freie  Assoziationsrecht 
auch  für  Welcker  das  erste  Freiheitsrecht  freier  Männer. 

„Nur  bei  ganz  rohen  Völkern",  so  führt  er  aus2),  „ und  bei  solchen, 
welche  unter  despotischen  Regierungen  ihrer  Auflösung  entgegengehen, 
und  in  dem  Grade,  als  diese  Zustände  vorherrschen,  erscheinen  der 
Regel  nach  auch  die  Bedürfnisse,  die  Triebe  oder  die  Freiheit  für  solche 
Vereine  beschränkt  oder  erloschen. "  Bei  allen  anderen  Völkern  bilden 
sich  diese  Vereine  von  selbst  ohne  Zwang,  denn  sie  vermögen  den  Be- 
dürfnissen und  der  Eigenart  jedes  Einzelnen  in  hohem  Masse  entgegen- 
zukommen, mehr  als  der  Staat,  der  „für  den  einzelnen  Mann  zu  fern 
und  zu  abstrakt  ist" 3).  Diese  Vereine  haben  aber  auch  „für  die  Ein- 
zelnen, selbst  für  die  rohesten  Mitglieder  der  untersten  Stände,  indem 
sie  dieselben  stets  auf  höhere  allgemeinere  Zwecke  und  Gesetze  hinweisen, 
eine  bildende,  disziplinierende  und  veredelnde  Kraft."  „Sie  vereinigen 
so  die  Einrichtung  und  Bestrebung  des  Staates  immer  aufs  Neue  mit 
dem  freien  Leben  der  Nation  und  ihrer  Glieder."  Je  freier  und  unge- 
störter sich  daher  die  Vereinigungen  der  Individuen  bilJen  können,  um 
so  mehr  wecken  und  beleben  sie  die  Tätigkeitstriebe,  die  Einsichten  und 
Kräfte  der  Bürger,  um  so  reicher  wird  sich  das  Leben  im  Staate  ge- 
stalten können.  Die  Aufgaben,  welche  der  Einzelne  nicht  zu  erfüllen 
vermag,  werden  dann  diese  Vereine  übernehmen.  Denn  nicht  nur  aus 
wirtschaftlichen  Interessen,  sondern  auch  für  die  übrigen  Kulturzwecke, 
für  Erziehungs-  und  Bildungs-,  für  religiöse  und  Gesundheits-,  Gesellig- 
keits-  und  politische  Zwecke  bilden  sich  derartige  Vereine,  und  „diese 
sind",  so  fügt  er  hinzu4),  „ebenfalls  sehr  einflussreich." 

1)  Vergl.  darüber  Zöpfl,  „Grundsätze  des  allgemeinen  und  deutschen  Staats- 
rechts", 4.  Aufl.,  2.  Teil,  §  462,  S.  652 ff.  Ferner  Treitschke,  „Deutsche  Ge- 
schichte im  19.  Jahrhundert",  Bd.  4,  S.  271  ff. 

2)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  725 

3)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  725. 

4)  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  762. 
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Nun  können  wir  wieder  zu  We Ickers  Lehre  vom  Staatszwecke 
zurückkehren.  Wie  oben  dargestellt  wurde,  decken  sich  nach  seiner 
Ansicht  die  Zwecke  des  Staates  mit  der  Gesamtheit  menschlicher  Zwecke 
und  Aufgaben.  Da  nun  von  diesen  ein  Teil  von  den  Einzelindividuen 
allein,  von  den  anderen  aber  bei  weitem  die  meisten  durch  die  Vereine 
gelöst  werden  können,  so  kann  sich  nach  seiner  Ansicht  die  Tätigkeit 
des  Staates  im  Wesentlichen  auf  die  Sorge  dafür  beschränken,  dass  bei 
Erfüllung  der  menschlichen  Aufgaben  durch  die  Einzelnen  und  die 
Vereine  kein  Zweig  vernachlässigt  wird  und  die  Harmonie  gewahrt 
bleibt.  Der  Staat  steht  so  nach  seiner  Auffassung  als  Repräsentant 
der  Gesamtkultur  ordnend  über  allen  einzelnen  gesellschaftlichen  Gruppen. 
Diese  Meinung  hat  er  in  allen  seinen  Schriften  vertreten,  aber  nie  der- 
artig scharf  präzisiert,  wie  er  es  in  der  3.  Auflage  des  Staatslexikons 
darstellt.  Das  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  er  hier  die  Bedeutung 
der  Vereine  besonders  eingehend  behandelt.  Er  schreibt1):  „Sie  (d.  h. 
Welckers  frühere  Schriften)  behandeln  den  Staat  nur  als  den  selbst- 
ständigen oder  höchsten  Friedens-  und  Hilfsverein  eines  Volkes,  welcher 
die  gesamten  menschlichen  Zwecke  und  Bestrebungen  der  Bürger  und 
aller  ihrer  besonderen  Vereine  für  alle  höheren  und  niederen  Kultur- 
zwecke als  einen  freien,  nationalen  Gesamtorganismus  zu  umfassen  und 
jene  Vereine  in  friedlicher  und  hilfreicher  Harmonie  für  den  höchsten 
Gesamtzweck  zu  vereinigen  sucht.  Sie  betrachten  daher  den  vaterländi- 
schen Staat  einer  gesitteten  Nation,  für  welchen  deren  freie  Bürger 
willig  und  mit  Begeisterung  in  den  Tod  gehen  sollen,  nicht  auf  eine 
damit  widersprechende  Weise  als  eine  blosse  Zwangsmaschine  für  einen 
einzelnen  untergeordneten  Zweck.  Sie  überlassen  aber  der  freien  Be- 
strebung der  Bürger  und  besonders  ihrer  Vereine  die  Verwirklichung 
des  weitaus  grössten  Teiles  ihrer  Gesamtkultur,  so  dass  der  Staat  nur 
die  allseitige  rechtliche  Harmonie  ihrer  Bestrebungen  zu  erhalten,  im 
Innern  und  nach  aussen  zu  schützen  und  dem  Gesamtzweck  entsprechend 
zu  einigen  und  hilfreich  zu  unterstützen  hat." 

Es  kann  hier  noch  nicht  darauf  eingegangen  werden,  wie  Welcker 
sich  auf  dieser  Grundlage  die  Tätigkeit  des  Staates  im  Einzelnen  denkt, 
diese  Darstellung  kann  erst  erfolgen,  wenn  seine  Auffassung  vom  Wesen 
des  Staates,  insbesondere  des  konstitutionellen  Staates,  erörtert  ist,  dann 
wird  auch  das  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat  in  seiner  Lehre  zu  be- 
trachten sein2). 


')  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  760. 

2)  Vergl.  darüber  auch  K.  Neundörfer,  „Der  ältere  deutsche  Liberalismus 
und  die  Forderung  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche".  Giessener  Diss.,  S.  29  f. 
und  S.  46. 
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§  6.    Welckers  organische  Staatsanffassmig. 

In  den  vorigen  §§  haben  wir  gesehen,  von  welchen  Grundlagen  aus 
sich  nach  Welckers  Ansicht  der  Staat  aufbaut,  sowie  welche  Zwecke 
er  nach  seiner  Meinung  zu  erfüllen  hat.  Wir  müssen  nun,  bevor  wir 
uns  mit  Welckers  Staatsrechtslehre,  insbesondere  mit  seinen  Ausfüh- 
rungen über  die  konstitutionelle  Monarchie  und  den  Bundesstaat  be- 
schäftigen können,  zunächst  seine  Auffassung  von  dem  Wesen  des  Staates 
im  allgemeinen  kennen  lernen. 

Die  Frage  nach  dem  Wesen  des  Staates  ist  im  Laufe  der  Zeit  von 
so  verschiedenen  Standpunkten  aus  zu  lösen  versucht  worden  und  hat 
so  verschiedenartige  Beantwortungen  gefunden,  dass  es  zweckmässig  ist, 
sich  zunächst  darüber  klar  zu  werden,  welches  für  Welcker  der  leitende 
Gedanke  bei  der  Untersuchung  dieses  Problems  war. 

Es  wurde  bereits  oben  auseinandergesetzt,  —  und  dieses  hat  sich 
auch  schon  im  Laufe  unserer  bisherigen  Betrachtung  bestätigt  —  dass 
Welckers  Lehre  nicht  dogmatisch-juristischer  Natur  ist.  Das  zeigt 
sich  auch  wieder  in  dem  Teile  seiner  Ausführungen,  der  uns  in  diesem 
§  beschäftigen  soll.  Ihn  interessiert  nicht,  oder  doch  nur  in  geringem 
Masse,  die  dogmatisch-juristische  Frage,  wie  die  durch  das  positive  Recht 
gegebenen  Staaten  juristisch  zu  erfassen  sind,  d.  h.  also,  auf  welche 
allgemeinen  juristischen  Begriffe  sie  zurückgeführt  werden  können,  und 
welche  juristische  Eigenschaften  sie  von  anderen  verwandten  Gebilden 
unterscheiden.  Die  Gründe,  welche  im  allgemeinen  für  diesen  Charakter 
von  Welckers  Lehre  bestimmend  waren,  wurden  schon  oben  des 
Näheren  behandelt  hier  soll  daher  nur  kurz  auf  ein  Moment,  welches 
speziell  für  die  Eigenart  der  uns  gerade  jetzt  interessierenden  Lehre 
massgebend  ist,  eingegangen  werden,  weil  dadurch  zugleich  die  Lösung, 
welche  Welcker  gibt,  verständlicher  wird. 

Im  Hintergrunde  von  Welckers  ganzer  Staatslehre  steht,  wie 
schon  betont  wurde,  der  konstitutionelle  Staat;  sein  Wesen  will  er  er- 
fassen, um  daraus  die  Richtlinien  seiner  weiteren  Ausgestaltung  begreifen 
zu  können.  Bei  der  Lösung  dieser  Aufgabe  ergab  sich  vor  allem  eine 
grosse  Schwierigkeit,  und  zwar  erwuchs  diese  aus  der  Souveränelätslehre, 
wie  sie  sich  unter  naturrechtlichem  Einflüsse  in  der  Staatslehre  ausge- 
bildet hatte.  Danach  gipfelte  das  Problem  der  Souveränetät  in  der 
Frage,  ob  dem  Herrscher  oder  dem  Volke  die  ursprüngliche  Gewalt  zu- 
stehe. Diese  Fragestellung  und  die  damit  zusammenhängende  Lösung 
bewirkte,  dass  zunächst  die  Staatspersönlichkeit  nur  geringe  Beachtung 
fand,  ja  dass  der  Staat  sogar  mit  dem  Volke  oder  dem  Herrscher  über- 
haupt identifiziert  wurde.  Auch,  als  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts die  Verfassungen  eingeführt  wurden,  wurde  die  Souveränetäts- 
lehre  zunächst  noch  in  derselben  Weise  wie  vorher  behandelt  und  mit 

Vergl.  oben  S.  8  ff . 


derselben  Einseitigkeit  zu  lösen  versucht.  Die  Entwicklung  aber,  welche 
die  Staaten  damals  durchmachten,  drängte  andererseits  zu  einer  Um- 
bildung dieser  Lehre  im  modernen  Sinne.  Jemehr  nämlich  die  konsti- 
tutionellen Ideen  verwirklicht  wurden,  um  so  weniger  konnte  man  die  bis- 
herige Lehre  von  der  Fürstensouveränetät  und  die  damit  im  Zusammen- 
hang stehende  Lehre  von  dem  eigenen  Rechte  des  Monarchen  auf  Herr- 
schaft aufrecht  erhalten;  es  braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  wie 
sehr  man  sich  in  den  politischen  Kämpfen  der  damaligen  Zeit  gegen- 
über jedem  Fortschritte  des  Konstitutionalismus  auf  die  Fürstensouve- 
ränetät, wie  sie  auch  der  Artikel  57  der  Wiener  Schlussakte  statuiert 
hatte,  berief.  Aber  auch  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  beruhte 
auf  derartigen  Gedanken  und  führte  zu  solchen  Konsequenzen,  die  zu 
den  tatsächlichen  staatlichen  Verhältnissen  insbesondere  in  Deutschland 
in  grossem  Widerspruche  standen1).  Man  musste  daher,  wollte  man 
weiter  kommen  und  den  konstitutionellen  Staat  wirklich  erklären,  die 
Souveränetätslehre,  wie  sie  auch  teilweise  in  »den  Gesetzen  noch  zum 
Ausdrucke  kam ,  einer  Revision  unterziehen.  Dieses  aber  konnte  man 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nur,  indem  man  ihr  bis  auf  ihre 
Grundlagen  nachging,  und  dazu  musste  man  das  Wesen  des  Staates 
überhaupt  einer  Untersuchung  unterziehen.  Das  Wesen  des  Staates 
überhaupt  musste  daher  durchforscht  werden,  um  den  konstitutionellen 
Staat  erfassen  zu  können.  Von  diesen  Gedanken  wurde  auch  Welcker 
mehr  oder  minder  bewusst  geleitet,  indem  er  die  Frage  nach  dem 
Wesen  des  Staates  aufwarf.  Allerdings  wäre  auch  trotzdem  die  Lösung 
des  Problems  auf  juristischem  Wege  an  sich,  rein  methodisch  betrachtet, 
noch  möglich  gewesen.  Allein  Welcker  versuchte  nicht,  ihn  einzu- 
schlagen, und  das  ist  auch  durchaus  erklärlich.  Denn  ganz  abgesehen 
davon,  dass  in  dem  positiven  Rechte  noch  zu  verschiedene  Staatsauf- 
fassungen sich  kreuzten,  dass  der  moderne  Staatsbegriff  noch  zu  sehr  im 
Werden  begriffen  war,  als  dass  er  aus  der  Rechtsordnung  untrüglich 
hätte  nachgewiesen  werden  können,  war  der  juristische  Weg  auch  nicht 
den  Verhältnissen  entsprechend.  Ein  neuer  Gedanke ,  der  sich  in  der 
Rechtsordnung  nur  allmählich  durchringt,  ohne  dass  sich  der  tatsäch- 
liche Gesetzgeber  dessen  immer  klar  bewusst  ist,  kann  nicht  dadurch 
allein  zu  Ansehen  gebracht  werden,  dass  man  ihn  mit  Mühe  aus  dieser 

l)  So  führt  z.  B.  Rotteck  auf  Grund  seiner  Lehre  von  der  Volkssouveränetät 
aus  (Lehrbuch  des  Vernunftrechts ....  Bd.  2,  S.  233) :  Eine  Vereinigung  aller  Staats- 
gewalt in  der  Person  des  Monarchen  ist  hiernach  nur  in  dem  Sinne  noch  anzuer- 
kennen, dass  alle  übertragene  Gewalt,  nicht  aber,  dass  alle  Gewalt  überhaupt  dem 
Monarchen  zustehe.  Und  S.  242:  Alle  Rechte  der  Staatsgewalt,  welche  nicht  aus- 
drücklich an  das  künstliche  Organ  des  Gesamtwillens,  d.  h.  an  die  Regierung  über- 
tragen wurden  oder  nicht  ausschliessend  derselben  angehören,  sind  als  vorbehalten 
für  das  Volk  oder  dessen  Ausschuss  zur  selbst-eigenen,  teils  ausschliessenden,  teils 
teilnehmenden  oder  gemeinschaftlichen  Ausübung  zu  betrachten. 
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Rechtsordnung  herauskonstruiert.  Hierzu  ist  vielmehr  nötig,  dass  der 
betreffende  Gedanke  unabhängig  von  der  Rechtsordnung  von  irgend 
welchem  höheren  Standpunkte  aus  in  seiner  Bedeutung  nachgewiesen 
wird;  gelingt  es  dann  noch,  zu  zeigen,  dass  dieser  Gedanke  auch  schon 
in  der  Rechtsordnung  verwirklicht  ist,  so  wird  allerdings  hierdurch  der 
Eindruck  der  betreffenden  Lehre  entschieden  noch  vergrössert  werden. 
Infolgedessen  versuchte  man  auch  zunächst  im  19.  Jahrhundert  in  der 
Staatslehre  die  Klärung  des  Staatsbegriffes  unabhängig  von  der  Auf- 
fassung einer  bestimmten  Rechtsordnung.  Die  Lehren  vom  Wesen  des 
Staates  in  der  damaligen  Zeit  greifen  daher  fast  durchweg,  wenn  man 
so  sagen  darf,  auf  das  vorjuristische  Sein  des  Staates  zurück.  Das 
können  wir  auch  bei  Welcher  beobachten.  Er  will  die  Kräfte,  die  in 
dem  Staate  tätig  sind,  aufweisen  und  ihr  Ineinanderarbeiten  begreiflich 
machen,  um  dann  von  den  Grundlagen  des  staatliehen  Lebens  aus  die 
einzelnen  Verfassungen  insbesondere  die  konstitutionelle  zu  erklären. 

„Der  Staat  ist  ein  lebendiger  Organismus",  so  führt  Welcker 
aus1),  ,,ein  innerliches  Lebensprinzip  verbindet  seine  Glieder  zur  leben- 
digen Einheit,  in  welcher  sich  alle  gegenseitig  bedingen  und  unterstützen, 
für  die  Zwecke  des  Gesamtlebens  als  Teilhaber  und  Mittel  zusammen 
zu  wirken".  Diesen  Gedanken,  welcher  in  allen  Schriften  W eickers 
wiederkehrt,  macht  er  zur  Grundlage  seiner  ganzen  Lehre  vom  Wesen 
des  Staates.  Die  Auffassung  des  Staates  als  eines  Organismus  war 
damals  durchaus  nicht  neu.  Schon  im  Altertume  und  Mittelalter  ward  sie 
vertreten,  unter  dem  Einflüsse  des  Rationalismus  trat  sie  dann  aller- 
dings zurück,  um  erst  wieder,  als  der  Kampf  gegen  den  Rationalismus 
in  der  Staatslehre  sich  erhob,  zu  neuem  Ansehen  zu  gelangen2).  So 
finden  wir  sie  von  Gönner  vertreten3),  Schelling4)  und  Hegel5) 
standen  ihr  zum  mindesten  nicht  fern,  zu  ihrer  vollen  Ausbildung  ge- 
langte sie  in  den  Lehren  der  historischen  Schule.  Was  diese  Schrift- 
steller in  erster  Linie  zu  der  organischen  Staatsauffassung  führte,  war 
der  Gedanke,  dass  der  Staat  nicht  willkürlich  von  dem  Menschen  ge- 
schaffen sei,  sondern  dass  er  vielmehr  auf  einer  Naturnotwendigkeit  beruhe. 
In  diesem  Sinne  führt  Gönner  aus6):  „Sind,  wie  nicht  geleugnet  werden 
kann,  die  Staaten  ein  Produkt  der  Natur,  so  sind  sie  nur  durch  und 

J)  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  13,  S.  507. 

'2)  Vergl.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  142  ff. 

3)  Vergl.  Joh.  Bapt.  Koch,  „Nikolaus  Thaddäus  v.  Gönners  Staats- 
lehre/' S.  27  ff. 

4)  Vergl.  z.  B.  „System  der  gesamten  Philosophie  und  Naturphilosophie  ins- 
besondere", 1804,  1.  Abteil.,  Bd.  6,  S.  575.  Vorlesungen  über  die  Methode  des 
akademischen  Studiums,  1.  Abt.,  Bd.  5,  S.  312  ff.  „Einleitung  in  die  Philosophie 
der  Mythologie",  2.  Abt.,  Bd.  1,  S.  534  ff. 

5)  Vergl.  z.  B.  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts,  §  269. 

6)  Koch  a.  a.  0.,  S.  29. 
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im  Organismus  da,  folglich  Teile  desselben  und  können  nur  als  organisch 
gedacht  werden".  Ähnlich  ist  auch  der  Gedankengaug  Schellings; 
auch  nach  seiner  Ansicht  gehören  die  Staaten  zu  den  Dingen,  die  von 
Natur  sind  und  unabhängig  von  menschlicher  Intelligenz  entstehen 1). 
Auch  die  Lehren  der  historischen  Schule  gehen  in  denselben  Bahnen, 
denn  das  Volk  ist  auch  nach  ihnen  ein  „naturgemäss  zusammengehöriges 
Ganzes,  eine  höhere  Person". 2)  Dass  diese  Gedankengänge  für  Welcker 
bei  Ausbildung  der  organischen  Staatsauffassung  nicht  ausschlaggebend 
sein  konnten,  ist  wohl  nach  dem,  was  oben  über  seine  Lehre  von  den 
Grundlagen  des  Staates  ausgeführt  wurde,  klar.  Denn,  wenn  er  auch 
die  Notwendigkeit  des  Staates  in  jeder  Beziehung  anerkennt,  so  führt 
er  den  Staat  letzten  Endes  doch  nicht  auf  eine  Naturnotwendigkeit 
zurück,  vielmehr  steht  bei  ihm,  wie  wir  sahen,  entschieden  der  Gedanke 
im  Vordergrunde,  dass  der  Staat  auf  dem  menschlichen  Willen  beruhe. 
Diese  Verknüpfung  von  strengem  Individualismus  und  organischer  Staats- 
auffassung ist  eine  Eigentümlichkeit  von  We Ickers  Lehre,  die  sie 
wesentlich  von  den  meisten  anderen  Theorien  ihrer  Zeit  unterscheidet, 
So  war  auch  die  bei  weitem  überwiegende  Mehrzahl  der  rationa- 
listischen Naturrechtler  von  ihrem  individualistischen  Standpunkte  aus 
zu  einer  von  der  organischen  durchaus  verschiedenen  Staatsauffassung 
gelangt.  Sie  sahen  in  dem  Staate  lediglich  ein  Gebäude  aus  lauter 
gleichen  und  freien  Individuen  mit  obligatorischer  Verkettung3),  sie  be- 
trachteten mit  anderen  Worten  den  Staat  lediglich  als  Rechtsinstitut. 
Ein  scharfer  Ausdruck  wird  diesen  rationalistisch-naturrechtlichen  Ge- 
dankengängen von  Schlözer  gegeben,  indem  er  lehrt4):  „Der  Staat  ist 
eine  Erfindung,  Menschen  machten  sie  zu  ihrem  Wohle,  wie  sie  Brand- 
kassen erfanden.  Instruktivste  Art  Staatslehre  abzuhandeln  ist,  wenn 
man  den  Staat  als  eine  künstliche  überaus  zusammengesetzte  Maschine, 
die  zu  einem  bestimmten  Zwecke  gehen  soll,  behandelt".  Derartig  ab- 
weichende Staatsauffassungen,  wie  wir  sie  so  bei  Welcker  und  im 
rationalistischen  Naturrechte  finden,  lassen  sich  nur  von  den  verschie- 
denen Grundlagen  aus,  von  denen  beide  Lehren  an  die  Untersuchung 
des  Wesens  des  Staates  herantraten,  verstehen.  Hierauf  müssen  wir 
nun  etwas  näher  eingehen,  zumal  dadurch  auch  eine  Eigentümlichkeit 
der  organischen  Staatsauffassung,  wie  sie  von  Welcker  vertreten  wurde, 
erklärlich  wird. 


*)  Einleitung  in  die  Philosophie  der  Mythologie,  2.  Abt.,  Bd.  1,  S.  540. 

2)  Vergl.  z.  B.  Bluntschli,  „Das  Volk  und  der  Souverän  im  allgemeinen 
betrachtet  und  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Schweizer  Verhältnisse."  Zürich 
1831,  S.  9. 

3)  Vergl.  Gierke,  „Johannes  Althusius  und  die  Entwickelung  der  natur- 
rechtlichen Staatstheorien "  a.  a.  0.,  S.  198. 

4)  Allgemeines  Staatsrecht  und  Staatsverfassungslehre,  S.  3. 
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Es  wurde  schon  oben  auf  die  Verschiedenheiten  hingewiesen,  die 
zwischen  W eickers  Individualismus  und  dem  Individualismus  der 
rationalistischen  Staatslehre  bestehen,  es  wurde  dargelegt,  wie  der  Ratio- 
nalismus von  einem  feststehenden  Begriffe  des  Individuums  in  seiner 
Staatslehre  ausgeht,  während  Welcker  das  Individuum  in  seiner 
lebendigen  Individualität  seiner  Lehre  zugrunde  legt.  Wir  sahen 
sodann  auch ,  wie  von  dieser  verschiedenen  Grundlage  aus  beide 
Lehren  zu  einer  durchaus  abweichenden  Stellung  gegenüber  den  ge- 
sellschaftlichen Zuständen  gelangen,  wie  das  rationalistische  Naturrecht 
nämlich  alle  gesellschaftlichen  Vereinigungen  von  Menschen  in  Verbin- 
dungen von  isolierten  Einzelindividuen  auflöst,  während  Welcker  für 
die  Beziehungen,  welche  die  einzelnen  Menschen  in  diesen  Vereinigungen 
verknüpfen,  und  die  Beeinflussungen,  die  daselbst  bewusst  oder  unbe- 
wusst  unter  den  einzelnen  Individuen  sich  vollziehen,  ein  klares  Auge 
hat.  Diese  verschiedene  Stellung  der  beiden  Lehren  gegenüber  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  ist  auch  letzten  Endes  der  Grund  für  ihre  ab- 
weichenden Staatsauffassungen.  Denn  es  ist  durchaus  verständlich,  dass 
das  rationalistische  Naturrecht  infolge  seines  soeben  skizzierten  Cha- 
rakters von  vornherein  geneigt  ist,  auch  den  Staat  in  einzelne  selb- 
ständige Individuen  ohne  irgendwelche  andere  wie  rechtlich  vermittelte 
Beziehungen  aufzulösen,  während  Welcker  befähigt  ist,  auch  die  tat- 
sächlichen Bande,  welche  die  einzelnen  Staatsangehörigen  verknüpfen, 
zu  erkennen  und  ihre  Bedeutung  zu  würdigen. 

Allerdings  lässt  sich  nicht  allein  durch  diese  Verschiedenheit  in 
der  individualistischen  Grundanschauung  die  verschiedene  Staatsauf fassung 
beider  Lehren  erklären,  es  wurde  vielmehr  die  Tendenz,  die  hierdurch 
gegeben  war,  noch  dadurch  verstärkt,  dass  Welcker  und  die  Ratio- 
nalisten bei  ihren  Untersuchungen  ganz  verschieden  geartete  Staaten  vor 
Augen  hatten.  Doch,  bevor  wir  darauf  eingehen,  ist  es  notwendig, 
einige  einleitende  Bemerkungen  vorauszuschicken. 

Es  lässt  sich  in  dem  gesellschaftlichen  Leben  fortwährend  be- 
obachten, dass  das  tatsächliche  Verhältnis  des  Einzelmenschen  zu  dem 
Verbände,  dessen  Mitglied  er  ist,  nicht  unveränderlicher  Art  ist,  es  kann 
vielmehr  im  Laufe  der  Zeit  innerhalb  desselben  Verbandes  wechseln,  es 
kann  aber  auch  zu  derselben  Zeit  in  verschiedenen  Verbänden  verschie- 
den sein.  So  können  wir  sehen,  dass  es  Verbände  gibt,  in  denen  die 
einzelnen  Mitglieder  nebeneinander  hergehen,  ohne  sich  viel  um  einander 
zu  kümmern,  ohne  überhaupt  in  erheblichem  Masse  von  einander  zu 
wissen ;  genau  so  lose  ist  dann  auch  meistens  das  Verhältnis  der  Einzelnen 
zu  den  Organen  des  Verbandes.  Andererseits  gibt  es  wieder  Verbände, 
in  denen  die  regsten  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen  den  Mitgliedern 
untereinander  und  zwischen  diesen  und  den  Verbandsorganen  stattfinden. 
Wenn  wir  dieser  Erscheinung  nachgehen,  so  stellt  sich  heraus,  dass  der 
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soeben  gezeigte  Unterschied  zuletzt  seinen  Grund  hat  in  der  Verschieden- 
heit der  Interessen,  welche  in  den  einzelnen  Verbänden  die  Mitglieder 
zusammenhalten.  Verfolgt  nämlich  der  Verband  lediglich  Zwecke,  welche 
für  die  Einzelnen  nur  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  sind,  so 
haben  diese  keine  Veranlassung,  um  derentwegen  mit  den  Verbandsgenossen 
und  den  Verbandsorganen  in  nähere  Beziehung  zu  treten.  Es  ist  ihnen 
in  solchem  Falle  das  Schicksal  des  ganzen  Verbandes  mehr  oder  weniger 
gleichgültig.  Anders  dagegen  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  der  Verband 
sich  Aufgaben  setzt,  die  für  die  Einzelnen  von  wesentlicher  Bedeutung 
sind.  Hier  stellt  sich  bei  den  Verbandsmitgliedern  ganz  naturgemäss 
das  Streben  ein,  sich  mit  den  gleich  interessierten  Genossen  über  die 
gemeinsamen  Interessen  auszusprechen  und  gegenseitig  ihre  Gedanken 
auszutauschen.  Ebenso  wird  auch  in  einem  solchen  Falle  die  Tätigkeit 
der  Verbandsorgane,  welchen  ja  die  Erfüllung  dieser  Aufgaben  anvertraut 
ist,  von  den  Einzelnen  auf  das  lebhafteste  verfolgt  werden.  Innerhalb 
eines  solchen  Verbandes  wird  sich  daher  ein  reges  Leben  entwickeln, 
und  zwar  wird  dieses  Leben  umso  intensiver  sein,  je  inniger  die  Einzelnen 
an  den  Verbandsaufgaben  interessiert  sind.  Und  das  wird  wieder  in 
umso  höherem  Masse  der  Fall  sein,  je  tiefer  diese  Aufgaben  den  Einzelnen 
berühren,  und  je  weniger  er  sich  in  der  Lage  fühlt,  sie  allein  zu  er- 
füllen. 

Dieselbe  Erscheinung  lässt  sich  auch  in  der  Geschichte  der  Staaten 
nachweisen.  Auch  hier  können  wir  beobachten,  wie  in  den  Staaten,  die 
in  der  Lage  sind,  in  Ubereinstimmung  mit  tiefen  gemeinschaftlichen 
Grundanschauungen  ihrer  Angehörigen  sich  ihre  Aufgaben  zu  wählen, 
ein  reges  staatliches  Leben,  das  alle  einzelnen  Glieder  ergreift,  herrscht, 
während  andererseits  in  den  Staaten,  in  welchen  es  an  diesen  gemein- 
samen Interessen  fehlt,  deren  Tätigkeit  infolgedessen  den  einzelnen 
Staatsangehörigen  mehr  oder  minder  fremd  ist,  ein  derartiges  Leben 
nicht  aufkommen  kann. 

Diese  kurze  Betrachtung  genügt  für  unsere  Zwecke.  Wir  müssen 
uns  nur  unserer  obigen  Ausführungen  über  die  Lehren  vom  Staatszwecke, 
wie  sie  von  We  Icker  einerseits  und  der  Kant  sehen  und  streng  indi- 
vidualistischen Schule  andererseits  vorgetragen  wurden,  erinnern,  um 
einen  weiteren  Grund  für  die  verschiedenen  Staatsauffassungen  in  beiden 
Richtungen  zu  finden.  Wir  sahen,  wie  bei  Kant  und  den  strengen 
Individualisten  die  Aufgaben,  welche  dem  Staate  zugewiesen  werden,  auf 
ein  Minimum  beschränkt  sind,  während  nach  Welckers  Ansicht  dem 
Staate  oder  doch  wenigstens  den  zwischenstaatlichen  Verbänden  ein 
reiches  Gebiet  von  Aufgaben,  die  alle  unmittelbar  aus  den  lebendigen 
Willen  der  einzelnen  Staatsangehörigen  sich  ergeben,  zufällt.  In  einem 
Staate  nach  den  Ideen  Welckers  wird  daher,  wie  unsere  obige  Be- 
trachtung ergibt,  ein  lebendiges  Leben  herrschen,   während  in  dem 
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Staate,  der  auf  dem  Gedanken  der  Kant  sehen  und  streng  individua- 
listischen Schule  aufgebaut  ist,  dieses  gar  nicht  oder  doch  nur  in  ge- 
ringem Masse  der  P'all  sein  wird.  Es  ist  daher  sicher,  dass  beide 
Richtungen  in  ihrer  Neigung  zu  einer  verschiedenen  Betrachtung  des 
Staates  noch  durch  ihre  Lehren  vom  Zwecke  des  Staates  unterstützt 
wurden. 

Gegen  diese  Behauptung  könnte  man  zweierlei  Einwände  erheben. 

Es  kann  nämlich  zunächst  mit  Recht  geltend  gemacht  werden,  dass 
auch  von  solchen  rationalistischen  Naturrechtlern,  die  dem  Staate  einen 
weiteren  Kreis  von  Aufgaben  zuweisen,  der  Staat  lediglich  als  ein  Rechts- 
institut aufgefasst  wird.  Demgegenüber  muss  jedoch  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  nicht  von  der  Anzahl  der  staatlichen  Aufgaben  das  Leben 
in  dem  Staate  abhängt,  sondern  vielmehr  davon,  in  wie  hohem  Masse 
die  Aufgaben,  welche  der  Staat  sich  stellt,  die  Einzelnen  interessieren 
und  ihrem  lebendigen  Willen  entsprechen.  Das  rationalistische  Natur- 
recht leitet  nun  die  Zwecke  des  Staates  nicht  aus  dem  lebendigen  Willen 
der  Staatsangehörigen  ab,  da  es  diesen,  wie  schon  dargestellt  wurde, 
überhaupt  bei  seinen  Untersuchungen  im  wesentlichen  unbeachtet 
lässt,  sondern  es  entwickelt  die  einzelnen  staatlichen  Zwecke  „ratio- 
nalistisch" aus  allgemeinen  Erwägungen.  Infolgedessen  besteht  nach 
dieser  Lehre  keine  Verbindung  zwischen  dem  lebendigen  Einzelwillen  und 
der  Staatstätigkeit,  es  ist  nach  ihr  daher  auch  die  Voraussetzung  für 
das  Leben  im  Staate  zum  mindesten  nicht  in  dem  Masse  wie  nach 
We Ickers  Lehre  gegeben. 

Aber  noch  ein  weiterer  Einwand  gegen  die  obige  Behauptung 
könnte  gemacht  werden.  Man  könnte  sagen,  dass  die  Lehren  vom  Staats- 
zwecke in  beiden  Schulen,  wie  das  auch  oben  dargestellt  wurde,  nicht 
unmittelbar  aus  der  Beobachtung  der  tatsächlichen  staatlichen  Verhält- 
nisse, sondern  vielmehr  aus  politischen  Erwägungen  gewonnen  seien; 
infolgedessen,  so  könnte  man  dann  weiter  argumentieren,  seien  die 
Staaten  beider  Schulen  in  dieser  Beziehung  nicht  wirklich  existierende 
Staaten,  sondern  in  diesem  Sinne  nur  Staatsideale ;  demgemäss  sei  auch 
die  Beobachtung  dieser  Staaten  in  der  Wirklichkeit  nicht  möglich  ge- 
wesen, es  sei  daher  auch  durchaus  nicht  angängig,  zur  Erklärung  für 
die  verschiedenen  Staatsauffassungen  beider  Richtungen  solche  Momente, 
die  lediglich  aus  der  Beobachtung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  sich 
ergeben,  heranzuziehen.  Hierbei  wird  jedoch  unbeachtet  gelassen,  dass 
die  geschilderte  Erscheinung  nicht  nur  bei  dem  Staate  sondern  auch, 
wie  dargelegt  wurde,  bei  jedem  anderen  Verbände  beobachtet  werden 
kann,  und  dass  dann,  wenn  dies  geschehen  ist,  die  Übertragung  dieser 
Beobachtung  auf  den  Staat  ohne  weiteres  erfolgen  kann  und  wird.  Zum 
anderen  wird  auch  noch  ein  Umstand  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung  übersehen.  Es  ist  nämlich  psychologisch  begründet  und  wird 
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auch  durch  eine  Betrachtung  der  einzelnen  Staatslehren  bestätigt,  dass 
die  Mehrzahl  der  Forscher  sich  nicht  nur  den  Staat  als  Objekt  ihrer 
Untersuchung  gegenüberstellen,  sondern  dass  sie  auch  unwillkürlich,  ohne 
sich  selbst  dessen  immer  bewusst  zu  werden,  sich  in  den  Staat,  wie  sie 
ihn  sich  konstruieren,  hineindenken  und  hineinleben.  Dadurch  erlangt 
selbst  das  Staatsideal,  wenigstens  für  den  betreffenden  Forscher,  Wirk- 
lichkeit, in  der  er  lebt  und  deren  Wirkung  er  an  sich  verspürt.  Diese 
Erscheinung  muss  sich  besonders  bei  Beantwortung  der  Frage  nach  dem 
Wesen  des  Staates  bemerkbar  machen.  Es  ist  so  auch  durchaus  zu 
verstehen,  dass  ein  Schriftsteller,  der  von  dem  lebendigen  Willen  der 
Einzelnen  aus  zu  den  Staatsaufgaben  fortschreitet,  zu  einer  anderen 
Staatsauffassung  gelangt,  wie  einer,  für  den  zwischen  den  Aufgaben  des 
Staates  und  dem  lebendigen  individuellen  Willen  eine  derartige  Ver- 
knüpfung nicht  besteht. 

Aber  nicht  allein  durch  die  Verschiedenheit  der  Staatskonstruk- 
tionen, welche  beide  Schulen  auf  Grund  ihrer  Zwecklehren  aufbauen, 
sondern  auch  durch  die  Verschiedenheit  der  tatsächlichen  staatlichen 
Verhältnisse,  welche  beide  zu  beobachten  Gelegenheit  hatten,  wurde  die 
Tendenz  zu  einer  verschiedenen  Staatsbetrachtung  noch  verstärkt. 

Das  rationalistische  Naturrecht  bildete  seine  Lehre  vorwiegend  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  in  den  absoluten  Staaten  aus.  Die  Beobachtung, 
welche  es  hier  machen  konnte,  war  nun  keineswegs  geeignet,  einer  or- 
ganischen Staatsauffassung  den  Weg  zu  bahnen.  Alle  staatlichen  Funk- 
tionen sammelten  sich  in  diesen  Staaten  in  immer  höherem  Masse  in 
den  Händen  des  Monarchen  und  seines  Beamtenheeres.  Der  einzelne 
Staatsangehörige  war  von  jeglicher  Teilnahme  an  der  Staatstätigkeit 
ausgeschlossen ;  der  Staat  wurde  so  den  Einzelnen  immer  fremder ,  bis 
zuletzt  das  Interesse  des  einzelnen  Bürgers  für  das  staatliche  Leben  ganz 
erlosch;  um  Staat  und  Regierung  kümmerte  man  sich  jetzt  kaum  noch, 
wenn  nicht  gerade  der  Monarch  durch  seine  Persönlichkeit  Sympathie 
und  Teilnahme  zu  erwecken  fähig  war.  Den  Staat  lernte  der  Einzelne 
nur  kennen,  wenn  das  ihm  fremde  Beamtentum  es  nötig  fand,  aus 
Gründen  der  „Volksbeglückung"  in  sein  Privatleben  einzugreifen1).  Daher 
ist  es  begreiflich,  dass  in  dieser  Zeit  die  Auffassung  sich  entwickeln 
konnte,  der  Staat  sei  lediglich  eine  Maschine,  die  zu  einem  bestimmten 
Zwecke  gehen  soll,  und  dass  man  das  Verständnis  verlor  für  die  Kräfte, 
die  in  einem  gesunden  Staatsleben  tätig  sein  müssen. 

Anders  dagegen  lagen  die  tatsächlichen  Verhältnisse  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Das  politische  Interesse  erwachte  in  immer 
höherem  Masse  in  allen  Kreisen  der  Bevölkerung,  die  Heranziehung  des 
Einzelnen  zur  staatlichen  Tätigkeit  machte  immer  mehr  Fortschritte, 

')  Vergl.  dazu  Lamprecht,  „Deutsche  Geschichte",  Bd.  9,  S.  10  ff.  Ferner 
2.  Ergänzungsband,  2.  Hälfte,  S.  59  ff. 
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die  Volksbeere  traten  an  Stelle  der  alten  Söldnerheere,  die  Selbstver- 
waltung wurde  ausgebildet,  in  den  Landtagen  erhielt  das  Volk  ein  Organ 
seines  Willens.  Auch  trugen  die  Befreiungskriege  und  nachher  die  Kämpfe 
um  den  Konstitutionalismus  das  ihre  dazu  bei,  den  staatlichen  Sinn 
immer  mehr  zu  erwecken,  das  „Volk  der  Privatmenschen"  x)  in  ein  Volk 
von  Staatsmenschen  umzubilden. 

Das  waren  in  erster  Linie  die  Gründe,  welche  Welcker  zu 
seiner  von  der  naturrechtlichen  so  verschiedenen  Staatsauffassung  führ- 
ten. Ihm  ist  der  Staat  eine  Vereinigung  von  Individuen  auf  Grundlage 
gemeinschaftlicher  Interessen  und  gleicher  Gesinnung,  er  sieht  im  Staate 
infolgedessen  vor  allem  das  lebendige  Leben;  „der  Staat  ist",  so  führt 
er  daher  aus2),  „ein  höheres  und  freieres  zugleich  aber  wahrhaft  leben- 
diges Ganzes,  durchdrungen,  beseelt  und  beherrscht  durch  ein  inneres 
selbständiges  Lebensprinzip,  eine  wahrhaft  höhere  Lebenskraft."  Der 
naturrechtlichen  Lehre  macht  er  daher  auch  vor  allem  den  Vorwurf, 
dass  sie  den  Staat  als  tot  auffasse.  „Widersprochen  ist",  so  schreibt 
er  selbst3),  „durch  diese  Ansicht  (vom  Staate)  der  einen  Hauptpartie 
unserer  Staats-  und  Rechtslehrer  oder  der  unlebendigen  Ansicht  vom 
Staate."    „Widersprochen  ist  Theorien,  welche,  wie  die  vieler  positiver 

Juristen  und  Naturrechtslehrer  den  Staat  betrachten  und 

behandeln  als  tote  S  c  h  1  ö  z  e  r  sehe  Erfindungen  und  Maschinen,  als  ein 
willkürliches  oder  gar  zufälliges,  ein  bloss  Obligationen-  oder  verkehrs- 
rechtliches totes  Sozietätskontraktsverhältnis,  als  Zwangsmechanismus 
für  einzelne  partielle  Zwecke,  als  blosse  Assekuranz-Anstalt  für  äussere 
Sicherung  von  Leben  und  Eigentum,  als  leere  Kant  sehe  Abstraktion 
und  äussere  Freiheitsform,  als  Rousseausches  und  Jakobinisches 
oder  feudalistisches  und  Hallersches  Aggregat  und  Konglomerat  von 
einzelnen  Menschen  oder  einzelnen  Privatschutzvereinen." 

Aus  diesen  Gedankengängen  ist  auch  Welckers  organische 
Staatstheorie  zu  verstehen.  Der  Staat  ist  für  ihn  nicht  deshalb  ein 
Organismus,  weil  er  auf  einer  Naturnotwendigkeit  beruht,  sondern  viel- 
mehr, weil  in  ihm  ein  eigenes  Leben,  das  alle  seine  Glieder  durchdringt 
und  zusammenhält,  herrscht.  Damit  ist  allerdings  noch  nicht  erklärt, 
wie  Welcker  mit  seinem  strengen  Individualismus  die  Erfassung  des 
Staates  als  eines  Organismus  vereint.  Denn  die  Geschichte  der  Staats- 
theorien zeigt,  dass  die  Lehre,  nach  der  im  Staate  ein  eigenes  selb- 
ständiges Leben  herrscht,  fast  durchweg  von  den  Schriftstellern  ver- 
treten wird,  die  das  Dasein  des  Staates  auf  eine  Naturnotwendigkeit 
zurückführen.    Wir  müssen  datier,  um  Aufklärung  über  die  uns  jetzt 

*)  So  nennt  Treitschke  „Deutsche  Geschichte...."  Bd.  1,  S.  64  das  Volk 
des  18.  Jahrhunderts. 

2)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  12,  S.  367. 

3)  System  S.  50-51. 
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interessierende  Frage  zu  erhalten,  untersuchen,  wie  seine  Lehre,  dass 
der  Staat  ein  lebendiges  Ganzes  sei,  aufzufassen  ist. 

„Die  Glieder  des  Staates  werden  nicht",  so  führt  er  aus1),  „wie 
Holz  und  Steine,  wie  tote  Bruchstücke  von  Aggregat  und  Maschine 
durch  eine  mathematisch  genau  berechenbare  und  begrenzte,  äusserlich 
wirkende,  mechanische  Kraft  äusserlich  verbunden  und  in  Tätigkeit  ge- 
setzt. Eine  höhere,  unendliche,  unberechenbar  innerlich  wirkende :  die 
menschliche  Willens-  und  geistige  Freiheitskraft  ist  es  vielmehr,  die  im 

Staate  und  seinen  Gliedern  lebt  und  wirkt   Es  ist  eine  solche 

Kraft,  mit  welcher  z.  B.  der  kleine  Griechenstaat,  am  Rande  des  Ver- 
derbens, glorreich  die  persische  Weltmonarchie  besiegt,  im  Frieden  wie  im 
Kriege  sie  an  Macht  wie  an  Reichtum  und  Schönheit  immer  neuer 
Lebensformen  und  Bildung  übertrifft. "  Der  Staat  ist  daher  nach 
Welckers  Ansicht  „notwendige  Willenseinheit,  und  zwar  ist  er  dieses 
um  so  vollkommener,  je  vollkommener  und  gesunder  sein  Leben  ist." 
„Nur  diese  Willenseinheit  (das  lebendige  Gesetz  aller,  der  allgemeine 
Wille)",  so  schreibt  er  an  einer  anderen  Stelle2),  „gibt  dem  Ganzen 
Leben  Kraft  und  Einheit,  den  einzelnen  Kräften  Harmonie  und  Wirk- 
samkeit." Sie  kann  auf  verschiedenen  Grundlagen  beruhen.  „Sie  kann", 
so  führt  er  diesen  Gedanken  aus2),  „in  der  Theokratie  durch  allgemei- 
nen Glauben  entstehen,  in  der  Despotie,  wo  alle  Verräter  an  allen  und 
an  sich  selbst  werden,  durch  die  allgemeine  willige  Unterwerfung  unter 
niedrige  sinnliche  Antriebe  und  unter  die  Mächtigeren.  Sie  kann  in 
dem  Rechtsstaate,  dessen  sämtliche  Bürger,  sofern  das  Höhere  wirklich 
in  ihnen  leben  soll,  die  anerkannte  Stimme  ihres  eigenen  Gewissens 
als  höchstes  ableitendes  Gesetz  anerkennen  müssen,  nur  entstehen  durch 
gemeinschaftliche  freie  Übereinstimmung  über  das,  was  für  alle  recht 
und  heilsam  ist,  nur  durch  den  allgemeinen  Willen  der  Bürger,  geleitet 
durch  ihre  gemeinschaftliche  Religion,  Moral  und  Bildung."  Weil  so 
das  Vereinigungsgesetz  im  Staate  lebendiges  Willensgesetz  ist,  deshalb 
haben  nach  seiner  Meinung  auch  die  Alten  mit  Recht  den  Staat  ein 
lebendiges  Wesen  genannt 3).  In  dieser  Willenseinheit  entwickelt  sich 
ein  selbständiges  Leben  des  Staates  und  so  meint  er4)  „das  höhere 
selbständige  Gesamtleben  des  vaterländischen  Staates  ergreift  und  be- 
stimmt die  Bürger  stets  neu  und  ein  höheres  Lebensprinzip  ihres  Staates, 
das  Verfassungsgrundgesetz,  übt  seine  Gewalt  über  das  ganze  Volk." 
Daher  wächst  der  Staat  nach  seiner  Ansicht  „aus  den  lebendigen  Kräf- 
ten der  lebendigen  Bürger,  aus  ihrer  ganzen  Bildung,  Religion,  Ge- 
schichte, Bestrebung  mit  Notwendigkeit  hervor,  er  besteht  nicht  tot 

System  S.  51-52. 

2)  Heidelberger  Jahrbücher,  1815,  S.  437—438. 

3)  Kieler  Blätter,  1815,  Bd.  1,  S.  20. 

4)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  12,  S.  368. 

7* 
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neben  oder  ausser  ihnen,  sondern  ist  in  ihnen  lebend,  wird  auch  durch 
diese  lebendigen  Kräfte  innerlich  bestimmt  und  beherrscht. u  *) 

Aus  diesen  Ausführungen,  die  lediglich  W eickers  Ideengänge 
beleuchten  sollten,  sehen  wir,  worauf  seine  Lehre,  dass  der  Staat  ein* 
lebendiges  Ganzes  ist,  beruht.  Der  Staat  ist  nach  seiner  Ansicht  leben- 
dig, sofern  er  auf  einer  lebendigen  Willenseinheit,  einem  lebendigen 
Gesamtwillen  aufgebaut  ist.  Dieser  Gesamtwille  ist  nun  nach  seiner 
Meinung  nicht  eine  gegenüber  dem  Einzelindividuum  fremde  Macht,  er 
ist  vielmehr  die  Vereinigung  der  lebendigen  Willen  der  einzelnen  Staats- 
angehörigen, wie  sie  sich  im  Staate  in  ihrer  steten  Wechselbeziehung 
und  in  ihrem  Zusammenwirken  bilden.  Somit  ist  für  ihn  die  Lehre, 
dass  der  Staat  ein  lebendiges  Ganzes  ist,  nur  eine  Konsequenz  aus  sei- 
ner Ansicht,  dass  die  Grundlage  des  Staates  der  individuelle  Wille  ist. 
Auf  diese  Theorie  We Ickers  wurde  oben  schon  so  ausführlich  einge- 
gangen, dass  sie  hier  nicht  mehr  erörtert  zu  werden  braucht. 

Dagegen  wollen  wir  jetzt,  nachdem  wir  gesehen  haben,  wie 
Welcker  zu  der  Auffassung  gelangte,  dass  der  Staat  ein  Organismus 
sei,  betrachten,  wie  er  im  Einzelnen  diese  Lehre  ausbaut. 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Ausführungen  Welckers 
über  das  Wesen  des  Staates,  so  weit  sie  bis  jetzt  dargestellt  wurden, 
eine  wesentliche  Übereinstimmung  mit  den  Lehren  der  historischen 
Rechtsschule  zeigen.  Das  kann  uns  um  so  weniger  befremden,  als  wir 
schon  oben  gesehen  haben,  dass  auch  die  Rechtslehren  beider  Schulen 
nicht  leicht  zu  übersehende  Berührungspunkte  aufweisen. 

Die  historische  Rechtsschule  geht  bekanntlich  davon  aus,  dass  das 
Volk  als  ein  naturgemäss  zusammengehörendes  lebendiges  Ganzes  auch 
einen  eigenen  Volksgeist  und  Volkswillen  habe.  Durch  diese  wird  nach 
ihrer  Ansicht  wie  das  Recht  so  auch  der  Staat  ins  Dasein  gerufen  und 
im  Leben  erhalten,  die  Erzeugung  des  Staates  ist  nur  eine  Art  der 
Rechtserzeugung,  ja  die  höchste  Stufe  der  Rechtserzeugung 2).  Der  Staat 
ist  daher  nach  dieser  Lehre  „die  Form  des  Volkes 3)",  „die  leibliche 
Gestaltung  der  geistigen  Volksgemeinschaft. u  4)  Wenn  auch  dieser  Volks- 
geist oder  Volkswille,  wie  ihn  die  historische  Rechtsschule  auffasst,  sich 
von  dem,  was  Welcker  unter  dem  Volkswillen  versteht,  wesentlich 
unterscheidet,  wie  schon  ausgeführt  wurde,  so  ist  doch  beiden  Rich- 
tungen gegenüber  der  rationalistischen  Staatsauffassung  der  Gedanke 
gemeinsam,  dass  der  Staat  ein  lebendiges  Ganzes  sei  und  auf  einem 
einheitlichen  lebendigen  Willen  ruhe. 


J)  System  S.  52. 

2)  Savigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts,  1840,  S.  22. 

3)  Bluntschli,  „Das  Volk  und  der  Souverän  ..."  S.  8. 

4)  Savigny,  „System...."  S.  22. 
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Auf  Grund  dieser  Theorie  bildete  die  historische  Rechtsschule  eine 
Lehre  aus,  die  für  die  Entwicklung  der  Staatslehre  im  19.  Jahrhundert 
yon  wesentlichem  Einflüsse  wurde.  Indem  sie  nämlich  davon  ausgeht, 
dass  der  Staat  ein  selbständiges  lebendiges  Ganzes  sei,  in  dem  ein  ein- 
heitlicher lebendiger  Volkswille  herrsche,  kommt  sie  zu  der  Konsequenz, 
dass  in  dem  Staate  wie  in  jedem  anderen  Lebewesen  auch  nur  dieser 
eine  Wille  existieren  und  daher  aller  Wille  in  dem  Staate  auch  nur 
Ausfluss  dieses  einen  Willens  sein  könne.  Infolgedessen  kann  nach 
dieser  Lehre  auch  ein  Glied  des  Staates  in  Ausübung  seiner  Funktionen 
in  dem  staatlichen  Organismus  nicht  Vollstrecker  seines  individuellen 
Willens  sondern  nur  Organ  des  Staatswillens  sein.  Ist  so  jeder  Wille 
im  Staate  nur  Ausdruck  des  Staatswillens,  so  kann  auch  keine  selb- 
ständige Gewalt  im  Staate  bestehen,  vielmehr  muss  alle  Gewalt  im 
Staate  abgeleitete  Staatsgewalt  sein.  In  diesem  Sinne  führt  Bluntschli 
aus1):  „Das  Volk  ist  der  Stoff  des  Staates.  Aus  ihm  entwickelt  sich 
alles  Recht  und  alles  Staatsleben.  Demnach  fliesst  auch  die  Souveränetät 
als  einzelne  Lebensäusserung  des  Staates  aus  dem  Volke,  freilich  nicht 
aus  den  einzelnen  Männern  und  Weibern  im  Volke,  sondern  aus  dem 
Volke  als  einem  grossen  Individuum."  Damit  war  die  Lehre  von  der 
Staatspersönlichkeit  gegenüber  den  naturrechtlichen  Zersplitterungen 
des  Staates  zu  klarem  Ausdrucke  gebracht  und  der  Gedanke  der  Staats- 
einheit scharf  durchgeführt2). 

Diese  Konsequenzen  hatWelcker  aus  der  Lehre  vom  Wesen  des 
Staates  als  eines  lebendigen  Organismus  nicht  gezogen.  Bei  ihm  ist 
der  einheitliche  Staatsgedanke  noch  nicht  zur  vollen  Ausbildung  gelangt, 
es  sind  vielmehr  in  seiner  Lehre  noch  Reste  der  dualistischen  Staats- 
auffassung zu  erkennen. 

Der  Hauptgrund,  der  hierbei  für  ihn  bestimmend  war,  und  von 
dem  aus  auch  gleichzeitig  die  Gestalt,  welche  er  der  organischen  Staats- 
theorie gab,  erklärlich  wird,  lag  in  seinem  streng  ausgesprochenen  In- 
dividualismus. 

Diesem  Individualismus  verdankt  er  es  zunächst,  dass  er  nicht 
die  einseitigen  Konsequenzen  wie  ein  Teil  der  unter  dem  Einflüsse  der 
historischen  Rechtsschule  stehenden  Schriftsteller  aus  der  Lehre  von 
der  Staatspersönlichkeit  zog. 

Aus  der  Lehre  der  historischen  Rechtsschule,  dass  der  Staat  eine 
lebendige  Persönlichkeit  mit  einheitlichem  Willen  und  einheitlicher  Ge- 
walt sei,  ergibt  sich  als  natürliche  Folgerung,  dass  auch  die  einzelnen 

x)  a.  a.  0.,  S.  19. 

2)  Auf  die  Frage,  ob  der  grosse  Grundgedanke,  auf  den  sich  diese  Auffassung 
aufbaut,  auch  schon  von  Anfang  an  in  seiner  tiefen  Bedeutung  von  den  Schrift- 
stellern der  historischen  Rechtsschule  klar  erkannt  wurde,  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden,  es  würde  das  zu  einer  beträchtlichen  Abschweifung  führen. 
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Individuen,  soweit  sie  in  dem  Staate  stehen,  nur  als  Glieder  des  Staates 
nicht  als  selbständige  Existenzen  aufgefasst  werden  können.  Insoweit 
muss  jede  Lehre,  welche  in  dem  Staate  eine  mit  einheitlichem  Willen 
ausgestattete  Persönlichkeit  sieht,  die  Selbständigkeit  des  Einzelindivi- 
duums dem  Staatsgedanken  opfern1).  Andererseits  wird  dadurch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Selbständigkeit  des  Individuums,  soweit  es  nicht 
Glied  des  Staates  ist,  vollständig  anerkannt  werden  kann2).  Indem  nun 
die  historische  Rechtsschule  wenigstens  anfänglich  in  weitgehendem 
Umfange  den  Einzelnen  als  Glied  des  Staates  auffasste,  kam  sie  not- 
wendig dazu,  die  individuelle  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Staate  in 
verhältnismässig  hohem  Masse  einzuschränken.  Es  wurde  schon  oben  bei 
der  Darstellung  der  Lehre  vom  historischen  Geschehen  ausgeführt,  dass 
nach  der  Ansicht  der  historischen  Rechtsschule  der  freien  Tätigkeit  des 
Individuums  gegenüber  dem  Walten  des  Volksgeistes  nur  geringe  Be- 
deutung zukommt.  Diese  Lehre  entspringt  aus  der  allgemeinen  Tendenz 
dieser  Schule,  den  Einzelnen  in  ein  grösseres  Ganzes  einzureihen  und 
sein  Dasein  aus  dem  Dasein  des  Ganzen  abzuleiten.  Hieraus  wird  auch 
ihre  Auffassung  von  der  Stellung  des  Einzelnen  in  und  zum  Staate  er- 
klärlich. Der  Staat  ist  eben  für  sie  das  höhere  Ganze,  in  welches  das 
Individuum  sich  einreiht.  Das  waren  Gedanken,  die  Welcker,  wenn 
er  nicht  mit  seinen  ganzen  Grundanschauungen,  wie  sie  bisher  darge- 
stellt worden  sind,  in  Widerspruch  geraten  wollte,  nicht  annehmen 
konnte.  Denn  das  Ganze  hat  für  ihn,  wrie  wir  sahen,  keinen  selbstän- 
digen Wert  unabhängig  von  dem  Individuum,  es  erhält  vielmehr  seinen 
Wert  nur  dadurch,  dass  es  dem  Individuum  erst  mit  seiner  Hilfe  mög- 
lich wird,  sich  möglichst  vollständig  auszubilden  und  auszuleben.  An- 
dererseits aber  ist  das  Individuum  nach  seiner  Ansicht  nicht  nur  in  dem 
Ganzen  in  der  Lage  sich  zu  betätigen,  sondern  es  bedarf  als  Grund- 
bedingung seiner  ganzen  Persönlichkeitsentfaltung  auch  der  Isolierung  und 
Freiheit  von  dem  Ganzen.  Daher  ist  es  für  ihn  unmöglich,  die  Selb- 
ständigkeit des  Einzelnen  vor  seiner  Stellung  als  Glied  des  Staates  zu- 
rücktreten zu  lassen.  Infolgedessen  bekämpft  er  die  Lehre  der  histo- 
rischen Schule  vom  Wesen  des  Staates  nicht  weniger  wie  die  der 
Rationalisten.  „Die  naturphilosophische,  die  historische  und  die  mystisch- 

x)  Vergl.  z.  B.  Gierke,  „Die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts  und  die  neuesten 
Staatsrechtstheorien"  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Bd.  30, 
S.  306 :  Allein  er  (der  Staat)  ist  trotzdem  eine  reale  Einheit,  weil  die  sämtlichen 
Sonderexistenzen,  insoweit  als  sie  Elemente  des  Staates  sind,  sich  nach  der  Idee  des 
Staatsganzen  gruppieren,  gliedern  und  verbinden  und  den  Inhalt  ihres  Daseins  nicht 
in  sich  selbst,  sondern  in  der  Bestimmung  für  das  höhere  Gesamtleben  finden." 

2)  Vergl.  Gierke  a.  a.  0.:  „Weil  aber  die  menschliche  Existenz  nicht  im 
Gattungsleben  aufgeht,  sondern  zugleich  sich  selbst  Zweck  ist,  so  müssen  wir  auch 
dem  Staat  gegenüber  das  Individuum  als  eine  originäre,  für  sich  seiende,  ihren 
Zweck  in  sich  selbst  tragende  Wesenheit  anerkennen." 
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theokratische  Schule",  so  führt  er  in  diesem  Sinne  aus1)  „. ,  .  .  fassten 
den  Staat  wieder  als  lebendig,  aber  sie  begingen  dabei  den  Fehler,  dass 
sie  die  Freiheit  vergassen.  Sie  fassten  nicht,  wie  die  Alten,  neben  der 
grundgesetzlichen  Gemeinschaftlichkeit  des  Staatslebens  mit  dem  Einzel- 
leben zugleich  auch  dessen  generische  Verschiedenheit,  nämlich  die  freie 
Persönlichkeit  der  Glieder  des  Staatslebens  und  deren  freie  Teilnahme 
am  Ganzen,  sie  fassten  nicht  neben  der  Einheit  auch  die  Freiheit  ins 
Auge."2)  „Erst  als  zugleich  freies  und  zugleich  innerlich  lebendig  ge- 
einigtes  Ganzes  wird  der  Staat,  wie  Aristoteles  und  Plato  es  aus- 
sprechen, zu  einem  höheren  und  grösseren  menschlichen  Leben  als  das 
des  einzelnen  Menschen  und  Bürgers."1) 

Indem  Welcker  so  nicht  nur  die  rationalistische  Lehre  vom 
Wesen  des  Staates,  sondern  auch  die  Vernachlässigung  der  Einzel-Per- 
sönlichkeit durch  die  historische  Schule  auf  das  Entschiedenste  be- 
kämpfte, hätte  er,  so  sollte  man  meinen,  ohne  grosse  Schwierigkeiten 
dazu  kommen  können,  die  Lehre  von  der  Staatspersönlichkeit  ohne  die 
einseitigen  Konsequenzen  der  streng  organischen  Theorien  auszubilden. 
Diese  Annahme  liegt  um  so  näher,  als  bereits  im  Jahre  1837  Albrechts 
Untersuchungen  erschienen,  die  für  die  Staatslehre  von  grundlegender 
Bedeutung  wurden. 

Albrecht  geht  hierin3)  von  dem  Gedanken  aus,  dass  der  Staat 
nicht  eine  Verbindung  von  Menschen,  die  lediglich  und  unmittelbar  für 
die  individuellen  Zwecke  und  Interessen  derselben,  sei  es  aller  oder 
vieler  oder  auch  nur  Einzelner,  namentlich  des  Herrschers,  berechnet 
sei,  sondern  dass  er  vielmehr  ein  Gemeinwesen,  eine  Anstalt  sei,  die, 
über  den  Einzelnen  stehend,  zunächst  Zwecken  gewidmet  ist,  die  keines- 
wegs bloss  die  Summe  individueller  Interessen,  des  Herrschers  und  der 
Untertanen,  sondern  ein  höheres  allgemeines  Gesamtinteresse  bilden, 
von  wo  aus  erst  mittelbar  jenen  Nahrung,  Förderung,  Richtung  zuteil 
werde.  Es  zerlegt  sich  somit  nach  seiner  Meinung  das  Leben  des  Ein- 
zelnen, Herrschers  und  Untertanen,  in  zwei  Partien,  die  eine,  in  der 
er  um  jenes  Allgemeinen  willen  im  Namen  und  Dienste  des  Staates  als 
Haupt  oder  Glied  desselben  berechtigt  oder  verpflichtet  ist,  die  andere, 
in  der  er  als  selbständiges  Individuum  um  seiner  selbst  willen  Rechte, 
oder  um  eines  anderen  willen  Verpflichtungen  hat.  „Indem  wir  somit 
in  bezug  auf  das  erste  Gebiet",  so  setzt  er  seinen  Gedankengang  fort 3), 

J)  Staatslexikon,  2.  Aufl.  Bd.  12,  S.  367-368. 

2)  Wörtlich  zitiert  heisst  es  weiter:  nicht  neben  den  natürlichen,  sittlichen, 
religiösen,  rechtlichen  und  historischen  Bestimmungsgründen  auch  das  freie  Aner- 
kennen, Vertragen  und  Mitwirken  und  die  dazu  nötigen  freien  Organe  ins  Auge." 
Diese  Ausführungen  beziehen  sich  auf  den  Gegensatz  zwischen  Welcker  und  der 
historischen  Schule,  auf  den  schon  oben  hingewiesen  wurde,  der  sich  in  den  Worten 
zusammenfassen  lässt,  „freier  Wille"  und  „Notwendigkeit". 

3)  Veigl.  E.  A,  (Alb rechts)  Besprechung  von  Maurenbrechers  „Grund- 
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„dem  Individuum  alle  selbständige  juristische  Persönlichkeit  (das  um 
seiner  selbst  willen  Berechtigtsein)  absprechen,  werden  wir  notwendig 
dahin  geführt,  die  Persönlichkeit,  die  in  diesem  Gebiete  herrscht,  handelt, 
Rechte  hat,  dem  Staate  selbst  zuzuschreiben,  diese  daher  als  juristische 
Person  zu  denken."  Fassen  wir  den  Grundgedanken  dieser  Ausführungen 
kurz  zusammen,  so  finden  wir,  nach  Albrechts  Auffassung  ist  der 
Staat  der  Träger  der  einheitlichen  Gesamtinteressen  und  infolgedessen 
eine  selbständige  juristische  Persönlichkeit,  daher  ist  das  Individuum, 
da  es  nicht  nur  den  Gesamtinteressen  zu  dienen  hat,  sondern  auch 
eigene  Zwecke  verfolgt,  nicht  nur  als  Glied  dem  Staate  eingeordnet, 
sondern  es  steht  auch  selbständig  berechtigt  dem  Staate  gegenüber.  In 
diesem  Punkte  weicht  Welcker  von  Alb  rechts  Lehre  entschieden 
ab,  und  dieses  ist  für  den  ganzen  Charakter  seiner  Staatsrechtslehre  von 
grundlegender  Bedeutung.  Welcker  stellt  nämlich  das  Individuum, 
soweit  es  eigene  selbständige  Interessen  hat,  nicht  dem  Staate  gegenüber, 
sondern  fügt  es  in  den  Staatsorganismus  ein. 

„Analysieren  wir",  so  führt  er  aus *),  „das  uns  erfahrungsmässig 
gegebene  Wesen  der  Staaten,  und  zunächst  der  vollkommenen  Staaten, 
der  Staaten  auf  der  dritten  Entwickelungsstufe,  so  gelangen  wir  zu  den 
nachfolgenden  Ergebnissen:  es  treten  uns  im  Staatsleben  zunächst  zwei 
scheinbar  widersprechende  Hauptelemente  entgegen,  1.  eine  Vielheit 
einzelner  Menschen,  selbständig-freier  Individuen,  2.  eine  Einheit  des 
Staates,  eine  umfassende  einheitliche  souveräne  Gewalt  über  den  ganzen 
Staat  und  für  einen  umfassenden  Staatszweck,  sodann  aber  auch  3.  eine 
Harmonie  oder  harmonische  Vermittelung  zwischen  beiden  Gegensätzen, 
zwischen  der  Vielheit  und  Freiheit  einerseits  und  zwischen  der  Einheit 
und  Gewalt  andererseits."  „Für  sich  allein  und  absolut  durchgeführt", 
so  fährt  er  fort2),  „begründet  jene  Vielheit  und  Freiheit  Anarchie,  die 
Einheit  und  Gewalt  dagegen  Despotismus."  Der  Gegensatz  löst  sich 
nach  seiner  Auflassung  durch  „das  wahre,  aber  höhere  und  freie, 
frei  organisierte  menschliche  Leben  des  Staates".  In  dem  lebendigen 
Staatsleben  ist  nicht  nur  die  Einheit,  sondern  auch  die  Vielheit  ein 
Grundbestandteil 3). 

Der  Grund,  welcher  Welcker  zu  dieser  Staatskonstruktion  ver- 
anlasste, liegt  ebenfalls  vorwiegend  in  seinem  strengen  Individualismus. 

Die  Lehre  Albrechts,  dass  der  Staatspersönlichkeit  die  höchste 
Gewalt  zustehe,  und  dass  ferner  dem  Staate  das  Einzelindividuum,  so- 
weit es  eigene  selbständige  Interessen  hat,  als  berechtigte  Persönlichkeit 

Sätzen  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts".  Göttinger  gelehrte  Anzeigen,  1837, 
Seite  1491. 

x)  Staatslexikon,  Bd.  12,  S.  365. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  12,  S.  367. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  12,  S.  369. 
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gegenübersteh e,  führt  notwendig  zu  der  Auffassung,  dass  die  Selbständig- 
keit des  Individuums  nur  auf  einer  Selbstbeschränkung  des  Staates  be- 
ruhe und  demgemäss  allein  von  dessen  Willen  abhängig  sei.  Da  nun 
der  Staat  Vertreter  der  Gesamtinteressen  ist,  so  ist  mit  diesem  Satze 
nichts  anderes  gesagt,  als  dass  die  Anerkennung  der  Einzelinteressen, 
wenn  ihr  auch  durchaus  nichts  im  Wege  steht,  doch  nur  davon  ab- 
hängig ist,  inwieweit  sie  sich  mit  den  Gesamtinteressen  des  Staates 
vereinigen  lässt;  mit  anderen  Worten,  auch  diese  Lehre  führt  dazu, 
die  Gesamtinteressen  den  Einzelinteressen  vorzuziehen.  Diese  Auffassung 
teilt,  wie  wir  schon  sahen,  We Icker  nicht,  vielmehr  sind  für  ihn  die 
Zwecke  der  Gesamtheit  und  der  Einzelnen  gleichwertig.  Daher  können 
nach  seiner  Auffassung  durch  den  Staat  als  den  Inhaber  der  höchsten 
Gewalt  nicht  nur  die  Gesamtinteressen  vertreten  werden,  sondern  Ge- 
samtinteressen und  Einzelinteressen  stehen  sich  in  dem  Staate  gleich- 
wertig gegenüber. 

In  diesen  Gedankengängen  wurde  er  auch  noch  durch  die  politi- 
schen Verhältnisse  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  in  denen 
er  mitten  drin  stand,  bestärkt.  In  den  Kämpfen  zwischen  den  Regie- 
rungen  und  den  Landtagen,  wie  sie  die  innere  politische  Geschichte  der 
damaligen  Zeit  erfüllen,  standen  die  Landtage  vor  allem  als  die  Ver- 
treter der  individuellen  Interessen  den  Regierungen  als  den  Repräsen- 
tanten der  staatlichen  Zentralisation  und  Autorität  gegenüber.  Auch 
wirkte  die  Erinnerung  an  den  alten  ständischen  Staat  mit  seinem 
schroffen  Dualismus,  wie  er  in  der  Gegenüberstellung  von  Fürst  und 
Ständen  sich  zeigte,  auf  Welckers  Ideengänge  zweifellos  ein.  Doch 
kann  darauf  erst  bei  der  Darstellung  seiner  Staatsrechtslehre  des  Näheren 
eingegangen  werden. 

Es  muss  vielmehr  jetzt  dargestellt  werden,  wie  Welcker  seine 
einzelnen  Ansichten  vom  Wesen  des  Staates,  die  wir  nunmehr  kennen 
gelernt  haben,  zu  einer  einheitlichen  Konstruktion  vereinigt.  Wir  sahen, 
nach  seiner  Auffassung  ist  der  Staat  ein  lebendiger  Organismus,  auf 
einem  lebendigen  Willen  beruhend,  in  ihm  stehen  sich  Einheit  und  Viel- 
heit schroff  gegenüber  und  werden  wieder  harmonisch  vereint. 

Die  dualistische  Spaltung,  welche  wir  bei  Welcker  kennen  gelernt 
haben,  erscheint  zunächst  unvereinbar  mit  seiner  Lehre,  dass  der  Staat 
ein  Organismus  sei.  Das  ist  aber  nach  seiner  Ansicht  nicht  der  Fall, 
vielmehr  stellt  er  diese  Spaltung  des  Staates  gerade  als  eine  Folge- 
erscheinung seines  organischen  Charakters  dar. 

Es  wurde  schon  bei  Darstellung  der  Lehre  von  der  historischen 
Entwickelung  darauf  hingewiesen,  dass  sich  bei  Welcker  Beeinflus- 
sungen durch  die  Ideengänge  der  Sehe  Hing  sehen  Naturphilosophie 
nachweisen  lassen.  Aber  nicht  nur  —  worauf  damals  hingewiesen  wurde 
—  durch  den  Gedanken,  dass  das  Wesentliche  aller  Dinge,  die  nicht 
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bloss  Erscheinungen  sind,  das  Leben  sei,  enthält  seine  Lehre  eine  An- 
lehnung an  Schellings  Ausführungen,  sondern  auch  in  seiner  Auf- 
fassung des  Wesens  alles  Lebens  sind  Anklänge  an  Schel lin g sehe 
Lehren  nicht  zu  verkennen,  allerdings,  wie  auch  hier  betont  werden 
muss,  nicht  mehr  als  Anklänge. 

Alles  Leben  ist  das  Produkt  entgegengesetzter  Kräfte  und  jede 
einzelne  Naturerscheinung  kommt  nur  als  Synthesis  antithetischer 
Kräfte  zustande,  das  war  der  Grundgedanke  von  Schellings  Lehre 
vom  Leben1).  Diesen  Gedanken  nahm  Welcker  aus  der  Naturphilo- 
sophie auf,  zumal  er  ihm  einen  willkommenen  Anhalt  für  seine  Staats- 
konstruktion bot. 

„Lebendig  ist",  so  führt  er,  wie  wir  schon  sahen,  aus2),  „ein  Sein, 
in  dem  1.  eine  allgemeine  innere  Urkraft,  2.  besondere  äussere  Erschei- 
nungskräfte, 3.  durch  selbständige  Harmoniekraft  zu  einem  für  seine 
Erhaltung  und  Bestimmung  harmonisch  wirkenden  individuellen  Ganzen 
verbunden  sind."  In  jedem  lebendigen  Sein,  nicht  bloss  in  dem  physi- 
kalischen Körper  oder  dem  bloss  animalischen  Leben,  lassen  sich  nach 
seiner  Meinung  diese  drei  grundgesetzlichen  integrierenden  Hauptbe- 
standteile oder  auch,  da  jede  Erscheinung  eine  ursächliche  Kraft  ihrer 
Hervorbringung  voraussetzt,  drei  Grundkräfte  unterscheiden,  die  wir  in 
Beziehung  auf  ihre  Wirksamkeit  in  der  individuellen  Lebenstätigkeit 
Grundtriebe,  sowie,  in  Beziehung  auf  ihr  Erscheinen  in  denselben,  Haupt- 
seiten nennen.  Sie  lassen  sich  unterscheiden,  so  führt  er  aus,  zwar 
nicht  als  materiell  der  Zeit  und  dem  Räume  nach  auseinanderliegend, 
wohl  aber  als  schon  in  logischer  Auffassung  erfahrungsmässiger  Wahr- 
nehmung jedes  Lebens  in  logischer  Analyse  seines  Begriffes  gegeben 
und  als  in  einzelnen  Lebenserscheinungen  vorzugsweise  hervortretend. 
Diese  dreifachen  Bestandteile  nennen  wir,  so  schreibt  er,  auf  der 
untersten  Lebensstufe  des  bloss  physikalischen  Körpers  Ausdehnungs-, 
Zusammenziehungs-,  Gleichgewichtskraft,  in  dem  Menschenleben  treten 
sie  hervor  erstens  in  der  Kraft  des  göttlichen  Geistes,  der  göttlichen 
Idee,  zweitens  dem  Körper  und  drittens  der  das  Göttliche  und  Sinnliche 
aufs  Innigste  harmonisch  verbindenden  individuellen  Seelenkraft. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen  und  auch  ohne  Interesse  sein,  des 
Näheren  auf  die  Ausführungen,  in  denen  er  diese  Ansicht  zu  begründen 
und  ihre  Richtigkeit  im  Einzelnen  an  allem  Leben  nachzuweisen 
sucht,  einzugehen3).    Was  uns  interessiert,   ist  nur   die  Frage,  wie 


x)  Vergl.  Windelband,  Geschichte  der  neueren  Philosophie  „Die  Blütezeit 
der  deutschen  Philosophie",  3.  Aufl.,  S.  242. 

2)  Vergl.  System,  S.  21  ff. 

3)  Vergl.  System,  S.  20  ff.,  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  9,  S.  415  ff,  Archiv  für 
Anatomie  und  Physiologie,  Jahrg.  1827,  H.  1,  Abh.  6. 
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Welcker  von  diesen  Gedankengängen  aus  den  Staatsorganismus  kon- 
struiert. 

Da  der  Staat  selbst  lebendig,  ja  die  höchste  Stufe  des  Lebens  ist, 
so  gibt  es  nach  seiner  Ansicht  kein  „natürlicheres,  einfacheres  und 
doch  fruchtbareres  Grundprinzip  für  die  richtige  Erfassung  und  Be- 
handlung des  staatsgesellschaftlichen  Lebens  als  jenes  uralte,  welches 
Cicero  so  ausspricht:  die  Natur  des  Staatslebens  und  seine  Gesetze 
sind  aus  der  Natur,  aus  dem  natürlichen  Grundgesetze,  des  Lebens  des 
Menschen  zu  entwickeln." x)  Wie  in  allem  anderen  Leben  so  müssen 
sich  daher  auch  in  dem  Staate  jene  drei  Kräfte  finden.  In  der  Tat 
ergibt  denn  auch  die  analytische,  historisch-philosophische  Betrachtung 
des  Staatslebens  gesitteter  Völker  jene  drei  Grundbestandteile  und  ihre 
grundgesetzliche  Verbindung  zum  höchsten  Lebensgrundgesetz.  ,,Nur  er- 
scheinen natürlich  diese  einzelnen  Grundbestandteile  und  ihre  grund- 
gesetzliche Verbindung  auch  in  dem  besonderen  Leben  des  Staates  in 
einer  besonderen  Gestalt  und  unter  besonderem  Namen.  Ebenso  gibt 
ihnen  die  besondere  historische  Kultur  individueller  Völker  abermals 
eine  andere  Gestaltung,  neben  welcher  aber  stets  die  wesentliche  all- 
gemeinere Natur  bleibt"  2). 

Welches  sind  nun  diese  Grundkräfte  im  Staate'?3) 
Die  allgemeine  innere  Urkraft  des  Staates  besteht  nach  seiner 
Ansicht  in  dem  höchsten  Grund-  oder  Verfassungsprinzip  und  Gesetz. 
Darunter  versteht  er  die  Grundidee ,  auf  welcher  das  ganze  staatliche 
Leben  aufgebaut  ist,  und  die  es  beherrscht,  es  ist  dasjenige  Grund- 
prinzip, worauf  alle  übrigen  Gesetze  der  Staatsgesellschaft  beruhen  und 
woraus  sie  hervorgehen  sollen.  Es  ist  in  den  verschiedenen  Staaten 
verschieden,  es  ist  anders  in  der  Despotie,  anders  in  der  Theokratie 
und  wieder  anders  in  dem  Staate  der  dritten  Entwickelungsperiode  4). 
In  diesem  Staate  geht  das  Grundgesetz  als  die  allgemeinste  höchste 
Grundkraft  zwar  allerdings  von  den  allgemeinsten  Kräften  des  Menschen- 
lebens und  der  Abhängigkeit  des  Volkes  von  der  Menschheit  und  ihrer 
Kultur,  von  natürlichen  religiösen  oder  vernünftig  sittlichen  Antrieben, 
vom  göttlichen  Willen  aus.  Stets  aber  ist  es  als  gemeinschaftliches 
Lebensprinzip  des  Volkes  gemeinschaftliches,  durch  gemeinschaftliche 
nationale  Bildung  und  Übereinstimmung  bestimmtes,  allgemeines  inner- 
liches Willensgesetz  der  Bürger.  Bei  freien  Völkern  auf  der  3.  Kultur- 
stufe ist  das  Grundprinzip  des  Staates  frei  anerkanntes  Willensgesetz, 
es  ist  der  sittliche  Gesamtwille  der  Vereinigung. 

x)  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  43. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  1,  S.  45. 

3)  Vergl.  zum  Folgenden:  System  S.  191  ff.,  Staatslexikon,  2.  Aufl.,  Bd.  9, 
S.  423  ff.,  Bd.  12,  S.  369  ff. 

4j  Vergl.  oben  S.  25  ff. 
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Der  zweite  Bestandteil  des  Staates,  die  äussere  Erscheinungskraft, 
welche  im  Einzelmenschen  der  Körper  bildet,  besteht  in  dem  Volkskörper. 
Dieser  setzt  sich  nach  We Ickers  Auffassung  zusammen  aus  den  Einzel- 
individuen in  ihrer  Selbständigkeit  mit  ihrem  individuellen  Willen  ge- 
richtet auf  ihre  besonderen  Zwecke,  sowie  aus  den  selbständigen  zwischen- 
staatlichen Verbänden,  den  Gemeinden  und  Familien.  In  ihm  erhalten 
im  freien  Staate  die  einzelnen  Persönlichkeiten  und  ihre  freien  Vereine 
einen  besonderen  gleichteiligen  Privatrechtskreis,  um  innerhalb  desselben 
als  freie  autonomische  Persönlichkeiten  bestehen  und  ihre  besondere 
individuelle  Überzeugung  und  Bestimmung  verwirklichen  zu  können. 

Die  dritte  Kraft,  die  Harmoniekraft,  bildet  im  Staate  die  Regierung. 
Sie  repräsentiert  die  Einheit  des  Staates,  indem  sie  den  in  seine  ein- 
zelnen Bestandteile  auseinander  strebenden  Volkskörper  zusammenhält. 
Wie  die  Seele  im  Einzelmenschen  dadurch,  dass  sie  den  göttlichen  Geist 
in  und  mit  dem  Körper  zu  verbinden  sucht,  das  individuelle  Leben  be- 
gründet, so  hat  die  Regierung  den  das  Grundprinzip  des  Staates  ent- 
haltenden und  auf  die  Gesamtzwecke  gerichteten  Gesamtwillen  in  und 
mit  dem  Volkskörper  zu  verwirklichen. 

Jedes  Leben  steht  nun  nach  W eickers  Ansicht  um  so  höher 
und  ist  um  so  gesünder,  je  stärker  und  wirksamer  sich  in  ihm  die  ein- 
zelnen Bestandteile  in  ihrer  charakteristischen  Eigenschaft,  also  auch 
in  ihrem  Gegensatze  und  ihrer  Selbständigkeit  darstellen,  und  je  voll- 
kommener sie  unter  sich  und  mit  der  Aussenwelt  ihre  Harmonie  erhalten1). 
Es  ist  daher  auch  der  Staat  am  vollkommensten,  in  dem  einerseits  diese 
Selbständigkeit  und  Vervollkommnung  der  einzelnen  Bestandteile  zu  mög- 
lichster Ausbildung  gelangt  ist,  in  dem  aber  auch  andererseits  für  ihre 
harmonische  Vereinigung  am  besten  gesorgt  ist.  Diese  Vollkommenheit 
ist  nach  seiner  Meinung  in  dem  konstitutionellen  Staate  erreicht,  dieser 
ist  daher  der  Staat  unserer,  der  3.  Periode. 

Damit  haben  wir  die  Grundgedanken  dargestellt,  auf  denen  Welcker 
seine  Lehre  von  der  konstitutionellen  Monarchie  aufbaut. 


x)  Staatslexikon,  Bd.  9,  S.  424,  System  S.  214. 
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